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EEiinnlleeiittuunngg

Mit der Veranstaltungsreihe „Das Jahr 1953. Ereignisse und Auswirkungen“
erinnerten die Landeszentralen für politische Bildung Brandenburg und Berlin an
den Aufstand vom 17. Juni 1953. Allerdings blieben in der Konzeption der Reihe
die Vorgänge ausgespart, die sich unmittelbar in den Tagen um den 17. Juni in
Berlin, in Görlitz, in Brandenburg und anderswo abgespielten. Die Veranstalter
gingen zu Recht davon aus, dass Fernseh- und Radiosendungen, Ausstellungen,
Vorträge und Diskussionsrunden sich damit ausführlich beschäftigen würden.
Statt dessen wollten sie mit dieser Reihe das zeitliche und räumliche Umfeld des
DDR-Volksaufstands beschreiben, um den Kontext zu verdeutlichen, in dem sich
die Ereignisse abspielten. In sehr unterschiedlichen Vorträgen wurden wesentliche
Entwicklungslinien der frühen fünfziger Jahre in der DDR und im sowjetischen
Machtbereich vorgestellt und anschließend diskutiert. Dabei ging es unter ande-
rem um die Krise in der Moskauer Zentrale unmittelbar vor und nach Stalins Tod,
um die Ursachen für die explosive Situation in der DDR, um den vergleichenden
Blick auf die Umbrüche in den Nachbarstaaten Polen, Tschechoslowakei und Un-
garn ebenso wie um eine Untersuchung der immer wieder umstrittenen Haltung
der Bundesrepublik und des US-amerikanischen Geheimdienstes zu den Verände-
rungen in Osteuropa. 

Die Politik der SED war seit 1952 von der „Verschärfung des Klassenkampfes
beim Aufbau des Sozialismus“ gekennzeichnet. Bauern, die das Ablieferungssoll
nicht erfüllen konnten, wurden kriminalisiert. Private Handwerker und Bauern
sollten mittels des Wirtschaftsstrafrechts zur Mitgliedschaft in Genossenschaften
gedrängt werden. Gegen Politiker von CDU und LDPD wurde Ende 1952/An-
fang 1953 eine neue Verhaftungswelle eingeleitet. Verfolgungen waren auch die
Kirchen, insbesondere die evangelische Junge Gemeinde ausgesetzt. Politische
Säuberungen erstreckten sich bis in die Reihen der herrschenden Partei, wo Kon-
trolleure fieberhaft nach Abweichlern fahndeten. Die Mehrheit der Bevölkerung
entfremdete sich von der SED, die seit ihrer Umformung zu einer stalinistischen
„Partei neuen Typus“ nur noch ihren absoluten Machtanspruch in der Gesell-
schaft durchsetzen wollte.
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Die Wirtschaft der DDR befand sich 1953 in der Krise. Die SED-Führung hatte
den Ausbau der Schwerindustrie auf Kosten der Konsumgüterproduktion forciert.
Hinzu kamen die enormen Belastungen für Rüstung, die sich aus der Einbindung
in das sowjetische Sicherheitssystem ergaben. Partei und Gewerkschaften be-
schlossen deshalb Normerhöhungen und weitere Maßnahmen, die das materielle
Lebensniveaus drastisch absenken würden und forderten damit den Protest der
Arbeiter heraus.

Auch in der Sowjetunion und in andere Staaten ihres Einflussbereiches sollte
die Parole von der „Verschärfung des Klassenkampfes“ die wirtschaftliche und
soziale Misere kaschieren. Unter dem Deckmantel des Kampfes gegen den Zio-
nismus bekamen die politischen Säuberungen in dieser Zeit einen antisemitischem
Charakter. Auch in der DDR wurden Schauprozesse vorbereitet.

Eine Bewertung der Ereignisse um den 17. Juni 1953 gebietet auch, nach
deren Auswirkungen zu fragen. Obwohl der Aufstand mit Hilfe der sowjetischen
Besatzungsmacht niedergeschlagen wurde und die SED-Propaganda ihn einen
von außen gesteuerten faschistischen Putsch nannte, nahm die DDR-Führung
diese Konfrontation mit dem Volk ernst. Sie drosselte das Tempo des sozialistisch-
en Aufbaus und beschloss einige Verbesserungen der wirtschaftlichen Lage der
Bevölkerung. Die Repressionsmaßnahmen wurden subtiler. Der Versuch, das po-
litische System zu verändern, war jedoch gescheitert und konnte unter den be-
stehenden Machtverhältnissen keine Aussicht auf Erfolg haben. Die gleiche Erfah-
rung machten später auch andere Völker in der sowjetischen Herrschaftssphäre.
Letztlich konnten sich den bewegten Jahren zwischen 1953 und 1956 trotz Pro-
testbewegungen und Machtveränderungen an der Spitze keine flexibleren Herr-
schaftsstrukturen etablieren. Die nächsten Krisen waren damit vorprogrammiert.
Jedoch ist bis heute umstritten, ob das System damals noch hätte reformiert wer-
den können oder ob es einfach nicht reformierbar war.

Die Herausgeber
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Annette Leo

DDiiee  „„VVeerrsscchhwwöörruunngg  ddeerr  WWeeiißßeenn  KKiitttteell““

AAnnttiisseemmiittiissmmuuss  iinn  ddeerr  SSoowwjjeettuunniioonn  

uunndd  iinn  OOsstteeuurrooppaa

Am 13. Januar 1953 ging eine Sondermeldung der sowjetischen Nachrichten-
agentur Tass um die Welt: In Moskau sei eine Gruppe von „Schädlingsärzten“
verhaftet worden. Diese Gruppe führender Mediziner des Kreml-Krankenhauses
habe es sich zum Ziel gesetzt, durch „Fehlbehandlungen“ das Leben führender
sowjetischer Parteifunktionäre zu verkürzen. Zwei hohe Funktionäre der Kommu-
nistischen Partei der Sowjetunion, Andrej Shdanow und Alexander Schtscher-
bakow seien ihnen bereits zum Opfer gefallen. 

Bei den festgenommenen Ärzte handelte es sich um: Prof. Jakow Etinger,
Prof. Mejer Wowsi, Prof. Wladimir Winogradow, Prof. Boris Kogan, Prof. Pjotr.
Jegorow, Prof. Matwej Kogan und Prof. Wladimir Wassilenko. Vier von ihnen
waren jüdischer Herkunft. Die übrigen -- so wurde verbreitet -- seien „verkappte“
Juden, was immer darunter zu verstehen war. In der Tass-Meldung war zu lesen,
dass die Betreffenden Verbindungen zur internationalen jüdischen Organisation
„Joint“ unterhielten, die von einem amerikanischen Nachrichtendienst als Spio-
nage- und Terrororganisation aufgebaut sei, unter dem Vorwand Juden in ande-
ren Ländern materiell zu unterstützen.

Der Fall der „Mörderärzte“, der als die „Verschwörung der weißen Kittel“ in
die Geschichte einging, bildete 1953 den Höhepunkt des staatlichen Antisemitis-
mus in der Sowjetunion. 

Den Ausgangspunkt oder Anlass für die Verfolgungswelle lieferte ein
gewöhnlicher Kompetenz- oder Meinungsstreit unter Ärzten, der aber in der
spätstalinistischen Sowjetunion eine unerwartete Brisanz und Explosivität erlang-
te, weil er sich mit einer Intrige gegen den damaligen Staatssicherheitsminister
Viktor Abakumow und mit der Paranoia des todkranken Stalin verquickte.

Zunächst geht es um den Tod von Andrej Shdanow, Chefideologe der KPdSU
und Kulturpapst, dessen Name eng verbunden ist mit dem Kampf gegen den „For-
malismus“ in der Kunst. Shdanov erkrankte und wurde im Kreml-Krankenhaus be-
handelt. Ende August 1948 diagnostizierte die Kardiologin Lidia Timaschuk bei ihm
Anzeichen eines Infarkts. Ihre Chefs Jegorow, Winogradow und Wassilenko waren
jedoch mit der Diagnose nicht einverstanden und veranlassten die Ärztin, den
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Befund umzuschreiben. Zwei Tage später erlitt Shdanow erneut einen Herzinfarkt
und starb kurz darauf. Lidia Timaschuk bekam Angst, weil sie ihre Diagnose um-
geschrieben, sprich verharmlost hatte, und wollte sich absichern. Sie beschloss ih-
ren ursprünglichen Befund dem Staatssicherheitsministerium zu melden, dessen
Zuträgerin sie ohnehin war. Ihr Brief mit dem beigelegten Kardiogramm gelangte
zwar bis zum Minister Abakumow, der ihn an Stalin weitergab. Aber niemand in-
teressierte sich dafür. Stalin schrieb an den Rand des Briefes: „ins Archiv“. 

Timaschuk ließ aber nicht locker. Sie fuhr fort, die Leitung des Krankenhau-
ses zu beschuldigen, mit einer Fehlbehandlung den Tod Shdanows verursacht zu
haben. Da ihre Chefs aber am längeren Hebel saßen, wurde sie in einer Betriebs-
versammlung gemaßregelt und in eine Filiale der Kreml-Poliklinik versetzt.

Wenden wir uns jetzt einem anderen Strang der Geschichte zu. Am 18.
November 1950 wurde der sowjetisch/jüdische Arzt Jakow Etinger verhaftet.
Seine Festnahme stand im Zusammenhang mit den Ermittlungen gegen das
Jüdische Antifaschistische Komitee JAFK, auf die ich später eingehen werde. Mit
Hilfe einer Abhöranlage wurde ein regimekritisches Gespräch aufgezeichnet, das
Etinger mit seinem Sohn in seiner Wohnung geführt hatte. In den Verhören
weigerte sich der Festgenommene jedoch, die abstrusen Geständnisse, die ihm
vorgelegt wurden, zu unterschreiben. Unter anderem sollte er gestehen, sowje-
tische Hilfe für Israel gefordert zu haben und Regierungsmitglieder absichtlich
falsch behandelt zu haben. Weil er für einen Schauprozess offenbar nicht zu ge-
brauchen war, wurde er auf Weisung des Ministers Abakumow in das Gefängnis
Lefortowo verlegt. Am 2. März 1951 starb Etinger dort an den Folgen der Miss-
handlungen sowie der unmenschlichen Haftbedingungen.

EEiinnee  ffrreeii  eerrffuunnddeennee  DDeennuunnzziiaattiioonn
Einige Monate später, am 2. Juli 1951, schrieb der Untersuchungsrichter im

Ministerium für Staatssicherheit Oberstleutnant Rjumin, der Etinger verhört
hatte, an Stalin und behauptete, Etinger habe Abakumow gestanden, absichtlich
falsche Methoden bei der Behandlung von Regierungsmitgliedern angewandt zu
haben. Daraufhin habe Abakumow Etinger in der Haft sterben lassen, damit
nicht ans Tageslicht komme, dass er selbst in den Plan verwickelt sei, mit Hilfe
der Kreml-Ärzte die Parteiführung umzubringen. Diese völlig frei erfundene De-
nunziation führte zum Sturz des Staatssicherheitsministers. Unter anderem wur-
de ihm vorgeworfen, gegenüber dem Jüdischen Antifaschistischen Komitee zu
große Nachsicht geübt zu haben.

Der Brief war offenbar Teil einer Intrige der Politbüromitglieder Berija und
Malenkow gegen den allzu selbständig gewordenen Abakumows. Nach seiner
Entmachtung wurde Abakumow festgenommen. Den Ministerposten übernahm
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Ignatjew. Die Ermittlungen gegen seinen Vorgänger und etliche von dessen
Vertrauensleuten aus dem Sicherheitsapparat (unter ihnen waren auch Juden) lie-
fen unter der Überschrift „Entdeckung eines zionistischen konspirativen Zentrums
im Ministerium für Staatssicherheit“. Einer von Abakumows Mitarbeitern erinner-
te sich dann nach langen „Verhören“, Etinger habe Abakumow gestanden, den
Chef des Nachrichtendienstes Sowinform, Alexander Schtscherbakow absichtlich
falsch behandelt und damit seinen Tod verursacht zu haben.

Der Untersuchungsrichter Rjumin, dem sein Denunziationsbrief den Posten
des stellvertretenden Ministers eingetragen hatte, begann zunächst mit einer all-
gemeinen Überprüfung aller im Kreml-Krankenhaus beschäftigten Ärzte. Irgend-
wann stieß er dabei auf die Angelegenheit Lidia Timaschuk. Die gemaßregelte
Ärztin wurde im Juli oder August 1952 als Expertin in die Lubianka bestellt und er-
zählte dem Untersuchungsrichter ihre Geschichte. Ignatjew und Rjumin berichte-
ten daraufhin Stalin, Abakumow und sein Mitarbeiter Wlassik (an den Timaschuk
damals ihre Beschwerde gerichtet hatte) hätten die Eingabe unterschlagen und die
Ärztin „den ausländischen Spionen und Terroristen zur Abrechnung ausgeliefert“.2

Obwohl Stalin wusste, wie sich die Sache in Wirklichkeit verhielt (sein Kanzleichef
hatte ihm das Papier, auf dem sich sein eigener Vermerk befand, auf den Tisch
gelegt) befahl er Wlassik zu verhaften und er rief am 1. Dezember 1952 die
Politbüromitglieder zusammen, um ihnen klarzumachen, dass eine tödliche Gefahr
über der sowjetischen Führung schwebte. „Ihr blinden Kätzchen“, soll er gesagt
haben, „was werdet ihr ohne mich machen -- unser Land wird zugrunde gehen,
weil ihr nicht fähig seid, Feinde zu erkennen“.3

Die bisherigen Ermittlungen bekamen danach eine neue Dynamik. Die
genannten Kreml-Ärzte wurden verhaftet, die schon erwähnte Tass-Meldung
veröffentlicht. Lidia Timaschuk bekam den persönlichen Dank Stalins übermittelt
und den Leninorden verliehen. Die verhafteten Ärzte wurden währenddessen ge-
foltert, bis sie bereit waren alles zu unterschreiben, was man ihnen vorhielt. Un-
ter anderem gestanden Wowsi und Kogan, im Juli 1952 die Ermordung von Sta-
lin, Berija und Malenkow verabredet zu haben. Im Verlaufe der Untersuchung
wurden die erfundenen Vorwürfe immer grotesker. Weil die medizinischen Me-
thoden versagt hätten, so hieß es, hätten die verschwörerischen Ärzte sogar einen
bewaffneten Anschlag auf Regierungsautos geplant, der jedoch von den Sicher-
heitsorganen vereitelt worden sei. Die betroffenen Ärzte waren hervorragende
medizinische Spezialisten, aber durchweg Männer im vorgerückten Alter, die man
sich nur schwer bei einem bewaffneten Überfall auf die Limousinen der hohen
Funktionäre hätte vorstellen können. 

Insgesamt 28 Ärzte waren in die Ermittlungen involviert. Eine Propaganda-
Kampagne bereitete den Schauprozess vor und löste eine antisemitische Hysterie



im Land aus. Aus Angst, vergiftet zu werden, weigerten sich Bürgerinnen und
Bürger, von jüdischen Ärzten Medikamente anzunehmen. Auf den Straßen, in Lä-
den und Verkehrsmitteln wurden Juden beleidigt und angepöbelt. Viele verloren
ihren Arbeitsplatz. Die Gerichtsverhandlung war für den März 1953 geplant. Es
kursierten Gerüchte über Pläne des Regimes, nach der öffentlichen Hinrichtung
der Verurteilten alle sowjetischen Juden nach Birobidjan4 und in andere Teile Sibi-
riens zu deportieren. Bisher ist jedoch keine Bestätigung dafür gefunden worden. 

SSttaalliinnss  PPhhaannttaassiieenn
Hat Stalin diesen Beschuldigungen tatsächlich geglaubt? Auf jeden Fall wies

die sowjetische Gesellschaft insgesamt nach fast zwanzig Jahren des Auf und Ab
von Säuberungswellen paranoische Züge auf. Der Verfolgungswahn hatte längst
eine Eigendynamik erreicht. Denunziationen, Verdächtigungen und Rechtferti-
gungen -- ob von oben nach unten oder von unten nach oben -- beherrschten
den Alltag. Niemand konnte sich sicher fühlen. Hinzu kommt noch ein Aspekt,
der die psychische Situation von Stalin selbst betrifft, der offensichtlich begann,
seine eigenen Phantasien für die Realität zu nehmen. Es war kein Zufall, dass es
Ärzte waren, gegen die sich seine letzte Verfolgswelle richtete. Der alternde, kran-
ke Diktator, der sich permanent verfolgt fühlte (kein Wunder bei dem schlechten
Gewissen, das er haben musste) war gewohnt, alle inneren Probleme nach außen
zu projizieren, für alles, was nicht nach Wunsch lief, „Schuldige“ zu finden. So
verwundert es nicht, dass er letztlich die Ärzte für seine Krankheiten und den zu-
nehmenden körperlichen Verfall verantwortlich machte. Als der wissenschaftliche
Leiter des Kreml-Krankenhauses, sein Leibarzt Wladimir Winogradow, ihm zu Be-
ginn des Jahres 1952 riet, sich aus dem politischen Leben zurückzuziehen, da auf-
grund seines hohen Blutdrucks ansonsten ein neuer Gehirnschlag zu befürchten
sei, verlor Stalin das Vertrauen zu ihm. 

Es heißt, er habe sich nach der Entlassung der Ärzte in seiner Datscha einge-
schlossen, weil er tatsächlich Angst davor hatte, ermordet zu werden. Wie der
sowjetische Historiker Madievski schreibt, „quälte er sich selbst mit den Bildern ei-
ner globalen Terroraktion, deren Ziel es war ihn zu vernichten. Die Organisatoren
der Aktion -- die imperialistischen Nachrichtendienste hatten die nationalistisch
eingestellten Juden angeworben und waren in lebenswichtige Bereiche einge-
drungen, darunter auch in medizinische Führungspositionen.“5 Nachdem sie mit
der physischen Vernichtung seiner Mitarbeiter begonnen hätten, würden sie sich
nun auch an ihn selbst heranschleichen. Aber noch bevor der Schauprozess das
angebliche Komplott öffentlich machen konnte, starb Josef Wissarionowitsch Sta-
lin am 5. März -- wie vorausgesagt -- an einem Gehirnschlag.
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Danach endete der ganze Spuk ziemlich rasch. Die Ärzte wurden bald darauf aus
dem Gefängnis entlassen, sie wurden rasch rehabilitiert. Erstmals konnten die
Bürger in der Zeitung lesen, dass die Aussagen durch Folter erzwungen worden
seien. Noch vor der berühmten Rede Chruschtschows im Jahre 1956 war dies das
erste Eingeständnis von Verbrechen des Regimes, ein Eingeständnis, das die Kom-
munisten in West- und Osteuropa tief erschütterte. 

Am Ende seines Lebens hatten sich bei Stalin Verfolgungswahn und tradierte
Judenfeindschaft miteinander verbunden. Aber trotzdem spielte auch in dieser
Säuberungswelle das politische Kalkül eine Rolle. Nachdem so viele Gruppen der
Gesellschaft in den Jahrzehnten zuvor zu Feinden erklärt und verfolgt worden
waren, wurde hier noch einmal -- zweifellos mit Bedacht -- offen auf ein traditio-
nelles, im Volk tief verwurzeltes Feindbild zurückgegriffen. Die Juden sollten
schließlich als Sündenböcke herhalten angesichts der Erbitterung der Bevölkerung
wegen des permanenten Terrors und der Verfolgung, wegen des Hungers, des
Mangels, der Misswirtschaft usw. Der Hass auf die Juden sollte -- wie schon sooft
in der Geschichte -- von den Verbrechen der Machthaber ablenken. 

Unterschwellig steckte in den verschiedenen stalinistischen Terrorwellen be-
reits von Beginn an ein antisemitisches Element. Mit vielen der propagierten
Feindbilder der dreißiger Jahre (Kapitalisten, Spekulanten, Kleinbürger, Kosmo-
politen, Intellektuelle, Trotzkisten usw.) waren stets auch die Juden gemeint, ohne
dass sie jeweils ausdrücklich benannt wurden. Andererseits jedoch hatten Juden
unter der Sowjetmacht erstmals Zugang zu Ämtern im Partei-, Staats- und Mili-
tärapparat (auch im Geheimdienst) bekommen und waren dort in hohe Funktio-
nen aufgestiegen. Sie gehörten also ebenso zu den Verfolgten, wie zu jenen, die
für die Verfolgung verantwortlich waren. Diese Ambivalenz bot das Spannungs-
feld für die letzte Säuberungswelle, die der greise Diktator in Szene setzte. 

DDaass  JJüüddiisscchhee  AAnnttiiffaasscchhiissttiisscchhee  KKoommiitteeee
Das Jüdische Antifaschistische Komitee wurde von jüdischen Persönlichkeiten

des Sowjetstaates nur wenige Wochen nach dem Überfall Hitlerdeutschlands auf
die Sowjetunion gegründet, nachdem die alarmierenden Nachrichten von den
Massenmorden an der jüdischen Zivilbevölkerung im Baltikum, in Weißrussland
und in der Ukraine durchgesickert waren. 

Eine erste Massenversammlung fand im August 1941 in Moskau statt mit
dem Ziel, die Juden im In- und Ausland zu mobilisieren, um der bedrängten Sow-
jetunion zu helfen. Das JAFK machte den Mord an den Juden publik, der in der
sowjetischen Propaganda zunächst heruntergespielt worden war. Das Regime ließ
das Komitee gewähren und bediente sich seiner. Deshalb konnte das JAFK in der
Phase der Antihitlerkoalition eine besondere Rolle spielen. Es hatte die Aufgabe,
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vor allem in den USA, in Kanada und in Lateinamerika um materielle Unterstüt-
zung für den Kampf der Roten Armee werben. Gleichzeitig sollte die Regierung
der USA zur Eröffnung der 2. Front gedrängt werden. Das JAFK befand sich fest
im Griff des NKWD. Seine wichtigsten Funktionäre waren Solomon Losowski,
Chef der Roten Gewerkschaftsinternationale und Mitglied des ZK der KPdSU,
Schachne Epstein, Journalist und Mitarbeiter des NKWD. Präsident und Reprä-
sentant des Komitees war Solomon Michoels, ein berühmter jüdischer Schauspie-
ler und Direktor des Staatlichen Jüdischen Theaters, neben ihm muss auch der
Dichter Itzhak Fefer erwähnt werden. 

Michoels und Fefer reisten 1943 in die USA, nach Kanada, nach Mexiko und
nach England und warben dort um Unterstützung. Sie hatten Begegnungen mit
Albert Einstein, Thomas Mann, Charlie Chaplin, Lion Feuchtwanger usw. traten
auf großen Meetings auf. Ihre Reise hatte eine gewaltige Resonanz. Die Juden
der dortigen Länder unterstützten den Kampf der Sowjetunion gegen Hitler und
sie machten Druck auf ihre jeweiligen Regierungen.

Das Jüdische Antifaschistische Komitees veröffentlichte unter anderem das
berühmte „Schwarzbuch“ über die deutschen Verbrechen an Juden in der Sow-
jetunion. 1944 wurde mit der Sammlung von Augenzeugenberichten über die
Massenmorde begonnen. Als Herausgeber des Buches zeichneten die Schriftstel-
ler Ilja Ehrenburg und Wassili Grossman. Albert Einstein, von dem die Idee
stammte, schrieb dazu das Vorwort. Das „Schwarzbuch“ erschien allerdings nie
in der Sowjetunion. 1947 wurde der Druck gestoppt mit der Begründung: das
Schicksal der Juden sollte nicht besonders hervorgehoben werden. Publiziert wur-
de letztlich nur eine zensierte Fassung für die USA und eine für Rumänien. Im ur-
sprünglichen Manuskript war ein Tabu-Thema berührt worden: der Antisemitis-
mus der Bevölkerung in den von den Deutschen besetzten Gebieten und ihre 
Verwicklung in die Massenmorde. 

Nach dem Ende des Krieges und dem Bruch der Antihitler-Koalition war das
JAFK überflüssig geworden. Das sowjetische Regime, das nach dem Ende des
Krieges ein Wiedererstarken des russischen Nationalismus förderte, wollte den jü-
dischen Einfluss in der Gesellschaft wieder zurückdrängen. Eine zusätzliche Irrita-
tion bot die Begeisterung der sowjetischen Juden für die Gründung des Staates
Israel (1948). Obwohl das JAFK deutlich antizionistischen Positionen einnahm
und in seinen Erklärungen immer wieder die Sowjetunion als Heimat der Juden
bezeichnete, war sein Schicksal besiegelt. 

1948/49 vollzog die sowjetische Außenpolitik eine Kehrtwende in Bezug auf
Israel. Nachdem die Sowjetunion die Gründung des Staates Israel zunächst unter-
stützte, kam es einige Monate später zum Bruch, als sich Israel deutlich zu den
USA hin orientierte. 
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Im Januar 1948 kam der Präsident des Komitees Solomon Michoels bei einem
Autounfall ums Leben. Dass dies in Wahrheit ein Mordanschlag war, gestand der
Staatssicherheitsminister Abakumow später ein. Offenbar wurde Michoels weder
verhaftet noch angeklagt, weil er auf irgend eine Weise mit Stalins Familie ver-
bunden war. Als das JAFK im November 1948 schließlich aufgelöst wurde, hatten
die Ermittlungen des Geheimdienstes gegen seine Mitglieder bereits begonnen:
Ihnen wurde Kontakt mit ausländischen jüdischen Nationalisten, Spionage und
natürlich Zionismus vorgeworfen. Die Untersuchungen gingen sehr schnell in eine
allgemeine Kampagne gegen Juden im öffentlichen Leben über, viele verloren ih-
re Arbeitsstellen. Einrichtungen jüdischer Kultur, wie Theater, Zeitschriftenredak-
tionen usw. wurden geschlossen. 

Es folgte im November/Dezember 1948 die Verhaftung der Mitglieder des
Jüdischen Antifaschistischen Komitees. Als Hauptangeklagte im Prozess waren
Jitzhak Fefer und Solomon Losowski vorgesehen. Der Prozess, in dem alle Ange-
klagten mit Ausnahme der Biologin Lina Stern hingerichtet wurden, fand erst
1952 statt. Im Gegensatz zu den meisten anderen Gerichtsverfahren während der
Säuberungen, fand er hinter verschlossenen Türen statt. Das Schicksal der JAFK-
Mitglieder wurde erst lange nach Stalins Tod bekannt. 

AAnnttiisseemmiittiissmmuuss  iinn  ddeenn  oosstteeuurrooppääiisscchheenn  SSttaaaatteenn
Mit dem Beginn des Kalten Krieges und dem Bruch zwischen Stalin und Tito

begannen Ende der vierziger Jahre auch in Osteuropa die von Moskau inszenier-
ten und gesteuerten Säuberungen. Sie dienten in erster Linie dem Zweck, die ost-
europäischen Gesellschaften zu stalinisieren und jegliche positive Erinnerung an
das Bündnis mit den Westalliierten in der Antihitlerkoalition auszulöschen, seine
Exponenten zu diskreditieren bzw. verschwinden zu lassen. Bei den Ermittlungen
und in den jeweiligen Schauprozessen spielte der Leiter der amerikanischen Hilfs-
organisation USC Noel H. Field dabei die Rolle der Schlüsselfigur. Die Verhaf-
tungs- und Terrorwellen in Ungarn, Polen, der Tschechoslowakei richteten sich
vor allem gegen zurückgekehrte kommunistische Westemigranten und Spanien-
kämpfer, unter denen der Anteil der Juden sehr hoch war. 

1949/50 wurden in der DDR in einer ersten, noch wenig dramatischen Phase
SED-Mitglieder jüdischer Herkunft aus zentralen Positionen des Partei- und
Staatsapparats entfernt. Dies betraf zum Beispiel den Wirtschaftswissenschaftler
Jürgen Kuczynski, der den Sowjets als Vorsitzender der Vorsitzende der Gesell-
schaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft nicht mehr tragbar erschien. Es be-
traf auch Leo Zuckermann, der als Leiter der Präsidialkanzlei Wilhelm Piecks ab-
gesetzt wurde, weil er 1947 Mitglied der Jüdischen Gemeinde geworden war. Die
Betreffenden erhielten jedoch andere ehrenvolle Positionen an Universitäten und
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Hochschulen, so dass eine regelrechte Verfolgung von Kommunisten jüdischer
Herkunft zunächst nicht erkennbar war. Im ostdeutschen Nachfolgestaat des Drit-
ten Reiches wollte man nur wenige Jahre nach dem Holocaust einen solchen Ein-
druck wohl anfangs vermeiden.

HHiinnhhaalltteettaakkttiikk  iinn  PPoolleenn
In Polen existierte auch nach Auschwitz ein starker traditioneller Antisemitis-

mus in der Bevölkerung. Obwohl nur wenige Überlebende der Vernichtungslager
in ihre polnische Heimat zurückkehrten, lebte das Vorkriegsstereotyp einer Ver-
quickung zwischen Juden und Kommunisten ungebrochen fort. Weiter genährt
wurde dieses Vorurteil zweifellos durch die tatsächliche Mitarbeit von jüdischen
Kommunisten im verhassten Sicherheitsapparat des neuen Regimes. Die immer
wieder aufflackernden Überfälle und Ausschreitungen gegen Juden, das bekann-
teste Ereignis in diesem Zusammenhang war wohl das Pogrom von Kielce im Jahr
1946, trieben trotz halbherziger staatlicher Schutzmaßnahmen immer mehr jü-
dische Bürger aus dem Land. 

Die stalinistischen Säuberungen begannen auch in Polen mit einer antisemi-
tischen Wende. Trotzdem verlief alles ein wenig anders als in den anderen osteu-
ropäischen Ländern. Im August 1951 wurde der Generalsekretärs der PVAP, Wla-
dislaw Gomulka, der einen polnischen Weg zum Sozialismus propagiert hatte,
verhaftet, nachdem er zuvor Schritt für Schritt entmachtet worden war. Die Er-
mittlungen gegen ihn zogen sich aber bis nach Stalins Tod hin. Der Parteivorsit-
zende Boleslaw Bierut und der Chef des Sicherheitsapparates Jakub Berman ver-
zögerten die Vorbereitungen. Beide sollen gefürchtet haben, selbst Opfer der
Säuberungen zu werden. Wie die Historikerin Beate Kosmala schreibt, spricht in
der Tat vieles dafür, dass Stalin 1952 die Liquidierung Gomulkas mit einem großen
antisemitisch-antizionistischen Schauprozess verbinden wollte, einem polnischen
Slansky-Prozess mit Jakub Berman als Haupt der Verschwörung.6  Wie realistisch
die Ängste von Bierut und Berman waren, zeigt die Geschichte der polnischen
Kommunistischen Partei, die Ende der dreißiger Jahre schon einmal auf Beschluss
der Komintern aufgelöst worden war und deren Funktionäre, Parteiaktivisten und
Intellektuelle fast alle während des Großen Terrors in der Sowjetunion ermordet
worden waren. 

Ende 1951 erhielten alle polnischen Parteiorganisationen den Befehl aus
Moskau, die Aufnahme oder Beförderung jüdischer Kommunisten in Positionen
der Nomenklatura zu verweigern. Das antisemitische Element rückte schließlich
ins Zentrum der Säuberungsaktivitäten. 1952 und 1953 verstärkte sich der Druck
Stalins auf Bierut, Juden aus der Parteiführung zu entfernen. Am 11. November
1952 wurden 14 hohe kommunistische Offiziere der Abwehrabteilung des Gene-
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ralstabs, allesamt jüdischer Herkunft und alle ehemalige Spanienkämpfer, festge-
nommen. Wegen der Hinhaltetaktik von Bierut und Berman kam es bis zu Stalins
Tod nicht zu Gerichtsverfahren. Es folgte die Entstalinisierung und die Rehabilitie-
rung der Verfolgten. Aber die antijüdischen Säuberungen von 1952/53 blieben
von erheblicher ideologischer Bedeutung, das zeigte sich vor allem in den Jahren
1967 und 1968, weil sie antisemitische Standpunkte und Vorgehensweisen erst-
mals auch innerhalb der Kommunistischen Partei salonfähig machten. 

DDeerr  SSllaannsskkyy--PPrroozzeessss  iinn  PPrraagg
Die tschechoslowakische Regierung hatte auf Anweisung Stalins zunächst

ein besonderes Verhältnis zu Israel entwickelt. Das Land lieferte Waffen dorthin
und durchbrach damit das westliche Embargo gegen den neugegründeten Staat.
1948 wurden israelische Piloten und Fallschirmspringer in der CSR ausgebildet. Ei-
ne tschechische Brigade aus jüdischen Freiwilligen nahm 1948/49 an den Kämp-
fen des Unabhängigkeitskriegs teil. Tschechen lieferten der israelischen Armee
Flugzeuge usw.

Diese besonderen Beziehungen spielten in dem großen tschechischen Schau-
prozess im Dezember 1952 eine große Rolle. Der Slansky-Prozess hatte eine un-
verhüllt antisemitische Stoßrichtung. Von den vierzehn Angeklagten stammten elf
aus jüdischen Familien. Um das auch in der Öffentlichkeit zu betonen, nannten
die Staatsanwälte und Richter in der Gerichtsverhandlung die Angeklagten häufig
nicht bei ihren tschechischen Namen sondern verwendeten ihre ursprünglichen
jiddischen Namen. 

Die Verhaftungen hatten bereits 1950, im unmittelbaren Anschluß an den
Rajk-Prozess in Ungarn begonnen. Wie Artur London, einer der beiden Überle-
benden des Prozesses in seinem Buch „Ich gestehe“ schreibt, ging es bei den
konstruierten Vorwürfen zunächst um den Kontakt zum bereits erwähnten Noel
Field.7 Gleichzeitig aber sollten sich die Gefangenen als Trotzkisten, Titoisten, als
Agenten der bürgerlichen tschechischen Exilregierung, als Agenten des englisch-
en Geheimdienstes usw. bekennen. Artur London beschreibt eindrücklich, wie
dann erst sehr spät das endgültige antizionistische Szenario festgelegt und alle
Geständnisse wieder umgeschrieben wurden. Die Anklageschrift lässt das Bild
eines „konspirativen“ Weltjudentums erstehen, dessen Exponenten der jüdische
Weltkongress, der Staat Israel und natürlich das US-amerikanische Finanzkapitel
sind. Als wichtigste Agentur dieser Weltverschwörung wurde die internationale
jüdische Hilfsorganisation „Joint“ (Jewish Joint Distribution Commitee) ausge-
macht. Joint bekam im Grunde eine ähnliche Funktion zugeschrieben wie sie Noel
Field in der Anfangsphase der Säuberungen inne hatte. Überall in Osteuropa und
der DDR bekamen Juden, die den Holocaust überlebt hatten, von „Joint“ Pakete,
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die sie mit den nötigsten Lebensmitteln und mit Kleidung versorgten. Die Na-
menslisten der Empfänger von Joint-Paketen verwandelten sich quasi über Nacht
in Listen von jüdischen Agenten in den betreffenden Ländern. So etwa muss man
sich das Szenario vorstellen.

Nach dem Slansky-Prozess wurden in der Tschechoslowakei weitere Prozesse
vorbereitet. Hunderte von Parteifunktionären und Staatsfunktionären, die bereits
seit langem im Gefängnis saßen, wurden auch noch nach Stalins Tod weiter als zio-
nistische Agenten verurteilt. Die Säuberungswelle durchlief systematisch die ein-
zelnen Behörden: Außenministerium, Innenministerium, Armee, zuletzt die Öko-
nomen. Zu den Verurteilten gehörten zum Beispiel Eduard Goldstücker, tsche-
chischer Botschafter in Israel und Schweden und Josef Smrkovski, stellvertretender
Landwirtschaftsminister, die beide später während des Prager Frühlings eine Rolle
spielten.

VVeerrffoollgguunnggsswweellllee  iinn  ddeerr  DDDDRR
Der Slansky-Prozess war nicht nur das offizielle Signal, auf das man in

Moskau dann mit der Verhaftung der jüdischen Ärzte „reagierte“. Er löste auch
in der DDR, die schließlich wegen der NS-Vergangenheit eine besondere Rolle
unter den osteuropäischen Satellitenstaaten der Sowjetunion einnahm, eine wei-
tere Verfolgungswelle aus. 

Einige Historiker vertreten die Auffassung, in der DDR sei ebenfalls ein großer
Schauprozess mit antisemitischer Stoßrichtung geplant worden.8 Als die beiden
Hauptangeklagten sollen die kommunistischen Funktionäre Franz Dahlem und
Paul Merker vorgesehen gewesen sein, die beide allerdings keine Juden waren.
Paul Merker hatte sich schon im mexikanischen Exil für eine künftige Entschädi-
gung der von den Nazis verfolgten und enteigneten Juden eingesetzt. Er setzte
dieses Engagement nach seiner Rückkehr aus dem Exil fort. Zusammen mit Leo
Zuckermann brachte er ein Wiedergutmachungsgesetz auf den Weg, das aber nie
beschlossen wurde. Paul Merker wurde schließlich in einem Geheimprozess zu ei-
ner mehrjährigen Zuchthausstrafe verurteilt, offenbar weil nach Stalins Tod der
entsprechende Druck aus Moskau fehlte.

Die Historikerin Karin Hartwig favorisiert die Auffassung, wonach in der DDR
aufgrund der NS-Vergangenheit kein spektakulärer Schauprozess stattfinden soll-
te und das Regime es bei einzelnen Verhaftungen, bei Vertreibung der Juden aus
führenden Positionen in Partei und Staatsapparat und bei der Auflösung der VVN
belassen wollte.9

Auch den späten Zeitpunkt des Beginns der Repressionen in der DDR (erst
nach dem Dezember 1952) kann man verschieden deuten. Zeitzeugen berichten
davon, dass Wilhelm Pieck und Walter Ulbricht sich lange Zeit gesträubt und ähn-
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lich wie in Polen den geplanten Prozess hinausgezögert hätten. Zweifellos exis-
tiert jedoch auch ein Zusammenhang zur internationalen Lage. Das stalinsche An-
gebot an die Westmächte, sich gemeinsam auf ein vereintes und neutrales
Deutschland zu einigen, um die Wiederbewaffnung der Bundesrepublik und ihren
Eintritt in die NATO zu verhindern, wurde 1952 von Adenauer und den West-
mächten abgelehnt. Danach waren wohl keine außenpolitischen Rücksichten
mehr nötig. Die DDR sollte ganz und gar in das sowjetische Machtgefüge inte-
griert werden, wozu natürlich auch die Stalinisierung aller Strukturen der Gesell-
schaft und auch die Inszenierung von politischen Säuberungen gehörten.

Paul Merker wurde nach dem Urteil im Slansky-Prozess verhaftet. In einem
SED-Dokument, das seine Verhaftung rechtfertigte und die Richtung der Verfol-
gung angab, wurde ihm „Verschiebung deutschen Volksvermögens“ vorgewor-
fen. „Von jüdischen Kapitalisten zusammengeraubte Kapitalien“ seien Volksei-
gentum und kein Gegenstand der Wiedergutmachung.10 Franz Dahlem wurde
wegen einer angeblichen Fehlentscheidung im französischen Exil scharf kritisiert
Im Mai 1953 erst verlor er seine hohen Parteifunktionen, aber es kam nicht mehr
zu seiner Verhaftung. Die Zentrale Parteikontrollkommission konzentrierte ihre
Ermittlungen zu dieser Zeit auf SED-Mitglieder, die in der jüdischen Gemeinde
eine Rolle spielten. 

DDiiee  FFlluucchhtt  iinn  ddeenn  WWeesstteenn
Ins Zentrum des Interesses rückte Julius Meyer, Überlebender der Lager

Auschwitz und Ravensbrück.11 Seit 1949 leitete er zusammen mit Heinz Galinski
die Jüdische Gemeinde in Berlin, er war Präsident des Verbandes der Jüdischen
Gemeinden in der DDR, Mitglied der SED und spielte eine wichtige Rolle im Vor-
stand der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes. Julius Meyer unterschied
sich von vielen anderen Kommunisten jüdischer Herkunft, weil er offen die Inte-
ressen der überlebenden Juden in den jeweiligen Organisationen vertrat und
nicht umgekehrt die Politik der SED in den Gremien durchzusetzen suchte. So
engagierte er sich vehement für ein Wiedergutmachungsgesetz. Er stand mit sei-
ner Person für die proisraelische Haltung der jüdischen Gemeinde.

Julius Meyer war Anfang Januar 1953 zu stundenlangen verhörartigen Ge-
sprächen vor die Zentrale Parteikontrollkommission geladen worden. Hier musste
er ausführlich über sein Leben berichten, Ergänzungen zu seinem Lebenslauf ab-
liefern und wurde vor allem aufgefordert, detailliert über die Verbindungen der
Jüdischen Gemeinde zur Hilfsorganisation Joint Auskunft zu geben. Die Verteil-
ung der Care-Pakete, eine wichtige Existenzgrundlage für die jüdischen Überle-
benden, lief über die Gemeinden. Auch über die Verbindungen von DDR-Staats-
und Parteifunktionären zu Israel wurde Meyer befragt. Außerdem soll er mehrere
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Stunden lang von einem hohen Offizier der sowjetischen Militäradministration
(vermutlich einem NKWD-Offizier) verhört worden sein. Der fragte gezielt nach
einer „zionistischen Organisation“ und unterstellte, dass es sich bei „Joint“ um
eine Tarnorganisation der Zionisten handele und dass die jüdischen Gemeinden
von dort ihre „Anweisungen“ bekommen würde.

Meyer war überzeugt, dass seine Verhaftung unmittelbar bevorstand. Es ge-
lang ihm, seine Vernehmer von der ZPKK tagelang hinzuhalten. Er lieferte gefor-
derte Berichte ab, aber keine Listen von Gemeindemitgliedern, die Care-Pakete
erhalten hatten. Es lässt sich leicht vorstellen, dass in der beginnenden Verfol-
gungswelle diese Listen als Grundlage für Verhaftungsaktionen gedient hätten.
Julius Meyer warnte die jüdischen Gemeindevorsitzenden in den anderen Städ-
ten. Er sprach dann in Berlin mit Heinz Galinski und dem deutsch-amerikanischen
Rabbiner Nathan Levinsohn. Ein Fluchtplan wurde ausgearbeitet und ein Code-
Wort ausgegeben, das die Flucht auslösen sollte: „Großmutter im Sterben“. Die
Betreffenden sollten sich mit ihren Familien auf den Weg nach Berlin machen,
sobald sie dieses Signal erhielten. In einem anderen Bericht heißt es, dass Meyer
selbst, geschützt durch seinen Status als Volkskammerabgeordneter, Singer, Lö-
wenkopf und die anderen in seinem Auto nach Ost-Berlin holte, während ihre
Ehefrauen und Kinder mit der Bahn fuhren. Alle Beteiligten kamen jedenfalls
wohlbehalten in Westberlin an, wobei die Idee nicht ganz von der Hand zu wei-
sen ist, dass die Staatssicherheit davon wusste und sie gehen ließ. Die Flucht war
vielleicht „das kleinere Übel“ weil es weniger peinlich war, sie gehen zu lassen als
sie verhaften zu müssen. Für die von den Sowjets gesteuerte und geforderte
Kampagne konnte man sie ja trotzdem als Agenten stigmatisieren. Nach der da-
maligen Logik hatten sie mit ihrer Flucht gewissermaßen den Beweis für ihre
Schuld geliefert. 

Mit Julius Meyer zusammen flohen: Günter Singer, Vorsitzender der Jü-
dischen Gemeinde Erfurt, Leon Löwenkopf,  Dresden, Helmut Looser, Vorsitzen-
der der Leipziger Gemeinde,  Leon Eisenstedt, Generalsekretär des Landesverban-
des der Jüdischen Gemeinden in der DDR, Fritz Grunsfeld, ebenfalls Leipzig und
Vizepräsident des Landesverbandes sowie Leon Zamorje, Jüdische Gemeinde,
Halle. Sie lösten eine Fluchtwelle unter den Gemeindemitgliedern aus - insgesamt
500 Juden verließen innerhalb weniger Tage die DDR, sodass die Aufnahmeka-
pazität der Jüdischen Gemeinde in Westberlin bald erschöpft war. Alle Insassen
des jüdischen Kinderheims Berlin-Niederschönhausen fuhren zusammen mit ihren
Erziehern mit der Straßenbahn über die Sektorengrenze. Auch der schon früher
gemaßregelte Leo Zuckermann gehörte zu den Flüchtlingen, ebenso wie Heinz
Freund, Kammergerichtspräsident in Ostberlin und Heinz Fried, Direktor der Ost-
berliner Wasserwerke.
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Was es für diese Menschen bedeutete, nach der Rückkehr aus dem KZ oder aus
dem Exil zum zweiten Mal wieder ganz von vorn zu beginnen, lässt sich schwer
ermessen. In der Situation des geteilten Deutschlands gerieten einige überdies
zwischen die Mahlsteine der Systemauseinandersetzung. Jüdische oder kommu-
nistische Verfolgte des Nazi-Regimes hatten zu Beginn der fünfziger Jahre auch
im Westen keinen guten Stand. Leon Löwenkopf wollte nicht in Deutschland blei-
ben und übersiedelte nach Zürich in die Schweiz. Looser ging für einige Zeit nach
Kenia, kehrte dann aber in die BRD zurück. Zuckermann ging in sein Exilland
Mexiko zurück, wo er 1983 starb. Meyer hatte es als prominenter DDR-Funktio-
när und SED-Mitglied besonders schwer, in der Bundesrepublik Fuß zu fassen.
Überliefert sind jahrelange bürokratische Auseinandersetzungen um seinen An-
spruch auf Entschädigungsleistung. Langwierige Prüfungen seiner Biografie im
Bundesnotaufnahmeverfahren zur Anerkennung als politischer Flüchtling sollen
ihn schließlich bewogen haben, mit seiner Familie nach Brasilien auszureisen, wo
er 1979 starb. 

Im Februar 1953 wurde auf Beschluss der SED die VVN aufgelöst. Die offi-
zielle Begründung, die der politisch bereits angeschlagene Franz Dahlem vortra-
gen musste, lautete, der Faschismus sei in der DDR mit seinen Wurzeln ausge-
rottet und jetzt gehe es darum, gemeinsam mit allen patriotischen Kräften des
Volkes den Sozialismus aufzubauen. Das war letztlich nichts anderes als die Ver-
söhnung mit den kleinen Nazis und deren Integration in den Aufbau des Sozialis-
mus. Die eigenständige Organisation der Widerstandskämpfer und Verfolgten
hatte damit ihre Stimme in der Gesellschaft verloren. Für sie sprach künftig ein
vom SED-Zentralkomitee eingesetztes Komitee der Antifaschistischen Wider-
standskämpfer. Die Jüdische Gemeinde war auf die Ausübung des religiösen Kul-
tus reduziert und zur politischen Bedeutungslosigkeit degradiert. Nach der Ableh-
nung des Wiedergutmachungsgesetzes war sie überdies völlig von staatlicher
finanzieller Unterstützung abhängig.
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Michael Lemke

KKoonnrraadd  AAddeennaauueerr  uunndd  ddaass  JJaahhrr  11995533

DDeeuuttsscchhllaannddppoolliittiikk  uunndd  ddeerr  1177..  JJuunnii

Dem ersten Bundeskanzler Konrad Adenauer wurde von Zeitgenossen später vor-
geworfen, er habe den 17. Juni 1953 kaum zur Kenntnis genommen, ja ihn sogar
eher als störend für sein politisches Hauptwerk der Westintegration angesehen.
Andererseits war Adenauer einer der Politiker, die das Wort “Wiedervereinigung“
sehr häufig in den Mund nahmen. War das nur hohles Gerede oder Doppelzün-
gigkeit? In der folgenden Darstellung soll die Deutschlandpolitik Adenauers und
der Bundesrepublik gegenüber der DDR ein wenig genauer betrachtet werden. 

DDaass  BBiilldd  AAddeennaauueerrss  vvoomm  KKaalltteenn  KKrriieegg  uunndd  vvoonn  ddeerr  UUddSSSSRR
Im Hinblick auf den Volksaufstand in der DDR müssen zwei allgemeine

Überzeugungen des Bundeskanzlers besonders berücksichtigt werden: Zum einen
war das die gewachsene Einsicht in die Wandelbarkeit der Welt, seine Über-
zeugung, dass nichts, vor allem nichts in der Politik, von Veränderungen un-
berührt bleiben würde1, und zum anderen seine Auffassung von der Universalität
und der vielseitigen Korrespondenz des Weltgeschehens: „Infolge der Zusam-
menballung der Macht bei zwei Völkern, infolge des Fortschritts der Technik,
insbesondere auch der Kriegstechnik, ziehen sich die politischen Spannungen um
den ganzen Erdball mit besonders empfindlichen und kritischen Stellen. Es gibt
keine isolierten Herde der Beunruhigung mehr; Erhöhung oder Ermäßigung der
Spannung an einem Punkte kann sogar die Möglichkeit geben, an einem anderen
Punkte die Spannung zu verschärfen.“2 Das implizierte die Dynamik der deut-
schen Frage, die nicht nur im Verständnis des Bundeskanzlers mit dem Integra-
tionsproblem und ost- westlichen Interaktionen untrennbar und „schicksalhaft“
verbunden blieb. Doch konnten Adenauer und seine Anhänger 1953 keineswegs
den Beweis für ihre Behauptung antreten, dass die Wiedervereinigung Deutsch-
lands als erstes Ziel der Politik und Verfassungsgebot nur durch die Verankerung
im westlichen Bündnis und mit dessen Hilfe realisiert werden könne.

Wenngleich er verschiedenen innenpolitischen Fragen -- etwa der Reform
des Wahlrechts und nazistischen Aktivitäten im Umfeld der FDP -- viel Zeit und
Energie widmete, war sich Adenauer der Priorität der Wiedervereinigung im
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Denken und als politisches Motiv der Wähler bewusst. Die Bemühungen um die
Verankerung der Bundesrepublik im Westen bedeuteten keineswegs ein Ab-
schreiben des als „Zone“ apostrophierten Ostdeutschlands.3 Es kann kein Zwei-
fel daran sein, dass Adenauer, besorgt um die Lage der 17 Millionen Ostdeut-
schen, die Wiedervereinigung -- natürlich zu den westlichen Bedingungen --
wirklich wollte. Doch sah er 1953 dafür überhaupt keine Realisierungschancen.
Der Kalte Krieg, erklärte er im Januar 1953, werde „geistig, kulturell, wirtschaft-
lich und politisch geführt.“ Es ginge nicht um eine Auseinandersetzung „um ge-
wisse Länder oder gewisse Bastionen, um gewisse Stellungen oder um Handel
oder etwas derartiges“, sondern um „Weltanschauungskämpfe im eminenten
Sinne des Wortes.“4 Da er die deutsche Teilung als Produkt des Ost-West-Kon-
fliktes und nicht als innerdeutsches Problem sah, betrachtete er eine globale
Entspannung als die Voraussetzung für deren Überwindung. Wenn Adenauer
gleichzeitig immer wieder darauf hinwies, dass westliche Entspannungsbemüh-
ungen nicht die Freiheit und den Frieden der westlichen Welt gefährden dürf-
te,5 setzte er sich bei vielen Zeitgenossen dem Verdacht der Doppelzüngigkeit
und Unaufrichtigkeit aus. Er wolle eben nur Entspannung in Worten und blo-
ckiere sie durch seine Politik, hieß es eben nicht nur im Osten. Doch spielte
Adenauer politisch weder falsch noch log er in der Einheitsfrage. Denn einer-
seits war er tatsächlich davon überzeugt, dass man der UdSSR nicht zu weit
entgegenkommen dürfe, weil sie sozusagen „gesetzmäßig“ aggressiv und ex-
pansiv sei: „Dieser Drang, seine Herrschaft immer weiter auszudehnen, beruht
auf einer anscheinend aus dem totalitären Staatsgefühl herauswachsenden un-
gehemmten und ungezügelten Macht- und Herrschsucht, die die Lenker der
neueren totalitären Staaten zu einem Streben nach Ausdehnung ihres Macht-
bereichs zwingt. Dabei spielt zweifellos das Gefühl mit, dass eine diktatorisch
regierende Macht für ihre innere Stabilität, für ihre Autorität gegenüber den
von ihr beherrschten Völkern eine immer weitere Ausdehnung ihrer Macht be-
nötigt,“6 philosophierte er am 16. April 1953 in New York. Deshalb dürfe man
sich auch in der Wiedervereinigungsfrage keinen Täuschungen hingeben oder
Illusionen erzeugen, vor allem nicht „bei den Deutschen in der Sowjetzone.“7

Dabei fehlte es dem Kanzler durchaus nicht an politischer Phantasie und an
Visionen, die mit seiner politischen Nüchternheit, seinem Rationalitätsdenken
und mit seinem politischen Kalkül manchmal seltsam kontrastierten. So ent-
stand auch in der deutschen Frage eine eigenartige geistige Symbiose, die zwar
keinen politischen Lösungsansatz enthielt, der kurzfristig zu realisieren gewesen
wäre, aber doch verschiedene Gedanken für eine langfristige Lösung des deut-
schen Problems. Dazu gehörte u.a. der Glaube Adenauers an die Überlegenheit
der westlichen demokratischen und marktwirtschaftlichen Ordnung, die auf die
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Menschen im kommunistischen Herrschaftsbereich anziehend wirke. Adenauer
dachte aber nicht nur linear „magnettheoretisch“. Für ihn würde eine Wieder-
vereinigung, wann immer sie komme, auch Folge einer inneren Liberalisierung
des Sowjetsystems sein. Ein entsprechender Wandel würde aus vorrangig wirt-
schaftlichen Gründen einsetzen müssen.8 Im übrigen brachte ihn nichts von der
Überzeugung ab, dass der Freiheitswille der Menschen im kommunistischen
Machtbereich auf Dauer nicht zu unterdrücken sei.

AAddeennaauueerrss  „„kkaatteeggoorriisscchheerr  IImmppeerraattiivv““::  WWiieeddeerrvveerreeiinniigguunngg  dduurrcchh  WWeessttbbiinndduunngg
Auch in diesem Zusammengang setzte er auf das Konzept der „Politik der

Stärke“. Sie reduzierte sich in seinem Denken -- auch das ist wichtig für die Be-
urteilung seiner Haltung zum 17. Juni -- nicht auf das Militärische, sondern ging
vielmehr von der weiter auszubauenden wirtschaftlichen, politischen und mora-
lischen Überlegenheit des Westens aus. „Wir werden mit Russland verhandeln
können, wenn wir geeint und stark sind“, referierte er am 17. April 1953 in
Harvard. Dieser Grundsatz der Politik Adenauers, der indirekt immer auch seine
politischen Besorgnisse gegenüber spontanen Aufständen artikulierte, verband
sich mit einer weiteren durchaus stichhaltigen Erkenntnis: „Die russischen Führer
sind [...] Realisten. Sie verstehen die Tatsachen, sobald sie sie erkannt haben. Wir
müssen dafür sorgen, dass wir Tatsachen schaffen, die sie erkennen.“9

Anfang 1953 konnte Adenauer es als ein Erfolg seiner Politik betrachten,
wenn es der UdSSR nicht gelungen war, den Abschluss der beiden Westver-
träge -- des Deutschlandvertrags mit den Westmächten und des Vertrags über
eine Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) -- sowie deren Ratifikation
durch den Bundestag zu stoppen. Schwierigkeiten für den Integrationsprozess
erwuchsen ihm 1953 tatsächlich weniger seitens der UdSSR als seitens der
westlichen Partnerstaaten. Denn hier stand die Ratifikation des EVG-Vertrages
noch aus. Das Problem war für Bonn ohne amerikanische Hilfe unlösbar. Ade-
nauer legte sich Anfang 1953 noch einmal definitiv auf die EVG fest; eine
„deutsche Nationalarmee“ sei dazu keine Alternative. Scheitere die EVG, so
werde das amerikanische Interesse an Europa nachlassen, prophezeite er. Die
USA würden sich dann „auf die eine oder andere Weise“ allmählich vom Kon-
tinent zurückziehen. Jedes europäische Zögern, so mahnte er indirekt auch
Washington, sei „Wasser auf die Mühlen eines alten oder neuen amerikani-
schen Isolationismus oder auch einer politischen Konzeption, die der Verteidi-
gung Asiens den Vorzug gibt.“ Nicht von ungefähr verlangte er als aktuelle
Aufgabe mehr „Stärke“ in Europa als in anderen Teilen der Welt.10

Das Problem lag in Frankreich, das aus Angst vor dem ehemaligen deut-
schen Aggressor ein parlamentarisches Votum über das EVG-Projekt ver-
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schleppte. Das Stimmenverhältnis in der Pariser Nationalversammlung blieb un-
klar, und keine französische Regierung wagte die Herbeiführung einer definiti-
ven Entscheidung. Die Bundesregierung bat die USA wiederholt um amerika-
nische Unterstützung zur Beschleunigung des Ratifizierungsprozesses in Frank-
reich, der zunächst im Frühjahr 1953 scheiterte.11 Doch verstärkten die USA im
Sommer und Herbst 1953  ihren Druck auf die französische Regierung. Man
müsse zwar mit „größter Behutsamkeit“ operieren und dürfe nichts tun, was sie
„in eine Verhärtung ihrer Positionen hineintreibe“, meinte der amerikanische
politische Stratege George Kennan intern, doch besäßen die USA „wirtschaft-
liche und politische Druckmittel in genügendem Ausmaß“, um auf Dauer eine
„Verschiebung oder gar Aufgabe des Vertragswerkes“ in Frankreich zu verhin-
dern.“12 Für Frankreich stand sogar die amerikanische Drohung einer Verweige-
rung der Zahlung von Militärhilfen ins Haus, falls es den Vertrag nicht bis Ende
1953 ratifiziere.13 Mochte Adenauer im Verlaufe des Jahres 1953 auch einen ge-
wissen Zweckoptimismus entfachen, so konnte er auf Grund nicht zuletzt des
Druckes, den er auf die neue Regierung Eisenhower zur Beeinflussung Frank-
reichs mit Aussicht auf Erfolg ausübte, durchaus mit einem Sinneswandel in der
französischen Politik rechnen. Der EVG- Prozess überlagerte jedoch auch das
Problem einer neuen Beratung der Außenminister der Vier Mächte.
. 
DDiiee  FFrraaggee  eeiinneerr  nneeuueenn  aalllliiiieerrtteenn  DDeeuuttsscchhllaannddkkoonnffeerreennzz

Adenauer hatte sich bislang gegen eine Deutschlandkonferenz ausge-
sprochen, weil sie seines Erachtens nur den Integrationsprozess behindere. Ge-
rade nach dem Tode Stalins im März 1953 gab es genügend Stimmen, die dazu
rieten, alle politischen Möglichkeiten auszuschöpfen, bevor die Bundesrepublik
definitiv Mitglied eines westlichen Verteidigungsbündnisses werden würde. Ei-
ne Reihe französischer Politiker favorisierte 1953 eine Viermächtekonferenz vor
allem aus taktischen Gründen: Da sie wahrscheinlich ergebnislos bleiben würde,
könnte man argumentieren, der Westen habe auch diese Chance -- leider ohne
Erfolg -- zu nutzen gesucht. 

Viel ernster nahm Adenauer den Vorstoß des englischen Premierministers
Winston Churchill, der offenbar von einer Kursänderung der sowjetischen Politik
nach Stalins Tod ausging. Als der Konservative am 11. Mai 1953 in einer großen
Rede im House of Commons mit dem Verweis auf ein legitimes sowjetisches
Sicherheitsinteresse eine baldige Gipfelkonferenz der Großmächte vorschlug und
dabei „vage Anspielungen“ auf den Locarno-Vertrag von 1925 machte, zeigte
sich Adenauer höchst beunruhigt, ja bestürzt,14 und auch in Washington und Paris
artikulierte sich Verblüffung15 über den in keiner Weise abgesprochenen britischen
Vorstoß. Dennoch entstand beim Bundeskanzler und seinen Beratern bei ihrem
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Besuch in London Mitte Mai 1953 ein partiell falsches Bild. Zwar entsetzte sich
der Kanzlerberater Herbert Blankenhorn über die zerrüttete Gesundheit des alten
Premiers: „Wie dieser Mann angesichts seines Körperzustandes das britische
Empire leiten kann, ist kaum fassbar“16 -- die deutsche Seite erhielt jedoch die
Zusicherung, dass England in der Deutschlandfrage nichts ohne Konsultationen
mit Bonn unternehmen würde und weiter zu einer frei vereinbarten
friedensvertraglichen Regelung mit Deutschland „als grundlegendes Ziel der
britischen Politik“ stehe. Blankenhorn konstatierte ein dank der „maßvollen“ und
„konsequenten“ Politik Adenauers erreichtes „Maß an Übereinstimmung der
Auffassungen zwischen den beiden Ländern“, dass man „in der Tat heute schon
von einer britisch-deutschen Bündnisgemeinschaft sprechen könnte.“ So sei denn
eine allzu einseitige Abhängigkeit von den USA“ -- die selbstverständlich der
wichtigste Schutz der Bundesrepublik bleiben werde -- vermieden worden.17 Der
milde gestimmte Adenauer wäre entsetzt gewesen, hätte er noch in London
erfahren, dass Churchill, wie dessen politische Berater wussten, „durchaus noch
an die Möglichkeit eines wiedervereinigten und neutralisierten Deutschlands“
dachte.18 Doch bald hörte er, was sich in London zusammenbraute. Zwar versuch-
te Eisenhower den Kanzler zu beruhigen: „Herr Churchill [...] könne so viel Reden
halten wie er nur wolle, die amerikanische Politik hinsichtlich Westeuropas werde
sich nicht ändern“19, doch stimmte der Präsident der USA unter dem Einfluss der
Briten schließlich einer Konferenz der drei westlichen Staatschefs auf den
Bermudas zu. Da Adenauer von diesem exklusiven Treffen zur Abstimmung einer
Vier-Mächte-Deutschlandkonferenz ausgeschlossen blieb, erwachte wieder sein
altes Misstrauen: Wollten sich die drei Westmächte über seinen Kopf hinweg mit
den Sowjets zu Lasten der Bundesrepublik arrangieren? Vielleicht sogar auf der
Basis des Potsdamer Abkommens, das wie ein „Alptraum“ auf ihm lastete? Zwar
hatte ihm Churchill am 24. Juni 1953 versichert: „Westdeutschland wird in keiner
Weise geopfert“20, bald darauf erlitt der kranke Premier überdies einen Schlag-
anfall, der ihn an möglichen weiteren Alleingängen in Moskauer Richtung hinder-
te, Adenauers im übrigen weitgehend gegenstandslose, aber tiefsitzende Be-
fürchtung ließen sich jedoch nicht wirklich zerstreuen: Zwei Jahre habe „ein
Alpdruck auf mir gelastet“ bekannte er im August 1953, „die Sorge, ja [...]
teilweise die Furcht, dass unter den vier Siegermächten eine Einigung erfolgen
würde auf unserem Rücken, auf Kosten Deutschlands.21“ Und so betrachtete er
den in Bonn gerade ratifizierten Deutschlandvertrag nicht etwa nur als eine Be-
dingung für die Sicherheit vor imperialen Gelüsten Moskaus. „Ohne diesen
Deutschlandvertrag“, so erstaunte er seine Zuhörer im Juli, „liefen wir die ent-
setzliche Gefahr, dass die drei Westalliierten mit Sowjetrussland auf unserem Rüc-
ken Politik machten“.22
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Eine Viererkonferenz vor den Bundestagswahlen am 6. September hielt Ade-
nauer für außerordentlich gefährlich. Sollten sich auf ihr auch nur die gerings-
ten Anzeichen eines interalliierten Arrangements in der deutschen Frage und
eines Ausgleichs mit der Sowjetunion zeigen, würden viele Wähler gegen
seinen Kurs votieren und sich der SPD zuwenden, mutmaßte er. So kam eine
Konferenz für ihn vor allem aus wahltaktischen Gründen nicht in Frage. Die ei-
ne Verhandlungslösung bevorzugende SPD würde dadurch begünstigt wer-
den.23 Als sich allerdings die Vorwürfe seitens der Opposition mehrten, Adenau-
er wolle eine Vier-Mächte-Konferenz verhindern, ergriff der kritisierte Kanzler
die Flucht nach vorn und plädierte nun öffentlich dafür. Am 7. Juli folgte er dem
Argument seiner außenpolitischen Getreuen Blankenhorn und Walter Hallstein,
man käme damit einer diplomatischen Offensive der Sowjets zuvor.24 Tatsäch-
lich gingen in kurzer Folge im August und September 1953 drei sowjetische
Noten an die Westmächte ab. Das „Gefährliche“, besonders an der Note vom
4. August sei, so notierte Blankenhorn, dass sie einen Keil zwischen die USA ei-
nerseits und England und Frankreich andererseits zu treiben versucht.25 Den-
noch wiederholte Adenauer in aller Gelassenheit seine Zustimmung zu einer
Viererkonferenz, wobei der gewiefte Taktiker vor allem beabsichtigte, das
Treffen der Siegermächte bis nach den für ihn entscheidenden Bundestagswah-
len hinauszuzögern. Blankenhorn erarbeitete einen westdeutschen Vorschlag,
der die sowjetische Vorstellung von der Schaffung eines kollektiven Sicherheits-
systems auf eine geschickte Art einbezog. Die EVG wurde darin als „Ausgangs-
punkt für ein Sicherheitssystem“ bezeichnet, „das die Sicherheitsbedürfnisse
aller europäischen Völker, einschließlich des russischen Volkes berücksichtigt.“26

Nach den Bonner Vorstellungen sollten jedoch auf der Deutschlandkonferenz
zwei Punkte im Vordergrund stehen: Die Durchführung freier Wahlen und die
Konditionen für die Bildung einer freien gesamtdeutschen Regierung.

DDiiee  BBuunnddeessrreeggiieerruunngg  uunndd  ddeerr  1177..  JJuunnii
Die Ereignisse des 16. und 17. Juni 1953 überraschten Adenauer und die

Bundesregierung. Das offizielle Bonn war so sehr mit inneren Problemen im
Umfeld der Bundestagswahl -- vor allem mit der Frage der umstrittenen Fünf-
Prozent-Klausel -- beschäftigt, dass es wichtige Veränderungen in der DDR, z.B.
die Ernennung Wladimir Semjonows zum sowjetischen Hochkommissar und die
Einführung des „Neuen Kurses“, erst sehr spät -- am 14. Juni -- und dann auch
noch sehr oberflächlich zur Kenntnis genommen hatte. Auch erste Anzeichen
von Unruhen, alarmierende Situationsberichte aus der DDR und ein Ansteigen
der Flüchtlingszahlen nahm die Bundesregierung nicht als Indizien für eine
mögliche Veränderung der Situation in Ostdeutschland wahr. Wie schon
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angeführt, hatte Adenauer, obwohl er immer vom lebendigen Freiheitswillen
der Menschen im sowjetischen Machtbereich sprach, auf Grund seiner Erkennt-
nisse und Informationen über das Ausmaß und die Intensität der Unterdrü-
ckung im SED-Bereich mit keinerlei Aufstandsbewegung gerechnet. Da er
wusste, dass ein wie auch immer gearteter Versuch zur Abschüttelung der
sowjetischen Herrschaft in der DDR nicht nur erfolglos, sondern gegebenenfalls
auch blutig enden würde, hatte er in seiner Politik jede Ermunterung der Ost-
deutschen zu einem gewaltsamen Aufbegehren gegen die sowjetische Präsenz
tunlichst vermieden. Und so wollte Adenauer auch am 17. Juni, wohl wissend,
dass er über keinerlei Machtmittel verfügte, nicht noch „Öl ins Feuer gießen“.
Wie später, am 13. August 1961, sprach die „Taube“ aus ihm, nicht der „Fal-
ke“. So hielt er am Nachmittag des 17. Juni im Bundestag zwar eine Protestre-
de, beabsichtigte aber keine weiteren Schritte. Inzwischen waren der Bundes-
minister für Gesamtdeutsche Fragen, Jakob Kaiser, gleichzeitig Vorsitzender der
ostdeutschen Exil-CDU, und die Fraktionsvorsitzenden der drei großen Bundes-
tagsparteien, Heinrich von Brentano (CDU/CSU), Erich Ollenhauer (SPD) und
August Martin Euler (FDP), zu einer Sondersitzung des Senats nach Berlin ge-
kommen. Sein engerer Beraterkreis drängte Adenauer, diesem Beispiel zu fol-
gen. Noch am 17. Juni winkte ihm von Brentano mit dem „Zaunpfahl“, wenn
er schrieb, dass er es für falsch halten würde, wenn man die „politisch bedeut-
same Geste“ eines sofortigen Berlin-Besuchs „nur der SPD überlassen“ würde.27

Adenauer lehnte zunächst ab. Er habe „außenpolitische Bedenken“ und müsse
einen Termin in Paris wahrnehmen, notierte der Kanzleramtsstaatssekretär Otto
Lenz.28 Erst eine Woche nach dem Ereignis ließ sich Adenauer zur Teilnahme
am Trauerakt für die Opfer des Volksaufstandes in der DDR vor dem Schöne-
berger Rathaus bewegen. Seine Rede traf nicht nur die Stimmung der hier ver-
sammelten über 100 000 Berliner, sondern das Empfinden der meisten Deut-
schen. Die Worte, man werde den Aufstand nicht vergessen und nicht ruhen
und nicht rasten, bis alle Deutschen wieder in Freiheit leben könnten und „bis
ganz Deutschland wieder vereint ist in Frieden und Freiheit“29, trugen ihm Bei-
fall und Sympathie ein. „In der Welle nationaler Gefühle, die übers Land geht,
strömt vieles zusammen: Zorn auf den Polizeiterror, der nun erneut in der Ost-
zone wütet, ohnmächtige Frustration, ein wenig Angst vor sowjetischer Bruta-
lität, aber auch Hoffnung, dass nun doch manches in Fluss kommen könnte30.“  

Der Volksaufstand in der DDR war von der Bundesregierung weder ge-
wünscht noch vorbereitet, provoziert oder unterstützt worden. Doch könnte
man sarkastisch sagen, wenn es ihn nicht gegeben hätte, hätte Adenauer ihn
erfinden müssen. Denn er trug wesentlich dazu bei, dass der Bundeskanzler die
zu Recht als „Adenauerwahl“ bezeichnete Entscheidung vom 9. September
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1953 so eindeutig und so zutreffend als Votum für seine Integrations- und
Deutschlandpolitik werten konnte. Zum einen entschied sich der Wähler für die
freiheitlich-demokratische Ordnung, für die der Kanzler stand, zum anderen
sprach er sich gegen die Neutralitäts- und Sicherheitsofferten einer Sowjetunion
aus, die gerade gezeigt hatte, was von ihren Friedensbeteuerungen zu halten
war und die Panzer gegen den Freiheitswillen der Ostdeutschen auffahren ließ.
Konnte ein Beweis für die „sowjetische Gefahr“ deutlicher ausfallen? Adenau-
ers „Politik der Stärke“ erhielt zumindest zeitweilig -- 1953 allemal --Volkstüm-
lichkeit. Der alte Politiker geriet durch seinen beinahe verpassten, dann aber
überzeugenden, Auftritt in Berlin für viele Menschen, die Einheit und Frieden
wollten, zur Leit- und Vaterfigur. Seine Popularitätskurve stieg: Im Juli 1953
übersprang sie die 50-Prozent-Marke.

Für die Konsolidierung der Verhältnisse in der Bundesrepublik ging vom
ostdeutschen Volksaufstand insgesamt ein deutlicher Schub aus. Im Besonderen
wirkte er innenpolitisch als Katalysator der Westintegration. Für den Kanzler er-
gab sich aus den Juniereignissen in der DDR vor allem ideologisch und argu-
mentativ ein weiterer Bonus: 

Erstens befand sich Adenauer mit dem Hinweis auf den am 17. Juni mate-
rialisierten Willen der Ostdeutschen zu Freiheit und Wiedervereinigung auch
gegenüber den Westmächten in einer verbesserten Position. Praktisch für die
Dauer seiner Ära setzte er die Festschreibung von freien Wahlen und das Pos-
tulat der Konstituierung einer gesamtdeutschen Regierung mit innen- und au-
ßenpolitischer Handlungsfreiheit im Bündnis endgültig durch. Überdies erhielt
seine Kritik, der Westen weiche „ständig vor den Sowjets zurück“ neues Ge-
wicht.31 Vor allem von englischen und französischen Vertretern einer „Verstän-
digungspolitik“ war angesichts der Moskauer Sprache der Gewalt eine Korrek-
tur ihres „weichen“ Kurses zu erhoffen.

Zweitens bekam der bundesdeutsche Alleinvertretungsanspruch eine wei-
tere Dimension. Hatte man die Verweigerung von offiziellen Kontakten zur
DDR bislang mit der fehlenden Legitimation der SED begründet, so argumen-
tierte die Bundesregierung nun stärker moralisch: Die Bevölkerung der Ostzo-
ne, so erklärte Adenauer, habe am 17. Juni der SED jedes Vertretungsrecht ab-
gesprochen. Die Bundesregierung vollziehe mit ihrer Gesprächsverweigerung
deshalb nichts anderes als das Votum der Ostdeutschen über die „Pankower“.
Ein Abgehen vom Alleinvertretungsrecht würde „eine Beleidigung der zahllosen
Opfer an Leben und Freiheit“ und „Verrat“ an den Ostdeutschen sein.32 Eine
Art „Hallsteindoktrin“ trat bereits jetzt in Kraft.33

Drittens suggierte der 17. Juni 1953, dass Verhandlungen mit der derzeiti-
gen UdSSR und eine damit verbundene, von der Opposition geforderte, aktive
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Bonner Ostpolitik aussichtslos, ja gefährlich seien. Auch würde man die neuen
Freunde Deutschlands in der Welt durch Alleingänge enttäuschen und ver-
prellen.

Viertens wies der 17. Juni deutlich auf das Scheitern des gesellschaftlichen
und politischen Modells DDR hin, das von verschiedenen politischen Kräften in
beiden deutschen Teilen Deutschlands bislang noch als akzeptable Alternative
zur westdeutschen Entwicklung betrachtet wurde. Für viele bislang in ihrem
Urteil Schwankende war die DDR nun, was sie war: Eine Diktatur. Und andere
im Westen, die zumindest mit den kommunistischen Wiedervereinigungsvor-
stellungen sympathisiert hatten, verweigerten sich nun dem gemeinsamen
deutschen „Tisch“. Tatsächlich erlitt die ostdeutsche Republik, so wie sie 1949
in Umkehrung westlicher Magnetvorstellungen als deutsches Vorbild konzipiert
worden war, 1953 ihr eigentliches Desaster auch und vor allem deutschlandpo-
litisch. Das ursprüngliche „nationale“ Programm der SED, die Einheit Deutsch-
lands durch die Übertragung der „antifaschistisch-demokratischen“ Verhält-
nisse auf Westdeutschland herzustellen, erwies sich als gescheitert. 

DDeeuuttsscchhllaannddppoolliittiikk  uunndd  1177..  JJuunnii
Auf die Deutschlandpolitik des Westens nahm der Volksaufstand jedoch

langfristig weder konzeptionell noch politisch konkret Einfluss. Adenauer nutzte
zunächst den vom Ereignis ausgehenden „Schwung“ für den Versuch einer Dy-
namisierung der amerikanischen Deutschlandpolitik. Dieses Unterfangen
konnte nach Lage der Dinge nur in einem sehr allgemeinen Rahmen bleiben
und gestaltete sich in der Tat recht vage. Am 21. Juni 1953 schilderte Adenauer
in einem Schreiben an Eisenhower in plastischen und emotionalen Worten den
Mut und die Leiden der Bevölkerung in der Ostzone und ging dann sofort zum
eigentlichen Anliegen über: „Nichts zeigt besser als der Aufschrei der gequälten
Menschen, wie unhaltbar die Zustände in diesem Gebiet in der Mitte Europas
sind. Ich darf an Sie […] den dringenden Appell richten […] alles in Ihren Kräften
Stehende zu tun, dass diese Zustände beseitigt, die verletzten Menschenrechte
wiederhergestellt und dem ganzen deutschen Volk die Einheit und Freiheit wie-
dergegeben werden, die allein eine dauerhafte friedliche Entwicklung in Europa
verbürgen.34“ Freilich durfte Adenauer von diesem Aufruf nichts anderes erwar-
ten als eine Bestätigung der moralisch-politischen Pflicht der USA zur Wieder-
vereinigung „in Frieden und Freiheit“. Doch trug der Brief sicherlich nicht zur
Behebung der Verunsicherung bei, die in der Washingtoner Administration
durch den 17. Juni deutschlandpolitisch entstanden war. Adenauer erfuhr durch
seine Diplomaten, dass die Regierung der USA nicht wüsste, „was sie mit der
durch die Revolte in der Ostzone geschaffene Situation anfangen soll“ und
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„völlig ratlos“ zu sein schien, „wie sie in der deutschen Frage weiter prozedie-
ren soll35.“ Verschiedene gemeinsame westdeutsch-amerikanische Aktionen --
so etwa die genannte Lebensmittelspende für die ostdeutsche Bevölkerung --
Erklärungen und Manifestationen waren gut gemeint, aber am Ende politisch
wenig hilfreich. Im Gegenteil: Sie verschärften den Kalten Krieg zumindest
zeitweilig. Das deutsche Problem nahm ab 1953 stärker den Charakter einer
Langzeitaufgabe an. „Der wachsende Kontrast zwischen West- und Ost-
deutschland, letzteres mit seinem bankrottem Regime und seiner verarmten
Wirtschaft“, so schrieb Eisenhower am 25. Juli 1953 an Adenauer, „wird auf die
Dauer Bedingungen schaffen, die die Liquidierung der gegenwärtigen kommu-
nistischen Diktatur und der sowjetischen Besetzung ermöglichen müßten36“.
Das war zwar vage, aber nicht falsch und entsprach der Liberations-Politik.
Man setzte auf die, wie es Eisenhower prosaisch formulierte, „Anziehungskraft
dieses blühenden Westdeutschland“, also schlicht auf die „Magnettheorie“.

Wenngleich der 17. Juni Adenauer Anlass zu der Behauptung gab, in einer
freien Wahl in der „Sowjetzone“ würde die CDU, nicht die SPD, siegen , brach-
te der Volksaufstand weder die Bundesregierung noch die Westmächte in der
deutschen Frage strategisch voran. Adenauer hatte von den Folgen des 17. Juni
1953 erheblich, aber nur kurzfristig profitiert. Der deutsche „Sonderkonflikt“
verschlimmerte sich, und die Bundesregierung sah sich mit immer neuen Kon-
sequenzen aus dem Volksaufstand konfrontiert. Zunächst wollte sie die auch
von den Westmächten befürchteten neuen Unruhen in Ostberlin verhindern
und in dieser Absicht Einfluss auf Westberliner Gewerkschaften und andere
„Unbesonnene“ nehmen.  Deshalb, aber auch, weil sie von einer hinreichenden
Stabilisierung der Position Adenauers ausgingen, stellten die USA ihre erheb-
lichen Geheimdienstzahlungen für Demokratie-, Europa- und Antikommunis-
musbewegung ein und die „entsprechenden Agenturen“ kurzfristig ab.  Ade-
nauer war das eigentlich nur recht, wollte er die Sowjets doch nicht über Ge-
bühr reizen. Viel mehr beunruhigte ihn die ansteigende Fluchtbewegung von
Ostdeutschen in den Westen. Er war nicht Antikommunist genug, um sich über
den der SED damit zugefügten Schaden freuen zu können. Auch in dieser Frage
dachte er gesamtdeutsch und patriotisch. Deshalb versuchte der Bundeskanzler
einer Entvölkerung „Mitteldeutschlands“ vorsichtig entgegenzuwirken. An eine
restriktivere Handhabung der „Anerkennung“ als politischer Flüchtling wurde
zumindest gedacht.  Auf das Thema angesprochen, meinte Adenauer, „einmal
eine ernste Wahrheit“ aussprechen zu müssen: „Ein Deutscher der Sowjetzone,
der nicht unmittelbar an Leib und Seele bedroht ist, leistet Deutschland, leistet
dem ganzen Westen den besten Dienst, wenn er bleibt, wo er ist.“  So blieb der
Volksaufstand und seine mannigfaltigen Folgen für den Bundeskanzler und sei-
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ne Deutschlandpolitik in vielem ambivalent. Der 17. Juni unterstrich den eigen-
artigen Schwebezustand, der sich aus dem erreichten Niveau der Blockkonfron-
tation ergab. Der Kalte Krieg verbot extrem risikoreiche Lösungsansätze, ver-
hinderte aber gleichzeitig die Entwicklung einer Alternative zur Konfrontation.
So trug der 17. Juni insgesamt letztlich zur Passivität der Bonner Deutschland-
politik in den folgenden Jahren bei.
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Falco Werkentin

WWaarruumm  rreebbeelllliieerreenn  MMeennsscchheenn??  

HHiinnwweeiissee  zzuurr  VVoorrggeesscchhiicchhttee  ddeess  1177..  JJuunnii  11995533

Die Leidensfähigkeit der Menschen scheint weitaus größer zu sein als ihre Be-
reitschaft oder Fähigkeit, gegen Ungerechtigkeit und Leid zu rebellieren - je-
denfalls, soweit es um Rebellion in gemeinsamen Aktionen geht. Dass Men-
schen kollektiv rebellieren, den Aufstand wagen, ist eher selten. 

Die „Frankfurter Rundschau“ berichtete im Juni 2003 im Wirtschaftsteil
über die Bedingungen, unter denen heute in Vietnam und anderen Ländern der
Dritten Welt Turnschuhe für PUMA, ADIDAS und andere Weltfirmen herge-
stellt werden. Dem Bericht nach erhalten die dortigen Fabrikanten pro Paar ca.
50 Cent, während die Schuhe für ca. 50 Euro und mehr verkauft werden. Man
wagt da kaum noch zu fragen, was die Näherinnen in Vietnam oder Burma ver-
dienen, die die Schuhe zusammenkleben und -nähen. Es muss zwar offensicht-
lich ausreichen, um nicht zu verhungern, denn es wäre unökonomisch, alle 14
Tage neue Leute an den Maschinen anzulernen, weil die Belegschaft zuvor an
Entkräftung gestorben ist -- aber warum rebellieren die Menschen nicht ange-
sichts dieser unglaublichen Ausbeutung?

„Why man rebell?“ -- also „Warum rebellieren Menschen?“ war Ende der
60er, Anfang der 70er Jahre ein großes Thema in den amerikanischen So-
zialwissenschaften und der Titel eines 1970 erschienenen Buches von Ted
Robert Gurr.1 Gurr wollte nicht den 17. Juni 1953 in der DDR erklären. Vielmehr
hatte die US-amerikanische Regierung Ende der 60er Jahre Millionen über
Millonen Dollar an Forschungsgeldern zur Verfügung gestellt, weil man wissen
wollte, wieso die Farbigen in den amerikanischen Ghettos plötzlich den Auf-
stand gegen Lebensbedingungen führten, die sie über ein Jahrhundert und
mehr weitgehend widerstandslos hingenommen hatten. Man mag über Gurrs
Erklärungen streiten -- doch seine Fragestellung ist interessant und richtig. Es
müssen offenbar jeweils bestimmte Bedingungen sich zusammenfügen, bis
Menschen gemeinsam gegen unerträgliche Lebensbedingungen kämpfen. Not,
Elend und Unterdrückung allein sind jedenfalls keine ausreichenden Bedingun-
gen, um Menschen zur kollektiven Rebellion zu bewegen.
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Im Juni 1953 gab es in der DDR eine solche historische Situation. Was trieb
Menschen in Brandenburg und Calbe, in Potsdam und Berlin, in Jessen/Elster
oder Genthin dazu, in den Tagen um den 17. Juni zu streiken und zu demon-
strieren? Was veranlasste sie, Gefängnisse zu stürmen; in Gebäude der SED und
des FDGB einzudringen und die Einrichtungen zu zertrümmern? Was motivierte
sie, SED-Funktionäre, Richter und Staatsanwälte zu verprügeln? Warum wur-
den an vielen Orten gerade die Läden der „HO“ geplündert -- und nicht die
von Privateigentümern? Warum wurden in Ost-Berlin die Baracken des Amtes
für Zoll und Kontrolle des Warenverkehrs an den Sektorengrenzen angezündet?
War es purer, zielloser Vandalismus -- oder geben diese Angriffsziele bereits
Hinweise auf die Ursachen des Volksaufstands?

Darum geht es hier -- um die Vorgeschichte des 17. Juni. Ich will sie begin-
nen lassen mit der 2. Parteikonferenz der SED, die am 9. Juli 1952 eröffnet wur-
de, und ich werde enden mit dem am 10. Juni 1953 über den DDR-Rundfunk
verkündeten „Neuen Kurs“. In keiner Phase zuvor -- und auch in keiner der fol-
genden Phasen mehr -- führte die SED in solcher Härte und sozialen Breite ihren
kalten Krieg nahezu gegen die gesamte Gesellschaft -- ein sozialer Krieg, auf
den die maßlos gepeinigte Bevölkerung der DDR am 17. Juni mit ihrem spon-
tanen Aufstand reagierte. 

DDiiee  PPoolliittiikk  ddeerr  SSEEDD  nnaacchh  ddeerr  22..  PPaarrtteeiikkoonnffeerreennzz  iimm  JJuullii  1199552222

Etwa 4.000 Delegierte und Gäste jubelten und klatschten frenetisch, als
Walter Ulbricht am Nachmittag des 9. Juli in der Ost-Berliner Werner-Seelenbin-
der-Halle den Aufbau des Sozialismus als Tagesaufgabe verkündete und dies als
Vollstreckung des Willens der Volksmassen ausgab. Im Protokoll liest es sich so: 
„Sechstens: Die politischen und die ökonomischen Bedingungen sowie das Be-
wußtsein der Arbeiterklasse und der Mehrheit der Werktätigen sind so weit ent-
wickelt, daß der Aufbau des Sozialismus zur grundlegenden Aufgabe der DDR
geworden ist. [...]

Siebentens: Das Hauptinstrument bei der Schaffung der Grundlagen des
Sozialismus ist die Staatsmacht.3“ 

Damit war die Aufgabe gestellt, waren die Mittel definiert. Es galt, mit Hilfe
der überragenden Organisations- und Repressionsfähigkeit des modernen Staa-
tes, begleitet von einer ideologischen Mobilisierung der Massen in immer neu-
en Kampagnen, gestützt auf die Kader der Partei und schließlich flankiert durch
eine Atmosphäre des Terrors, Anschluss zu finden an die Entwicklung in den
anderen Volksdemokratien.

Wie bekannt, war erst am Tage zuvor die Zustimmung des Politbüros der
KPdSU eingetroffen, dem eine Woche zuvor in Form eines Briefes des Politbü-
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ros der SED an Stalin der Entwurf von Ulbrichts Hauptreferat für die Parteikon-
ferenz zugeleitet worden war4.  Grundlinien der kommenden Politik waren al-
lerdings bereits beim Moskau-Besuch einer SED-Delegation im April 1952 mit
Stalin besprochen worden, darunter der von Wilhelm Pieck notierte Auftrag
„Volksarmee schaffen -- ohne Geschrei -- Pazifistische Periode ist vorbei5“. Eine
neue Werbekampagne für die Kasernierte Volkspolizei war bereits kurz zuvor,
im März 1952, eingeleitet worden6. Angesprochen wurde in Moskau auch die
Bildung von Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften. Allerdings gab
Stalin zu diesem Zeitpunkt noch den Rat mit auf den Weg, „daß es auch jetzt
nicht nötig ist, lauthals vom Sozialismus zu reden7“.

Seit der 2. Parteikonferenz ging es nun lauthals her, sowohl was „die Schaf-
fung bäuerlicher Produktionsgenossenschaften auf der Grundlage der völligen
Freiwilligkeit“ betrifft als auch die Verkündung des Endes der pazifistischen Pe-
riode, u.a. ausgedrückt in dem Lied „Heimat, dich werden wir schützen“ des Po-
eten Armin Müller, den Delegierten und Gästen dieser Konferenz von einem
FDJ-Chor vorgetragen.

„Heimat, in sonnigem Kleide, droht dir verrufene Hand,
hüll dich in stählerne Seide, webe aus Erz dein Gewand! 

Jugend voll Kühnheit geladen, stark ist dein Herzschlag und warm. 
Greift zum Gewehr, Kameraden! 

Herz, trommle zornig Alarm!“

Kaum waren die Teilnehmer der 2. Parteikonferenz abgereist, wurden die
dort mitgeteilten Beschlüsse umgesetzt.

Nach der Auflösung der Länder nutzte das Ministerium der Justiz als nun
einzige Einstellungsbehörde die Gelegenheit, zum 1. September 1952 weitere
104 Richter durch Verzicht auf deren formelle Neueinstellung zu entlassen, „also
de facto fast 10 Prozent der gesamten Richterschaft“.  Auf Ebene der Bezirksge-
richte (BG) hatte die Partei ihre personalpolitische Vorherrschaft zu 100 Prozent
gesichert -- alle 14 BG-Direktoren waren SED-Mitglieder. Sie kamen -- bis auf
den Direktor des BG Dresden -- zudem alle aus den Volksrichterlehrgängen9.  

Am 2. Oktober 1952 akklamierte die Volkskammer mehreren neuen Justiz-
gesetzen -- darunter einem neuen Gerichtsverfassungsgesetz (GVG), in dem
nun im § 2 völlig unmaskiert deklariert wurde: „Die Rechtsprechung der Ge-
richte der Deutschen Demokratischen Republik dient dem Aufbau des Sozialis-
mus, der Einheit Deutschlands und dem Frieden.“10 Die am selben Tag verab-
schiedete Strafprozessordnung (StPO)11 hebelte mit § 14 faktisch das Prinzip
des „gesetzlichen Richters“ aus -- eine Regelung, die später auch in die StPO
des Jahres 1968 übernommen wurde. Der Paragraph besagte: „(3) örtlich zu-

39



ständig ist auch das Gericht, in dessen Bereich der Beschuldigte auf Anordnung
eines staatlichen Organs untergebracht ist.“

Hier hatte man sich, wie bereits beim JGG, am Verfahrensrecht der natio-
nalsozialistischen Diktatur orientiert; die Nazis hatten 1935 eine entsprechende
Regelung in die StPO aufgenommen. Diese Norm bot dem Ministerium für
Staatssicherheit (MfS) die vielfach genutzte Möglichkeit, sich zum jeweiligen
Zeitpunkt als besonders zuverlässig eingeschätzte Gerichte bzw. Richter für das
angestrebte Urteil auszuwählen, indem Beschuldigte unabhängig vom ansons-
ten den Gerichtsstand begründenden Tatort in MfS-eigenen U-Haftanstalten
untergebracht wurden, für die eine besonders zuverlässige IA-Strafkammer
zuständig war. Genutzt wurde diese Regelung z. B. anlässlich der „Aktion Ro-
se“ an der Ostseeküste im Frühjahr 1953. 

Für die unmittelbare Justizpraxis nach der 2. Parteikonferenz ungleich
wichtiger war ein weiteres Gesetz, dem die Volkskammer am 2. Oktober 1952
zustimmte -- das „Gesetz zum Schutze des Volkseigentums und anderen gesell-
schaftlichen Eigentums (VESchG)12“ Es sollte als „Hebel zur Förderung der Ar-
beits- und Staatsdisziplin“ dienen. Der Grundtatbestand (§ 1) besagte:

„Diebstahl, Unterschlagung oder ein sonstiges Beiseiteschaffen von staat-
lichem und genossenschaftlichem Eigentum oder von Eigentum gesellschaftlich-
er Organisationen werden mit Zuchthaus von einem bis fünf Jahren bestraft.“

In Betriebsversammlungen und auf Lohnzetteln „popularisiert“, hatte die-
ses Gesetz einen deutlich erziehungsdiktatorischen Charakter und diente dazu,
mit terroristischer Gewalt der Bevölkerung -- und wie sich alsbald zeigte, vor
allem den Arbeitern -- eine neue, sozialistische Eigentumsmoral beizubringen.
Über die Erfolge im ersten Halbjahr nach Inkrafttreten des VESchG gab General-
staatsanwalt Melsheimer im Mai 1953 Auskunft13: Demnach wurden zwischen
Oktober 1952 und März 1953 verurteilt:
„Oktober 218 Verfahren mit 283  Personen
November 506 Verfahren mit 745 Personen
Dezember 966 Verfahren mit 1.391  Personen
Januar '53 1.344 Verfahren mit 1.900  Personen
Februar '53 1.593 Verfahren mit 2.303  Personen
März '53 2.391 Verfahren mit 3.572  Personen“
Insgesamt: 10.194 Personen

Nach Intervention der Rechtsabteilung der Sowjetischen Kontrollkommis-
sion schaltete der Justizapparat im April 1953 um. Die Bezirksstaatsanwälte er-
hielten per Rundverfügung14 die Anweisung, Verfahren nach dem VESchG bei
Geringfügigkeit einzustellen. So extrem harte Urteile wie das folgende, das hier
beispielhaft für unzählige andere Verurteilungen steht, die plötzlich intern kriti-
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siert wurden, sollten fortan ausgeschlossen werden: „Vom Kreisstaatsanwalt
Rosslau wurden 2 Arbeiter auf Grund des Gesetzes zum Schutze des Volks-
eigentums angeklagt, weil sie aus einem offenen Eisenbahnwaggon je eine
Weintraube (Rebe) entwendeten. -- Urteil am 26.1.1953 1 Jahr Zuchthaus.“15

Nicht nur die Anstrengungen zur personellen Verstärkung der nationalen Streit-
kräfte, auch die Justizpraxis entzog der Volkswirtschaft in ungeplanter Dimen-
sion wertvolle Arbeitskräfte.

DDiiee  bbeeggiinnnneennddee  KKoolllleekkttiivviieerruunngg  ddeerr  LLaannddwwiirrttsscchhaafftt
Als Ergebnis der Bodenreform gab es 1950 auf dem Gebiet der DDR nahe-

zu 889.000 landwirtschaftliche Betriebe, davon ca. 95 Prozent in privater Hand.
Bis 1950 hatte sich die landwirtschaftliche Produktion so weit konsolidiert, dass
in den wichtigsten Produktionsbereichen das Vorkriegsniveau erreicht worden
war. Dies war in erster Linie ein Ergebnis von Leistungssteigerungen bei den Mit-
tel- und Großbauern, während die kleinen Landwirte und Neubauern Probleme
hatten und insbesondere Neubauern überproportional Höfe aufgaben16. Unter
dem Gesichtspunkt von Produktionssteigerungen gab es keinen Anlass, nach der
Bodenreform erneut die ländliche Sozialstruktur mit politischen Mitteln zu än-
dern. Doch waren neben dem gewerblichen Mittelstand die Landwirte die zwei-
te große Gruppe selbständiger Produzenten, die bis zum Sommer 1952 noch
nicht auf den sozialistischen Weg gebracht worden waren. Den Kampf gegen
die starke soziale Stellung leistungsstarker Großbauern im Dorfe hatte die SED
bereits früher, spätestens seit der 1. Parteikonferenz im Januar 1949, eingeleitet.

Seit der 2. Parteikonferenz ging es nicht mehr nur um die soziale Liquidie-
rung der Großbauern, sondern um die Kollektivierung der Klein- und Mittelbau-
ern vor dem Hintergrund massiver Versorgungsprobleme mit Grundnahrungsmit-
teln. Während einerseits die LPG-Bildung seit der 2. Parteikonferenz mit einem
umfangreichen Katalog von Maßnahmen „über die Vergünstigungen für die
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften“ befördert wurde, wurde an-
dererseits der sozialen Liquidierung der Großbauern, deren Beitritt in die LPG
nicht vorgesehen war, kräftig mit administrativen und justiziellen Mitteln nachge-
holfen. Klein- und Mittelbauern sollten zu sozialistischen Bauern umerzogen wer-
den. Für Großbauern wurde keine Option eröffnet -- die Politik zielte auf ihre
Vernichtung als soziale Schicht, begründet mit dem Vorwurf der Sabotage. 

Ende September 1952 schrieb Fritz Lange, Chef der in Enteignungskam-
pagnen höchst erfahrenen Zentralen Kommission für Staatliche Kontrolle
(ZKSK), an den Leiter der Bezirksinspektion der ZKSK Frankfurt/Oder17: 

„Man soll in erster Linie mit sabotierenden Großbauern dort anfangen, wo
sich bereits Produktionsgenossenschaften befinden. Wenn das Gericht gegenüber
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solchen sabotierenden Großbauern Vermögenseinziehungen beschließt, kann das
Land und das Inventar einer Produktionsgenossenschaft zugeteilt werden.“

Dahinter stand ein reales Problem: die wachsende Zahl der von ihren Ei-
gentümern respektive Nutzern verlassenen landwirtschaftlichen Betriebe. Zu-
nehmend war es zum Problem geworden, für deren Bewirtschaftung eine Lö-
sung zu finden. Das Ergebnis waren eine ständig ansteigende Fluchtwelle von
Bauern sowie die kontinuierliche Zunahme der Zahl von Bauern in den Haftan-
stalten. Mochte auch die Flucht von Großbauern gern in Kauf genommen wer-
den -- dass auch die besonders umworbenen Neu- und Kleinbauern in erheb-
lichem Umfang flohen, war kaum eingeplant. Zur Flucht von Bauern finden sich
im Berichtswesen folgende Angaben:

FFlluucchhtt  vvoonn  BBaauueerrnn  11995522//55331188

QQuuaarrttaall//MMoonnaatt iinnssgg.. GGrrooßßbbaauueerrnn  MMiitttteellbbaauueerrnn  KKlleeiinnbbaauueerrnn    NNeeuubbaauueerrnn
1. Quartal 1952 455
2. Quartal 1952 573
3. Quartal 1952 1.013
4. Quartal 1952 1.981
September 1952 424 106 127 105 86
Oktober 526 247 102 91 86
November 643 295 96 101 151
Dezember 737 300 120 108 209
Jan. 1953 1.089 514 175 193 207
Feb. 1.955 1.053 305 272 325
März 2.641 1.463 421 372 385
April 1.945 1.055 324 303 263
Mai 1.408 727 257 251 173
Juni 2.038 1.061 393 333 251
Juli 281 89 73 52 67

Insgesamt schuf dieser Entzug landwirtschaftlicher Arbeitskräfte weitere
Versorgungsprobleme, da mit der Flucht und Verhaftung auch unbestellte oder
nicht abgeerntete landwirtschaftliche Flächen zunahmen. Denn es flohen ja
nicht nur die Besitzer der Höfe, sondern mit ihnen auch die mitarbeitenden Fa-
milienangehörigen.

Für die Großbauern, in den Akten auch gern als „Kulaken“ bezeichnet, blieb
als Angebot: „Wenn Grossbauern den Kreisräten ihren Besitz anbieten, so ist die-
ser anzunehmen. Nur in besonderen Fällen ist, wenn der Wunsch geäußert wird,
6 ha Boden durchschnittlicher Qualität zu behalten, diesem Wunsch nachzukom-
men, wenn der betreffende Grossbauer kein republikfeindliches Element ist.19“  
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DDiiee  LLiiqquuiiddiieerruunngg  ddeess  pprriivvaatteenn  GGrrooßßhhaannddeellss  uunndd  TTrraannssppoorrttggeewweerrbbeess
Ganz nach sowjetischem Vorbild wurden die massiven Versorgungsproble-

me, die durch den verstärkten Rüstungs- und Militarisierungskurs der SED sowie
durch die Kollektivierung und die Bemühungen um die soziale Liquidierung der
Mittelschichten ausgelöst wurden, der Bevölkerung als Ergebnis sich steigernder
Sabotagetätigkeit des Klassenfeindes präsentiert. Presse und Justiz oblag es,
durch die Lieferung entsprechender Szenarien die Bevölkerung von dieser Erklä-
rung zu überzeugen. Ins Zentrum der Erklärung für Versorgungsprobleme geriet
neben den Großbauern der privatkapitalistische -- aber auch der staatliche --
Großhandel. Denn auf der Suche nach Sündenböcken für die wachsenden wirt-
schaftlichen Probleme reichte es bei einer Volkswirtschaft, in der nach Angaben
Walter Ulbrichts im Jahre 1952 bereits ca. 78,1 Prozent der gesamten industriel-
len Bruttoproduktion von volkseigenen Betrieben erwirtschaftet wurde20, offen-
bar nicht mehr aus, nur den privaten Sektor verantwortlich zu machen.

Auch hier orientierte man sich am sowjetischen Vorbild. Fritz Lange, bereits
mehrfach erwähnt, bezog sich bei den von ihm gesteuerten Kampagnen expli-
zit auf das so genannte Ramsin-Verfahren, auch als Prozess gegen die „Indus-
trie-Partei“ bekannt. Dieses Verfahren wurde 1930 in der Sowjetunion geführt
und löste eine ganze Welle von Prozessen mit ähnlichen Vorwürfen aus. Die
Prozesse galten alten Wirtschaftsfachleuten, Technikern und Wissenschaftlern
in der staatlichen Industrie, denen der Vorwurf gemacht wurde, die ökono-
mische Entwicklung sabotiert und mit Unterstützung westlicher Mächte einen
Umsturz in der Sowjetunion geplant zu haben21. 

Prominentestes Opfer der Kampagne in der DDR wurde der LDPD-Politiker
Dr. Karl Hamann, Minister für Handel und Versorgung, der zusammen mit an-
deren Mitarbeitern unter dem Vorwurf der „bewussten desorganisierenden
Tätigkeit der Leitung des Ministeriums für Handel und Versorgung“ verhaftet
wurde22. In der Presse wuchsen die Berichte über Sabotageprozesse, die Schäd-
linge im Handel betrafen; mit Schauprozessen in den Betrieben sollte die Bevöl-
kerung davon überzeugt werden, dass die u.a. vom Ministerpräsidenten Grote-
wohl eingestandenen Versorgungsprobleme23 Folge sabotierender Eingriffe von
Großbauern24, privaten Großhändlern25, Funktionären der staatlichen Handelsor-
ganisationen26 und Mitarbeitern aus der Leitungsebene volkseigener Betriebe
seien. Bereits im Juli 1952 verurteilte das Oberste Gericht unter Vorsitz Hilde
Benjamins sieben leitende Mitarbeiter und Ingenieure des Martin-Hoop-Werkes,
eines Steinkohleschachtes im Zwickauer Revier. Der Vorwurf hieß Sabotage,
nachdem infolge eines Grubenbrands 48 Bergleute zu Tode gekommen waren27.  

In der Literatur bisher kaum angesprochen ist die am 2. Dezember 1952
durch den Befehl 149/52 der Hauptverwaltung Deutsche Volkspolizei praktisch
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umgesetzte Kampagne zur Liquidierung des privaten Großhandels und Trans-
portgewerbes28. Zuvor war bereits im Kommuniqué der 10. ZK-Tagung vom 22.
November 1952 vermeldet worden, dass die Schaffung der Grundlagen des So-
zialismus „die Entwicklung des staatlichen und genossenschaftlichen Handels so-
wie den Kampf gegen jede Spekulation und Sabotage“ erfordere29. Ein ausge-
feilter Beschluss des Politbüros zur Liquidierung des Großhandels findet sich im
Protokoll vom 20. Januar 195330. Es wird Bezug genommen auf eine „Auswer-
tung der Erfahrungen der Studiendelegation, die in der Sowjetunion war“, und
u.a. angewiesen: „Erforderlich ist ferner, schrittweise die Belieferung des privaten
Großhandels einzustellen. Dabei sind folgende Methoden zur Anwendung zu
bringen: Die Eintreibung der Steuerrückstände, verstärkte Maßnahmen der
staatlichen Organe gegen Schieber und Saboteure und Aufkaufen von Einrich-
tungen.“

Wie die Akten zeigen, wurde die Sowjetische Kontrollkommission über die
Erfolge dieser Kampagne laufend informiert. War ursprünglich vorgesehen, in-
nerhalb von drei Monaten den gesamten privaten Großhandel zu liquidieren31,
so war die Aktion angesichts der Vielzahl privater Betriebe und der Weisung,
den Betriebsinhabern Verbrechen nachzuweisen, die die Enteignung begründen
sollten, noch im vollen Gang, als der „Neue Kurs“ zu ihrem plötzlichen Ende
führte. Denn auch ein Vorgehen nach der Devise „Wenn wir nichts finden, sol-
len wir ihnen etwas unterschieben“, wie sie der Leiter der Kriminalpolizei beim
VP-Kreisamt Merseburg formulierte, erforderte einigen Aufwand32. Über den
Umfang der Aktion gegen den Großhandel und davon betroffene Branchen
geben folgende Tabellen Auskunft.

Überprüfte Betriebe und Strafverfahren33: 
Gesamtzahl der Betriebe: 13.286
Überprüfte Betriebe 3.091
Eingeleitete Verfahren 2.103
Festnahmen 1.677
Festgenommene Personen 2.295
Gesamtzahl der in diesen
Betrieben Beschäftigten 36.164
Abverfügungen an den Staatsanwalt 1.750
Abgeurteilte Verfahren 607
Beschlagnahmte Vermögen 335.364.348,- DM
Aufgliederung nach Branchen, gemeldete Unternehmen, davon überprüft, ein-
geleitete Verfahren34:
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Branche Gemeldete Überprüfte Eingeleitete
Betriebe Betriebe Verfahren

Lebensmittel 826 328 193
Gemüse 414 112 58
Vieh 32 13 12
Fisch 55 20 11
Getreide 116 28 18
Genussmittel 797 186 124
Industriewaren 1.957 176 113
Baustoff 341 89 69
Pharmazie 583 57 39
Holz 386 94 61
Papier 735 41 24
Getreide/Ölmühlen 789 262 156
Speditions-/Fuhrunternehmen 2.904 773 564
Großtankstellen 85 13 12
Eisenwaren 344 84 56
Brauereien 94 51 33
Kohlen 208 86 53
Mineralöl 71 14 9
Düngemittel/Saatgut 85 23 16
Elektrotechnik 238 32 23
Bier 286 49 25
Futtermittel 147 19 8
Sonstige 1.793 541 426
Summe: 13.286 3.091 2.103

Erschrocken stellten die Funktionäre fest: „Bezugnehmend auf die jeweiligen
Angestellten und die Beschäftigten der überprüften Unternehmen ist zu sagen,
dass in den meisten Fällen festgestellt wurde, dass die Belegschaft die Einset-
zung eines Treuhänders nicht begrüßte und vielfach mit dem Privateigentümer
einverstanden war und so die teilweise durchgeführte Enteignung nicht einsah.
[...] Bei der Firma Reifen-Müller in Schmöckwitz zeigte sich besonders stark,
dass alle dort Beschäftigten zu ihrem ehemaligen Inhaber hielten. Dieser Stand-
punkt zeigte sich auch bei den faschistischen Provokationen am 17. 6. 1953
insofern, als dass der größte Teil mit in den Streik trat.35“ 
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SScchheeiinnllöössuunnggeenn  ddeerr  VVeerrssoorrgguunnggsskkrriissee::  SStteeuueerr--  uunndd  PPrreeiisseerrhhööhhuunnggeenn
Die mit der forcierten militärischen Aufrüstung verschärften ökonomischen

Probleme ließen sich nur durch Einsparungen im Konsum der Bevölkerung,
durch Steuererhöhungen und Einsparungen im Sozialversicherungswesen lösen.
Dies waren auch die Vorschläge der Sowjetischen Kontrollkommission im April
1952, die zu diesem Zeitpunkt die zusätzlichen Kosten auf 1,5 Mrd. DM ver-
anschlagte36.  Die nach der 2. Parteikonferenz verschärfte Steuerpolitik und die
radikale Praxis beim Eintreiben von Steuer- und Ablieferungsschulden, unter de-
nen vor allem Bauern und Mittelschichten zu leiden hatten, waren mithin nicht
nur politisch bewusst eingesetzte Klassenkampfinstrumente, sondern zugleich
der verzweifelte Versuch, mit den selbst verursachten ökonomischen Problemen
fertig zu werden37.  

Seit September 1952 deklarierte das Politbüro ein ums andere Mal ein
Sparsamkeitsregime38. Die seit Juli vorangetriebene Politik (Armeeaufbau, er-
höhte Investitionen in der Schwerindustrie, Subventionierung der Kollektivie-
rung der Landwirtschaft, Dienst für Deutschland usw.) verlangte zusätzliche Be-
träge, die kaum aufzutreiben waren. Sie sollten vor allem von den bekämpften
Mittelschichten aufgebracht werden, deren ökonomische Leistungskraft zur
selben Zeit mit allen Mitteln gedrosselt wurde. Am 4. Februar 1953 veröffent-
lichte das „Neue Deutschland“ auf der Titelseite einen Beschluss des ZK der SED
über den „Feldzug für strenge Sparsamkeit“. Es war die Rede vom „Kampf um
die Erhöhung der Normen“, von „nicht berechtigten Leistungen im Sozial- und
Versicherungswesen“, von „ungerechtfertigten Steuervergünstigungen für pri-
vate Unternehmer und Geschäftsleute“.

Mit der „Verordnung zur Änderung der Einkommensbesteuerung“ und der
„Zweiten Handwerkssteuerverordnung“ vom 5. März 1953 wurde zunächst die
Einkommens- und Handwerkersteuer erhöht39. Die „Verordnung über die Her-
ausnahme der freiwilligen Versicherungen aus der Sozialversicherung“ vom 19.
März 1953 führte dazu, dass Selbstständige aus der allgemeinen Kranken- und
Sozialversicherung ausgeschlossen wurden und sich nur noch zu erhöhten Prä-
mien in einer neuen Versicherungsanstalt versichern konnten40.  Der „schaffen-
den Intelligenz“ wurden mit der „Verordnung zur Änderung der Aufgaben des
Förderungsausschusses für die deutsche Intelligenz“ vom selben Tage zum 1.
Mai 1953 verbilligte Sonderzuteilungen von Konsumgütern entzogen41. Es
folgte die „Verordnung der Preise für Branntwein“ vom 26. März 1953, die den
Schnaps verteuerte42. Es gab die „Verordnung zur Aufhebung der Rationierung
von Textilien und Schuhen“ vom 9. April 1953, die zu einer weiteren Preiserhö-
hung führte. Mit der „Verordnung über die Neuregelung der Lebensmittelkar-
tenversorgung“ vom 9. April 1953 wurden zum 1. Mai d. J. allen Freiberuflern
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und Selbständigen, den in West-Berlin arbeitenden Grenzgängern, Hausbesit-
zern mit mehr als 4.800 Mark Jahreseinkommen, so genannten Großbauern so-
wie deren Angehörigen die Lebensmittelkarten entzogen43. Gleichsam in einem
Akt der Verzweiflung wurden mit entsprechenden Verordnungen vom 16. April
1953 auch noch die Preise für Kunsthonig und Marmelade angezogen44.  Be-
reits am 17. März 1953 hatte das Politbüro entschieden, bisherige Fahrpreiser-
mäßigungen ab 1. April aufzuheben, u.a. die bisher geltende Ermäßigung von
75 Prozent für Arbeiterrückfahrkarten45.  

Während die Bevölkerung -- nun einschließlich der „werktätigen Arbeiter
und Bauern“ -- mit ständigen Preissteigerungen konfrontiert wurde, wusste das
„Neue Deutschland“ von zunehmenden Forderungen aus den Betrieben nach
einer Normerhöhung zu berichten46. 

Im Rahmen dieser Politik übernahm auch die Justiz eine wichtige Rolle als
„Hebel der gesellschaftlichen Umwälzung“, wie es der spätere DDR-General-
staatsanwalt Josef Streit 1957 formulierte.

„Die Regierung soll doch ein Gesetz erlassen und alles zum Volkseigentum
erklären.“ Mit diesen Worten versuchte 1960 in der Schlussphase der Zwangs-
kollektivierung ein Bauer, sich einer ihn bedrängenden Agitationsbrigade zu er-
wehren47. Doch wie 1960 bei der Zwangskollektivierung oder 1972 bei der ab-
schließenden Verstaatlichung mittelständischer Industrieunternehmen verzich-
tete die Partei bereits 1952/53 darauf, schlicht zu erklären, dass der Aufbau des
Sozialismus die Kollektivierung der Landwirtschaft und die Verstaatlichung von
Handel und Industrie erfordere, um dann die Enteignungen in einem allgemei-
nen Gesetz zu regeln. Vielmehr wurde der vergleichsweise mühevolle und auf-
wendige Umweg genommen, Zehntausende Strafverfahren mit dem Ziel der
Enteignung einzuleiten.

Damit wurde allerdings seit der 2. Parteikonferenz nur eine Politik forciert,
die bereits die Praxis der SED bei der Umgestaltung der gesellschaftlichen Verhält-
nisse zuvor bestimmt hatte: den „Gegner“ für die innenpolitische Zuspitzung ver-
antwortlich zu machen, ihm die Schuld aufzubürden für die ökonomischen Pro-
bleme und ihn unter Zuhilfenahme strafrechtlicher Formen moralisch zu diskre-
ditieren. Die taktische Devise hatte Ulbricht bereits im Oktober 1948 formuliert:
„Wenn wir auch sagen: der Gegner hat den Klassenkampf verschärft, so haben
wir selbstverständlich [...] ihn auch verschärft. In der Öffentlichkeit aber sagen
wir, daß der Gegner ihn verschärft hat. Wir kämpfen sozusagen aus der Ver-
teidigung gegen ihn, was etwas leichter ist.48“ Der Beitrag der Justiz zum Aufbau
des Sozialismus findet letztlich seinen Ausdruck in der Entwicklung der Zahl an
Straf- und Untersuchungshäftlingen. Sie wuchs parallel von Kampagne zu Kam-
pagne und erreichte im Mai 1953 mit ca. 66.400 Häftlingen ihren Höhepunkt.  
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Wenn die Politik des Aufbaus der Grundlagen des Sozialismus mit dem Staat als
Hauptinstrument einen abrechenbaren Erfolg hatte -- dann hier: bei der Pro-
duktion von Häftlingen.

FFlluucchhtt  aallss  AAuusswweegg
Als Begleiterscheinung des „Aufbaus der Grundlagen des Sozialismus“ ver-
schwanden nicht nur Zehntausende Bürger in den Zuchthäusern -- noch weit-
aus mehr DDR-Bewohner verschwanden ohne Abmeldung in die Bundesrepu-
blik. Ein Vorstoß der SED-Führung Ende 1952, offensichtlich mit Unterstützung
der Sowjetischen Kontrollkommission, das Flüchtlingsproblem durch die Schlie-
ßung der Berliner Sektorengrenzen zwischen Ost- und West-Berlin zu lösen,
wurde am 2. Januar 1953 vom ZK der KPdSU verworfen49.  Am 9. September
1952 installierte das Politbüro eigens eine Kommission, um „Vorschläge für
Maßnahmen gegen Republikflucht und zur Werbung von Fachkräften in West-
deutschland“ erarbeiten zu lassen50.  

Die von den DDR- und bundesdeutschen Behörden ermittelten Daten zur
Entwicklung der Flüchtlingszahlen sind zwar nicht in absoluten Größenordnun-
gen deckungsgleich, wohl aber stimmen sie im Trend überein. Die schriftlichen
Überlieferungen aus den ehemaligen DDR-Archiven weisen aus, dass auch die
Sowjetische Kontrollkommission monatlich über die Flüchtlingszahlen infor-
miert wurde51. 

Flüchtlinge: Zählung DDR52 und Bundesrepublik53 1952/53

Quartal/Monat DDR BRD
1. Quartal 1952 33.022 36.243
2. Quartal 1952 29.083 35.983
3. Quartal 1952 40.174 56.566
4. Quartal 1952 33.709 53.601
Insg. 1952: 135.988 182.393

Juli 1952 15.190
August 18.045
September 23.331
Oktober 11.822 19.475
November 13.463 17.156
Dezember 16.970
Jan. 1953 15.488 22.396
Feb.29.323 31.631
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März 39.223 58.605
April 36.075 36.695
Mai 27.858 35.484
Juni 37.360 40.381
Juli 11.383 17.260

Zutreffend hielt Politbüromitglied Herrnstadt in seinen Notizen von der Sit-
zung am 6. Juni 1953 fest: „Jeder Flüchtling ein Propagandist gegen die SED.“ 

RReessüümmeeee
Mit Zustimmung ihrer Schutzmacht hatte die SED spätestens seit der 2.

Parteikonferenz in einem voluntaristischen Gewaltakt das Land in die Katastro-
phe, Zehntausende Bürger aber, soweit sie nicht geflüchtet waren, in die Bereit-
schaft zur politischen Rebellion getrieben, sobald Partei und Staat am 9. Juni
1953 mit dem „Neuen Kurs“ Schwäche zeigten. Wie sehr das blinde Maß an
politischer Repression am 17. Juni das Fass zum Überlaufen gebracht hatte, zei-
gen bereits vor dem 17. Juni Demonstrationen vor Haftanstalten. Die zum Teil
erfolgreichen Versuche am 17. Juni selbst, Gerichtsgebäude, Gefängnisse und
MfS-Dienststellen zu stürmen, weisen aus, dass es bei der Rebellion am 17. Juni
um weitaus mehr ging als nur um eine Rücknahme von Preis- und Normerhö-
hungen.

Es waren vor allem folgende Bedingungen, die die plötzliche Widerstands-
bereitschaft der Bevölkerung hervorriefen:

1. Die Partei hatte den Fehler gemacht, nahezu der gesamten Bevölkerung
den sozialen Krieg zu erklären, statt sich nach und nach einzelne soziale
Schichten vorzunehmen.
Daraus hat die SED in der weiteren Politik Konsequenzen gezogen. 1960
wurde der Angriff nur gegen den bäuerlichen Familienbetrieb geführt --
dort, wo Genossen vor Ort im revolutionären Eifer begannen, auch gleich
kleine private Läden und Betriebe zu kollektivieren, wurden sie zurückge-
pfiffen.

2. Die Bevölkerung hatte -- gerade auch aufgrund ihres Fleißes und Aufbau-
willens -- nach den Hungerjahren der Nachkriegszeit seit 1949/50 eine
langsame, aber spürbare Verbesserung ihrer Lebenslage erlebt. Hungern
musste niemand mehr, das Warenangebot wuchs, Preise für Waren des
alltäglichen Verbrauchs waren gesenkt worden. Doch plötzlich verschlech-
terte sich die Lebenslage wieder rapide.

3. Die Partei hatte in den Monaten nach der 2. Parteikonferenz ein herr-
schaftstechnisch schlecht kalkuliertes Übermaß an Repression betrieben, so
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dass die Instrumente der Sicherung der SED-Herrschaft die Gefährdung der
Herrschaft mit verursacht hatten.

4. Mit dem „Neuen Kurs“ hatte die Partei eine zu große und zu plötzliche
Wende angemeldet, die von der Bevölkerung zu Recht als Zeichen der
Schwäche gewertet wurde.
Dies ist aber eine der in der historischen Konfliktforschung immer wieder
auftauchende Konstellation. Menschen rebellieren nicht auf den Höhe-
punkten von Unterdrückung und Repression, sondern wenn das Herr-
schaftssystem plötzlich nachgibt, deutliche Schwächen zeigt.
Deshalb waren Herrnstadts Einwände dagegen, die Zugeständnisse des so
genannten Neuen Kurses „auf einen Schlag“ zu verkünden, herrschafts-
technisch durchaus klug. Herrnstadt, zu diesem Zeitpunkt der bessere Tech-
nokrat in Sachen Herrschaftssicherung als Ulbricht und die sowjetischen
Freunde, wollte die Linienänderungen häppchenweise, über 14 Tage
verteilt, der Bevölkerung mitteilen. Er konnte sich nicht durchsetzen.

5. Schließlich -- der Auslöser für den 17. Juni -- die Streiks gegen die diktierte
Normerhöhung. Mit dem „Neuen Kurs“ hatte die SED allen bisher drang-
salierten Bevölkerungsgruppen Verbesserungen versprochen. Nur die sozia-
le Klasse, als deren Avantgardepartei die SED sich ausgab -- die Arbeiter -,
sollten weiterhin die angekündigten Lohnkürzungen akzeptieren, wie noch
in der „Tribüne“, dem Blatt des so genannten Freien Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, am Morgen des 16. Juni zu lesen war. Das brachte das Fass
zum Überlaufen.
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Ellen Ueberschär

KKiirrcchheennkkaammppff  uunndd  KKllaasssseennkkaammppff  

JJuunnggee  GGeemmeeiinnddee  1199553311  

Beginnen möchte ich mit einer kleinen Lesung, die Sie in das Jahr 1953, in eine
norddeutsche Kleinstadt versetzt. Ich lese einen Text aus dem Roman „Ingrid
Babendererde“ von Uwe Johnson2:

„Die Gustav Adolf-Oberschule hatte eine schöne Aula. An den Wänden war
gutes altes Holz, auch in der Decke war so ein Holz-Kasten ausgespart, in dem
die Streben der Dachverspannung hin und her gingen. Alles war sehr hell, denn
die Wand zum Domplatz hin bestand fast nur aus hohen breiten Fenstern, durch
die konnte man den Domturm sehen und die in der Sonne leuchtend aufgekan-
teten Dächer um ihn. Die Aula roch staubig und trocken. Über der Täfelung hing
in der Mitte der Wand das Bildnis des Führers der Kommunistischen Partei der
Sowjetunion. An der Stirnwand war unübersehbar eine grosse rote Fahne an die
Wand genagelt, darauf hatte die 9BI die Losung befestigt aus einzelnen weissen
Pappbuchstaben: REINIGT WACHSAM UND UNERBITTLICH UNSERE REIHEN
VON DEN FEINDEN UNSERER DEMOKRATISCHEN ORDNUNG. Der siebenund-
dreissigste Buchstabe hing schief. 

Davor auf den langen Bänken sassen versammelt alle Schüler, die am heuti-
gen Tage zum Unterricht erschienen waren. Neben der Tür war angeschlagen ein
Plan von Pius' Hand, der die Sitzgelegenheiten unter die Klassen verteilte; nach
dem befand sich die 12A auf der hintersten Bank des Raums. Jürgen war nicht im
Präsidium. Er sass neben Klaus am Gang. Er hatte nach vorn gehen wollen, aber
da hielt Klaus ihn am Ärmel fest, er rührte sich gar nicht dabei und sagte: Setz
dich mal hierher, du Veteran der Arbeiterbewegung. Jürgen blieb stehen und
lächelte nachdenklich in seinem Gesicht, dann liess er sich nieder neben Klaus. Vor
ihm sass Peter Beetz, und er betrachtete dessen nahezu kugeligen Hinterkopf. Pe-
ter Beetzens Haare waren da ganz kurz und schwarz, das nahm sich sonderbar
aus zu seinem braunen Nacken. Neben ihm war Brigitt, und neben Brigitt hielt
sich Ingrid gegen die breite Rückenlehne. Sie hatte ihren Hals hoch aufgereckt
und sah Pius zu. Pius stand an dem rot verkleideten Rednerpult und redete; er
schien damit im Unendlichen angefangen zu haben und bewegte sich nun wohl
in der selben Richtung. Jürgen sah wieder auf Peter Beetzens Hinterkopf und
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dann auf die Lehne vor ihm. In das Holz waren tief zwei Anfangsbuchstaben ein-
gekerbt. Wer war A. S. gewesen? Klaus neben ihm hatte seinen Kopf weit zu-
rückgelegt gegen die Wand, er schien zu schlafen mit offenen Augen. Er sah so
über all die Köpfe vor ihnen nach vorn. Hinter Pius befand sich an ebenso rot ver-
hängten Tischen das Präsidium. In dem waren vier völlig fremde Gesichter über
blauen Hemden, ein Platz war frei. 

-- Die illegale: sagte Pius und atmete. -- Die illegale Verbrecherorganisation.
Vom kapitalistischen Ausland bezahlter Volksfeinde!... Die in der sozialistischen Hei-
mat ihre reaktionäre Irrlehre verbreiten! Er sprach feierlich und in grosser Entschei-
dung gefasst. Nachdem er nun die terroristische Rolle der anarchistischen Jungen
Gemeinde klar erwiesen habe, fordere er ihre anwesenden Mitglieder auf: durch
eine unzweideutige Stellungnahme zu beweisen, dass sie würdige Schüler einer
demokratischen Oberschule sind. Er trat zurück und begab sich hinter die Tisch-
Reihe des Präsidiums. Das Präsidium sah wartend und bereit in der Aula umher.

Peter Beetz stand gelassen auf vor Jürgen und ging an den Bänken entlang
nach vorn. Ihm entgegen kam eine Welle von schweigend aufgewandten Gesich-
tern, die fiel gleich zurück. Die Aula war sehr still, alle hörten Dicken Bormanns
ärgerliches Knurren. Sein auf die vordere Bank gestützter Fuss war abgeglitten;
das hatte ihn so überrascht.

Peter Beetz erstieg das Podium und drehte sich um, er sah die Versammlung
freundlich an. Er schien ein wenig zu lachen in seinem ordentlichen Gesicht; viel-
leicht sass Dieter Seevken gerade vor ihm. Da war eine Pause wegen seines Lach-
ens (oder was das sein mochte), dann sagte er auf eine ebenmässige Weise: Das
ist alles nicht wahr. 

Die Versammlung wunderte sich, dass er noch da stand. In den hinteren Rei-
hen wurde jemand von innigem Gelächter geschüttelt.

Und Pius beugte sich erstaunt vor und fragte: Was der Schüler habe damit
sagen wollen, und der Schüler Beetz sagte: Er habe damit sagen wollen, dass das
alles nicht wahr sei, sie seien keine illegale Organisation, und das Verhältnis war
unbequem für den Schüler Beetz, denn er wollte sich Pius zuwenden, aber er
mochte auch die Versammlung nicht vernachlässigen, so ging das hin und her,
und das wurde immer schleuniger, sie sahen bald nur noch den grossen Rücken
von Peter Beetz und die vorruckenden Oberkörper über den rot verhängten
Tischen, und sie sagten: Peter Beetz sei doch illegal, und Peter Beetz sagte: Wa-
rum ihnen das eben auffalle während des behördlich verschärften Klassenkam-
pfes?, da sagten sie: Sie sähen jetzt deutlich den organisierten Charakter der Jun-
gen Gemeinde an Mitgliedsbüchern und Abzeichen. Peter Beetz sagte: Das Ab-
zeichen sei ein Bekenntnis und die Verfassung der Republik versichere die Freiheit
des Bekenntnisses, da fragten sie: Was ihm einfalle?, da sagte er: Ihm falle ein die
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Verfassung zu kennen, die gehöre nämlich zum Unterricht der zehnten Klasse, da
verwarnten sie ihn. Danach sagte er: Und er bezahle keinen anderen Mitglieds-
beitrag als den für die Freie Deutsche Jugend, und die Junge Gemeinde habe ja
auch keine Mitgliedsbücher. Da sagte das Präsidium: Die Junge Gemeinde habe
doch Mitgliedsbücher. Peter Beetz sagte: Sie habe keine Mitgliedsbücher, und
nun sollte er sachlich diskutieren, und er sagte: Also sie habe Mitgliedsbücher, und
da sollte er sachlich diskutieren und sie verwarnten ihn abermals. Und die Junge
Gemeinde habe am siebzehnten März abends einundzwanzig Uhr die Stellung
Martin Luthers im deutschen Bauernkrieg christlich gedeutet, was sage Peter
Beetz nämlich zu dieser Schändung der heroischen Revolutionsgeschichte des
deutschen Volkes? Dazu sagte Peter Beetz: Die Verfassung der Republik gestatte
den Religionsgemeinschaften eine Meinung über die Lebensfragen des deut-
schen Volkes. Sie sagten: Er habe aber damit zum Boykott gehetzt, und er sagte:
Er müsse wohl erst noch Theologie studieren um das verstehen zu können, und
so verwarnten sie ihn zum dritten Mal. Dann stritten sie: Ob es die Regel sei dass
in christlichen Heimen Körperbehinderte misshandelt würden, aber sie blieben
uneinig. Und das Präsidium sagte: Die Junge Gemeinde lasse sich von den Ame-
rikanern bezahlen für Sabotage und Spionage, und als Peter Beetz das nicht glau-
ben wollte, sagten sie: Neulich sei ein Funktionär der Freien Deutschen Jugend
nachts in der Eisenbahnstrasse von Angehörigen der Jungen Gemeinde mit Mes-
sern überfallen worden, das sei von einem amerikanischen Offizier so bestellt ge-
wesen, und Peter Beetz sagte: Es sei nicht wahr. Und da fragten sie: Ob Peter
Beetz meine dass das Präsidium lüge? Und er sagte: Er könne nicht umhin hier ei-
nen Irrtum zu vermuten, und er fragte: Warum die Regierung der Arbeiter und
Bauern die Verfassung der Republik demokratisch brechen wolle? Da sagten sie:
Ob er das so meine?, das meinte er so, und meinte er etwa er sei ein würdiger
Schüler einer demokratischen Oberschule?, nein. Dies war nicht seine Meinung.“

Ein Schultribunal, eine öffentliche Denunziation und Diffamierung von 17-
jährigen Schülerinnen und Schülern. Wie kam es dazu?

Ich werde in drei Teilen etwas über die Vorgeschichte dieser Schultribunale
vortragen und beginne damit im Jahr 1946, zweitens werde ich noch einmal ei-
nen detaillierten Blick auf die Liquidierungsphase lenken und drittens über die
Deeskalation berichten und Anmerkungen zum 17. Juni machen. 

RRüücckkbblleennddee

Die Stadthalle von Brandenburg im Juni 1946: Wenige Wochen zuvor war
auf großen Druck der KPD-Funktionäre, die sich aus Moskau die Genehmigung
für eine Jugendorganisation geholt hatten, die FDJ gegründet worden. Die Kom-
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munisten hätten das alles gern einige Monate eher stattfinden lassen, aber den
früheren Termin hatten die Kirchen zu Fall gebracht. 

Im Gegensatz zu den Amerikanern ließen die Sowjets keine Jugendverbände
zu, auch keine kommunistischen, sondern ordneten die Gründung von Jugend-
ausschüssen an, die sich in Städten und größeren Orten bildeten und für infra-
strukturelle, jugendkulturelle und praktische Lebensfragen zuständig waren. 

Die Kommunisten stellten in der Regel die Leiter, aber es wurde -- scheinbar
-- Wert auf eine paritätische Beteiligung aller gesellschaftlich relevanten Gruppen
gelegt und dazu zählten neben den bürgerlichen Parteien auch die Kirchen. Auf
diese Weise kamen die Kirchen in den Sog der „Einheitsjugend“. 

Einheit war das große Stichwort, mit dem ständig operiert wurde, vor allem
dann, wenn es darum ging, aufblühende Bereiche von Jugendarbeit, die sich
kommunistischer Aufsicht entzogen, zu unterbinden. Die ursprüngliche kommu-
nistische Vorstellung bestand darin, überhaupt keine andere Jugendarbeit zuzu-
lassen bzw. diese in die Einheitsjugend zu integrieren, um sie zu kontrollieren. 

Nun behaupteten aber die Kirchen, je länger je mehr, die kirchliche Jugend-
arbeit sei überhaupt keine Jugendarbeit, sondern Gemeindearbeit. Jeder Pfarrer
hat die Amtspflicht, Jugendliche um Bibel, Gebet und Gesangbuch zu sammeln.
Das war die offizielle Version -- und das war auch die einzig sichtbare Struktur.
Denn die Verbände waren bereits 1933 aufgelöst. Es gab tatsächlich keine kirch-
liche Jugendorganisation. 

Aber: was die Nazizeit überlebt hatte, war etwas, das ich eine verkirchlichte
Jugendverbands-Mentalität nennen würde. Dieses Gefühl, zu einer festen Ge-
meinschaft zu gehören, lagerte sich nun an den Begriff Junge Gemeinde an, der
erst ab 1949 zur flächendeckenden Bezeichnung kirchlicher Jugendarbeit wurde,
-- vorher gab es diesen Begriff in dieser Bedeutung nicht. 

Allerdings: Die Evangelische Jugend in Deutschland, also die gesamtdeutsche
Vertretung der kirchlichen Jugendarbeit, hatte 1946 vereinbart, ein gemeinsames
Zeichen einzuführen und daraus eine Anstecknadel herzustellen, das „Kreuz auf
der Weltkugel“, das dann im Konflikt 1952/53 eine zentrale Rolle spielte. Allein
bis zum Ende der Besatzungszeit sind schätzungsweise 100.000 Zeichen in der
DDR verliehen worden. 

Dass Jugendliche diese Anstecknadel in der Schule getragen haben, natürlich
nicht ohne provokative Absichten, war schon 1949, unmittelbar nach Gründung
der DDR, der Anlass für die HVDVP3 , gegen die kirchliche Jugendarbeit vorzuge-
hen. Die Polizei stellte fest:

Jugendliche sammeln sich regelmäßig und sie tragen ein Abzeichen: also
existiert eine Organisation. Organisationen sind aber nicht zugelassen, also han-
delt es sich um eine illegale Organisation. 
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Diese Argumentation wurde 1952/53 zentral. Auf dieser Linie -- illegale Organis-
ation -- gab es permanent Konflikte, insbesondere in Sachsen, die aber im Dienste
übergeordneter Interessen von KPD und später SED auf höchster Ebene ein-
gedämmt wurden. Ein berühmtes Symptom für diese Konflikte war die zitierfä-
hige Behauptung des sächsischen KPD-Jugendfunktionärs Robert Bialek: 

„Wir werden [...] den Kirchen [...] täglich 10 Nackenschläge geben, bis sie am
Boden liegen, und wenn wir sie wieder brauchen, streicheln wir sie ein wenig,
bis die Wunden geheilt sind. Dann schicken sie wieder ein Rundschreiben aus,
welches uns Mitglieder einbringt und dann schlagen wir wieder ihnen in den
Nacken, bis sie am Boden liegen.“4

Sie können sich vorstellen, dass es Erich Honecker einige Mühe gekostet hat,
den totalen Eklat auf dem I. Parlament zu verhindern, was aber unter allen Um-
ständen gelingen musste, denn nach außen hin war die KPD-Strategie Einheit
und Bündnispolitik. Nach dem I. Parlament sind die so genannten Verbindungs-
stellen eingerichtet worden. Die Einrichtung dieser Stellen war eine Konzession
der Kommunisten, um die Zustimmung der Kirchen zur Gründung der FDJ zu
erhalten. Verbindungsstellen gab es auf Länder- und auf zentraler Ebene. In Berlin
agierte Oswald Hanisch, einer von zwei Berliner Jugendpfarrern, als Verbindungs-
mann zum Zentralrat der FDJ. Es hat regelmäßige Treffen dieser Verbindungsleute
in Berlin und Gespräche mit Erich Honecker gegeben, aber über keines dieser
Gespräche existieren im Aktenbestand der FDJ Notizen. Wir sind hier vollständig
auf die kirchlichen Quellen angewiesen, die ihrerseits wiederum lückenhaft sind.
Im November 1947 geriet der Verbindungsmann im Zentralrat der FDJ unter
Druck. Dieser Druck steigerte sich im Jahr 1948 und mit dem III. Parlament im
Sommer 1949 war die Episode der Verbindungsstellen abgeschlossen. 

Auch für die Landesleitung der FDJ Brandenburg wurden konfessionelle Ver-
treter benannt: Kaplan Bargenda für die Katholische Kirche, Landesjugendpfarrer
Wolbrandt für die Evangelische Kirche, wenn es wichtig wurde. Und wichtig wur-
de es im Januar 1949, zu einer Zeit, als intern bereits beschlossen war, die Verbin-
dungsstellen aufzulösen. 

Auf einer dramatischen Sitzung des Landesvorstandes eskalierten die An-
schuldigungen gegen die Verbindungsstellen. Eine „Resolution“ enthielt den Vor-
wurf, die Kirchen würden konfessionelle Jugendorganisationen betreiben. Her-
mann Axen gab die Argumente vor. Die neue „Phase der politischen Entwick-
lung“ sei bedroht durch die „antidemokratischen Kräfte der Westmächte“, was
wiederum den Zusammenschluss der Jugend in einer „einzigen politischen Or-
ganisation“ fordere. Zwar hätten die Kirchen früher gemeinsam mit der
Arbeiterjugend gegen den Faschismus gekämpft, aber „es sei der Erfolg ausge-
blieben, weil die organisatorische Einigung gefehlt hätte.“5
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In der Diskussion entzündete sich der Streit an Enttrümmerungsaktionen und
Friedensdemonstrationen, die der Landesvorstand der FDJ auf Sonntagmorgen
festgesetzt hatte. Die von der FDJ geforderten Entschuldigungsschreiben, die
christliche Jugendliche für ihre Abwesenheit von den Aktionen beizubringen hat-
ten, bezeichnete Bargenda als „einen überholten Bestandteil nazistischen Voka-
bulariums“. Der Sonntag sei „der Tag des Gottesdienstes“, niemand hätte sich zu
entschuldigen, „der das tue, was an diesem Tage zu tun sei“. Wolbrandt versuch-
te, den Spieß umzudrehen und den Vorwurf der Spaltung an die FDJ zurückzu-
reichen: „Wohl der größte Teil hier im Saale sei doch wohl getauft und gehörte
darum zur Kirche. Wenn sich Jugendliche der Kirche entzögen, spalteten sie doch
die Kirche. Die Kirche ist im Vergleich zur FDJ doch die umfassendere Organisa-
tion, die gespalten werde.“ Die Vertreter der konfessionellen Jugendarbeit been-
deten den ergebnislosen Schlagabtausch, indem sie die Sitzung vorzeitig verlie-
ßen. 

Das III. Parlament der FDJ im Juni 1949 gilt als Manifestation der Unterord-
nung des Jugendverbandes unter die SED. Die FDJ nahm „demonstrativ Abschied
von der bis 1947 propagierten Überparteilichkeit“.6 Im Sommer 1950 wurde in
den südlichen Teilen der Kirchenprovinz Sachsens und in Thüringen ein Testballon
gestartet. Jugendlichen wurde in der Schule das Tragen des Abzeichens verboten.
Bei diesem lokal begrenzten Vorgang wurde zum ersten Mal die Koordinierung
des Apparates geprobt -- Polizei, Innenministerium, Volksbildungsministerium
und FDJ. Zum ersten Mal wurden Jugendliche dort unter Druck gesetzt, wo ihre
persönliche Zukunft durch staatliche Sanktionen gefährdet werden konnte -- in
der Schule. Das war 1950.

Das Jahr 1951 gilt als Atempause. Dies wird auf die deutschlandpolitischen
Ambitionen der Sowjetunion zurückgeführt, die eine in den Westzonen verbrei-
tete pazifistische Neigung, insbesondere in Kreisen der evangelischen Kirche, aus-
nutzen wollte. In den „Friedenskampf“ sollten auch „Geistliche und Gläubige“ in
der DDR einbezogen werden. Das erklärt die auffällige Zurückhaltung der Behör-
den mit „Maßnahmen“ gegen die Junge Gemeinde im ersten Halbjahr 1951. Der
Kirchentag in Berlin im Juni bot Gelegenheit, ein Entgegenkommen unter Beweis
zu stellen, das östliche, vor allem aber westliche Ressentiments gegen das kom-
munistische Regime abbauen sollte. Für die jugendlichen Teilnehmer am Kirchen-
tag in Berlin 1951 errichtete die FDJ im Osten Berlins das Zeltlager Schmetter-
lingshorst, wofür der Landesjugendwart des Jungmännerwerkes Sachsen dem zu-
ständigen Sekretär des Zentralrates der FDJ förmlich dankte7. 

An den Weltjugendfestspielen, die zwei Monate später stattfanden,
beteiligte sich die kirchliche Jugendarbeit nicht offiziell, betreute aber die Besucher
im Westteil der Stadt. Durchschnittlich fuhr jeder vierte Teilnehmer/jede vierte
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Teilnehmerin in den Westteil. Für die FDJ-Mitglieder hatte die Grenzwanderung
allerdings ein Nachspiel. In eindringlichen Gesprächen wurde ihre berufliche Posi-
tion vor und nach den Weltfestspielen geprüft. 

Mit ihrer Demonstration gegenseitiger Akzeptanz blieben die Weltjugend-
festspiele eine politisch kalkulierte Ausnahmesituation, die den Übergang zur har-
ten Repression noch nicht erkennen ließ. Diese setzte mit einem Besuch der
Staats- und Parteiführung der DDR in Moskau im April 1952 ein. Der Staatschef
Pieck notierte: „Pazifistische Periode ist vorbei.“8

Die auf Weisung Moskaus einsetzende Sowjetisierung und Militarisierung
der Gesellschaft wurden auf der 2. Parteikonferenz im Juni öffentlich gemacht.
Die kirchenpolitischen Auswirkungen des einsetzenden Terrors trafen zuerst die
kirchliche Jugendarbeit.

LLiiqquuiiddiieerruunnggsspphhaassee
Für seine Kampfansage an die Junge Gemeinde nutzte Ulbricht ein

jugendpolitisches Forum -- das IV. Parlament der FDJ. „Warum“, fragte er,
„nehmen wir nicht offen den Kampf gegen diese Elemente auf und entlarven sie
als das, was sie sind?“9

Unter Verwendung einer erprobten Strategie stellte er die Partei und ihre
Sache in eine Defensivposition, von der aus jede Verschärfung des Klassenkamp-
fes als Verteidigung gegen eine „feindliche Arbeit“ -- in diesem Falle gegen die
Gefährdung der Einheit der Jugend -- ausgegeben werden konnte. Während das
Stereotyp von der Einheit der Jugend zum rhetorischen Handwerk der Funktionä-
re gehörte, war die Ausweitung der Spionagehysterie auf die kirchliche Jugend-
arbeit neu. Der Spionagevorwurf, in den Polizeiberichten noch ein Aspekt unter
mehreren, avancierte in den Vorlagen von SED und FDJ zu einem zentralen Argu-
ment. Agententätigkeit war ein Codewort für die Eröffnung uneingeschränkter
Repression jenseits verfassungsrechtlicher Grundlagen. 

Das maßgebliche Thema des IV. Parlamentes war jedoch die Militarisierung
der Jugend, wobei die FDJ zum „wichtigsten Rekrutierungsinstrument“ für die
kasernierte Volkspolizei wurde. Die Verknüpfung beider Themen in der Ulbricht-
Rede hebt den Zusammenhang zwischen den Angriffen auf die kirchliche
Jugendarbeit und der forcierten Aufrüstung hervor. 

Der Ort, den Ulbricht für seine Kampfansage gewählt hatte, verweist auf die
wichtige Rolle der FDJ als „Transmissionsriemen“ der jugendpolitischen Parteibe-
schlüsse10.  Ihr Beitrag zur verschärften Stalinisierung lag in der Gewinnung Ju-
gendlicher für die SED-Politik. Es ist auffallend, dass alle Vorlagen und Entwürfe
zur Repression und Liquidierung der Jungen Gemeinde mit deutlicher Kritik an der
ungenügenden Arbeit des Jugendverbandes einhergingen. 
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Die Kombination der verschiedenen Ansprüche stellte eine Überforderung für die
Funktionäre und den gesamten Verband dar. Einerseits war ihm die gesellschafts-
politische Mobilisierung aller Jugendlichen aufgetragen -- die Gestaltung eines
„frohen Jugendlebens“ inbegriffen -- , andererseits wurde er zunehmend als
„Kaderreserve“ für die Bereitstellung von Nachwuchsfunktionären gebraucht, die
-- hatten sie sich bewährt -- in andere Bereiche abgezogen wurden. Mit eigenen
Vorlagen, die den Parteibeschlüssen zuvorkommen und diese an Schärfe über-
treffen sollten, versuchten sich die FDJ-Funktionäre aus ihrer kritisierten Position
zu befreien. Flächendeckende Wirksamkeit konnten sie jedoch erst nach einem
Beschluss des Politbüros entfalten. 

Ein besonderer Dorn im Auge von Partei und FDJ waren die erfolgreichen
Großveranstaltungen der Jungen Gemeinde, die an Himmelfahrt im Durchschnitt
4000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer versammelten. Im Sommer 1952 ging es
darum, an zwei Orten, nämlich in Lübbenau und in Sehlis bei Leipzig ein Exempel
zu statuieren. Beide Jugendtage wurden kurzfristig von höchster Stelle, also von
Ulbricht persönlich, verboten. In beiden Fällen benutzte der Apparat eine Argu-
mentation, die sich der katastrophalen Versorgungslage bediente, die er einerseits
selbst zu verantworten hatte und die andererseits die Zustimmung zum System
beträchtlich herabsetzte. In Sehlis mussten die Straßenbahnwagen plötzlich für
das bevorstehende FDJ-Parlament geschont werden, der Sonderzug nach
Lübbenau konnte auf einmal „mangels einer Lok“ nicht fahren und die 500 kg
Fleisch für die Versorgung der Jugendlichen beschlagnahmte die Polizei. 

Zu erklären sind die Beschlagnahmungen und Verweigerungen nur mit einer
ideologischen Kompensationsfunktion. Die demonstrative Verweigerung von
Ressourcen war ein Signal an die nichtkirchliche Öffentlichkeit. Die Kirche, so die
beabsichtigte Wirkung auf das Bewusstsein der Bevölkerung, verschärfe mit ihren
überzogenen Ansprüchen die Lage unverhältnismäßig, zumal sich das allgemeine
Interesse eher auf Fußball und Betriebsfeiern richtete, für die zum gleichen
Zeitpunkt 120 Straßenbahnwagen zur Verfügung gestellt wurden. Der 17. Juni
zeigte ein Jahr später, dass Versuche dieser Art, den Mangel durch ideologische
Erklärungsmuster zu kompensieren, scheiterten. 

Eine weitere Gemeinsamkeit beider Jugendtage betrifft die Rolle der FDJ. Sie
trat als Schläger- und Störtrupp im Blauhemd auf, was in den Berichten
Betroffener bisweilen den Eindruck von 'geschlagenen Schlachten' entstehen
lässt. Die FDJ, so die Schlachtordnung, kämpfte mit schwerer Technik wie
Motorrädern und Lautsprecherwagen, während die Teilnehmer der evangelischen
Jugendtage als 'Waffe' ihren Glaubensmut trugen. 

Die Jugendlichen im staatlichen Jugendverband, die sich zum Mitmachen bei
den Störaktionen bewegen ließen, waren die Ausputzer der Parteipolitik, die dort
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eingesetzt wurden, wohin die administrativen Behinderungen nicht reichten --
auf das kircheneigene Gelände, auf dem die Jugendtage doch stattfanden. 

Ein weiteres Gemeinsames, das auf einer anderen Ebene liegt, sind die Ele-
mente von Resistenz, die sich in den Berichten erkennen lassen. Zunächst ist die
Teilnahme der Jugendlichen selbst zu nennen, die sich von den Verbotsgerüchten
und persönlichen Behinderungen nicht einschüchtern ließen. 

Darüber hinaus sind Verhaltensweisen unter der nicht direkt betroffenen
Bevölkerung zu beobachten, die als Resistenz zu deuten sind: Einfache Beamte
der Straßenbahn stellten, entgegen den Anweisungen der Dienstvorgesetzten,
für die Rückfahrt von Sehlis doch „10 Straßenbahn-Einsatzwagen“ zur
Verfügung. Als resistent gegen die Mobilisierungsversuche der FDJ erwies sich
auch die Bevölkerung von Lübbenau, die sich nicht zur Teilnahme an einem
„Volksfest mit Schießen“ bewegen ließ, das als Konkurrenz zum Jugendtag
spontan angesetzt war. Nach dem Verbot der Massenquartiere kamen Familien in
Lübbenau für Unterkunft und Versorgung der Teilnehmer auf: 

„Im Anschluß an die Geistliche Abendmusik meldeten sich in Lübbenau und
Zerkwitz auf Grund unserer Aufrufe so viele Gemeindeglieder, die sich bereit
erklärten, Jugendliche noch in ihren Häusern aufzunehmen, daß tatsächlich
kein einziger Jugendlicher die Nacht in den Kirchen selbst verbringen muß-
te“.11

Soweit zur Vorgeschichte. Gleichzeitig liefen die Versuche, die so genannten
Maßnahmen zu koordinieren, auf Hochtouren. Wirksamkeit entfalteten die Liqui-
dierungsabsichten, nachdem das Politbüro im Januar 1953 einen „Maßnahme-
plan“ beschloss, der die Oberschulen zum Hauptkampfplatz der Auseinanderset-
zungen bestimmte. 

Sie werden im Folgenden sehen, dass Uwe Johnson für seine Romane wie
ein investigativer Journalist recherchiert hat. Nichts von dem, was ich Ihnen vor-
getragen habe, ist frei erfunden. Johnson bezieht sich beispielsweise auf zwei
Ausgaben der Jungen Welt, dem Sprachrohr der FDJ (auf die Ausgabe vom 13.
Januar und die berühmte Extra-Ausgabe von April). In der Sonderausgabe der
Jungen Welt vom 17. April 1953 sehen Sie alle Elemente der Liquidationsphase
auf einen Blick:
1. Spionagevorwurf an erster Stelle,
2. auch der Illegalitätsvorwurf taucht wieder auf, er ist allerdings weiter nach un-

ten gerutscht. Er findet sich bei den Abbildungen der Schaukästen. Schaukäs-
ten waren quasi die Fernseher der Jungen Gemeinde in den 1950er Jahren,
also die einzigen Medien zur Visualisierung von Botschaften: Die FDJ-ler wur-
den von ihrer Führung angewiesen, die Schaukästen zu demolieren. Dies war
eine der Begleitmaßnahmen zu den Schultribunalen. (Und im übrigen ist da-
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ran zu erinnern, dass die HJ12 die Schaukästen der evangelischen Jugendver-
bände 1933 auch demoliert hat.) Hier ist der Schaukasten der Jungen
Gemeinde der Thomasgemeinde in Leipzig abgebildet: Er zeigt eine mutige
öffentliche Stellungnahme:
„Liebet Eure Feinde und: Laßt Euch nicht zum Werkzeug irgendeiner Frie-
denspropaganda machen, die in Wirklichkeit Hass sät und den Krieg be-
treibt...“ -- Das war eine Provokation angesichts der Militarisierung und des
Feindbildaufbaus.

3. Geht es um die Diffamierung des Leipziger Studentenpfarrers Hamel. Hamel
war eines der ersten Opfer der Verhaftungswelle, die im Frühjahr 1953 anroll-
te. Eine ganze Reihe der verhafteten kirchlichen Mitarbeiter stammte aus der
Jugendarbeit. Bei allen verhafteten Frauen ist das z. B. der Fall. Sie waren als
Gemeindehelferinnen oder Katechetinnen in den Gemeinden tätig.

4. „Ich trete aus“: die sogenannten Reverse, -- auch nachzulesen bei Johnson.
Zur Unterzeichnung dieser vorformulierten Abschwörungen konnten beson-
ders diejenigen Jugendlichen, die kurz vor dem Abitur standen, durch Erpres-
sungsversuche veranlasst werden.
Und damit zurück zu den Schultribunalen. Wir werfen einen Blick auf die

inneren Vorgänge auf den Ebenen von Partei und FDJ. Im März 1953 hatte
Ulbricht die Liquidierung kirchlicher Arbeit, die sich inzwischen nicht auf die Junge
Gemeinde beschränkte, zur ‚Chefsache' gemacht. Er gab neue Richtlinien vor, die
eine Eskalation der Ereignisse provozierten. Am 17. März fasste das Politbüro ei-
nen Beschluss, der dem Staatssekretariat für Inneres und dem Volksbildungsmi-
nisterium einen regelrechten Auftrag zur 'Strafverfolgungsjagd' auf Mitarbeiter
und Teilnehmer der kirchlichen Jugendarbeit erteilte.

Damit existierte eine konkrete Handlungsanweisung für den Umgang mit
den „Tatsachenzusammenstellungen“, die im Parteiapparat aufgrund örtlicher
Berichte laufend angefertigt wurden. Die Wirkung dieser Beschlüsse machte sich
in den Durchsuchungen der Dienststellen der Jugendarbeit durch Mitarbeiter des
Ministeriums für Staatssicherheit und in der erwähnten Verhaftungswelle be-
merkbar.

Zu diesem Zeitpunkt spielte die FDJ keine eigenständige Rolle, sondern sie
war der große Transmissionsriemen zur Umsetzung der Politbüro-Beschlüsse. Eine
Woche nach dem Politbürobeschluss, also am 25. März, kam ein „Plan“ des Zen-
tralrates der FDJ zum Zuge. Dieser beinhaltete die Vorbereitung von Schulver-
sammlungen, die „gegen den faschistischen Terror in Westdeutschland protestie-
ren“ und „gleichzeitig die feindlichen Elemente“ in der jeweiligen Bildungsein-
richtung „entlarven und entfernen“ sollten. Die Aktion sollte an je einer Schule in
jedem der 15 Bezirke der DDR beginnen und dann auf alle 341 Oberschulen aus-
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geweitet werden13. In den bisher ‚vakanten' Schulen wurden eigens FDJ-Se-
kretäre eingesetzt und in die Durchführung der Kampagne eingewiesen. Die erste
Welle der Schulversammlungen rollte vom 28. März bis zum 4. April 1953. -- Das
war die Karwoche! 
Die zweite, größere Welle begann ab Mitte April: 

„Es besteht kein Zweifel, daß bei einer entsprechenden Aufklärungsarbeit in
kurzer Zeit das von uns gesteckte Ziel der Liquidierung der Jungen Gemeinde er-
reicht werden kann.“14 Zeitgleich mit den Schultribunalen betrieben Partei, Staats-
apparat und FDJ intensiv die „Zerschlagung“ der örtlichen Jungen Gemeinden.
Laufend wurden Berichte über den „Stand der Liquidierung“ angefertigt und die
Funktionäre entsprechend instruiert. Den Mangel an Beweisen glichen FDJ und
Administration durch Manipulation und Fälschung aus. 

Der Zentralrat der FDJ startete am 1. April 1953 eine Kampagne, die die
Kreisleitungen aktivieren sollte. Für die mehr als 300 Kreise wurde ein gleich lau-
tender Brief aufgesetzt, der einen fingierten Ort nannte, in dem eine „starke und
aktive Gruppe der Jungen Gemeinde besteht“. Unter Angabe einer Frist von 14
Tagen forderte die Zentrale die Kreissekretäre auf, „Maßnahmen“ zu ergreifen.
Eine Reihe von Kreisleitungen zeigte sich begriffsstutzig und gab die nichtmani-
pulierte Rückmeldung, dass sich entweder der genannte Ort nicht im Kreisgebiet
befände oder dort keine Junge Gemeinde bestünde15. 

DDeeeesskkaallaattiioonn  uunndd  1177..  JJuunnii  11995533
Ende Mai 1953 zeigten sich Anzeichen einer Entspannung, als Grotewohl

und Ulbricht in Reden „Missgriffe“ und „Überspitzungen“ bei der Entlassung von
Oberschülern andeuteten. Ulbricht führte die Unterscheidung zwischen „Agen-
ten, die die Junge Gemeinde anführen, und irregeleiteten Jugendlichen“ ein. Die
abrupte Kehrtwende war einem Memorandum „Über die Maßnahmen zur Ge-
sundung der politischen Lage in der Deutschen Demokratischen Republik“ zu
verdanken, das die neue Sowjetführung den DDR-Funktionären am 2. Juni 1953
übergeben hatte. Darin wurde die „völlige Revision der seit der 2. Parteikonferenz
verfolgten Politik eines forcierten ‚Aufbaus des Sozialismus'“ dekretiert. Auf dem
Feld der Kirchenpolitik warfen die Sowjets der DDR-Führung schwerwiegende
Fehler vor. 

Ein für uns wichtiger Satz des Memorandums lautete: „Die Verfolgung der
einfachen Teilnehmer der kirchlichen Jugendorganisation Junge Gemeinde ist ein-
zustellen und die politische Arbeit unter ihnen zum Schwerpunkt zu machen.“
Dieser Teil des Dekretes bedeutete zwar das Ende des aktuellen Terrors, jedoch
keine Veränderung des grundsätzlichen Zieles, die Kirchen zum 'Absterben' zu
bringen. Lediglich die Methoden und der Zeitplan wurden revidiert. 1954 setzten
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im Parteiapparat Überlegungen zu einer systematisch vorgehenden Kirchenpolitik
ein, die sich nicht mehr der offenen, sondern einer verdeckten Repression bedie-
nen sollte.

Eine teilweise religiös qualifizierte Erleichterung brachte die Veröffentlichung
des Kommuniqués „über eine Besprechung von Vertretern des Ministerrates und
Vertretern der evangelischen Kirchen“ am 10. Juni 1953, die am 11. Juni auf Seite
2 des Neuen Deutschland erschien. Für die Jugendarbeit entscheidend waren die
beiden Sätze: „Es sind keinerlei weitere Maßnahmen gegen die sogenannte Junge
Gemeinde... einzuleiten.“ Und: „Alle... an den Oberschulen entfernten Schüler
sind sofort wieder zum Unterricht zuzulassen. Es ist ihnen die Möglichkeit zu ge-
ben, die versagten Prüfungen nachzuholen.“ In diesem Gespräch nannte Grote-
wohl eine Zahl von 712 relegierten Schülern. Ich gehe davon aus, dass es unge-
fähr 900 relegierte Oberschüler und -schülerinnen waren. 

Wir sehen also, dass für die Kirchen ein gewisser Satisfaktionsgrad erreicht
war, als die Ereignisse des 17. Juni anrollten. Haben sich Mitglieder der Jungen
Gemeinde daran beteiligt? Evangelische Jugendliche haben sich genauso an den
Protestaktionen beteiligt wie FDJler. Es gibt weder für das eine noch für das an-
dere Zahlen. Aber wenn wir uns die Photos aus diesen Tagen ansehen, dann ist
jedenfalls zu erkennen, dass Menschen aller Altersstufen an den Protesten betei-
ligt waren. (Die männlichen Jugendlichen erkennen Sie an den Knickerbockern,
eine andere Frage ist, wie viele Schülerinnen auf der Straße waren.)

Vier Tage nach dem Aufstand wurden die Bezirksleitungen der SED zu Be-
richten über die Beteiligung der Kirchen aufgefordert, und eine der ersten Fragen
lautete, ob Gruppen der Jungen Gemeinde in Erscheinung getreten seien. Darauf-
hin berichteten die Sachsen: Der neue sächsische Landesbischof (übrigens genau
am 17. Juni gewählt) habe angerufen und erklärt, dass das Landeskirchenamt
selbst festgestellt habe, dass auffallend viele Kugelkreuze in Dresden getragen
werden. Das Landeskirchenamt habe noch am Morgen an alle Bezirkskirchenäm-
ter, Superintendenturen und an die Innere Mission Anweisung gegeben, alle
Christen der evangelisch-lutherischen Landeskirche zur Ruhe und Ordnung auf-
zufordern und sich von den Demonstrationen fernzuhalten. Vor allem aber sollte
das Kugelkreuz nicht als Herausforderung getragen werden. 

Die Bezirksleitung Halle gab zu Protokoll: „Gruppen der Jungen Gemeinde sind
insbesondere in Halle und Bitterfeld unter den randalierenden Jugendlichen be-
sonders aktiv gewesen. Auch liegen Berichte aus einer Reihe von Ober- und Grund-
schulen vor, wo unter Anführung von Mitgliedern der 'Jungen Gemeinde' Zer-
störungen, Abreißen von Bildern versucht und zum Teil durchgeführt wurden.16“ 

Der Haken an diesen Berichten ist aber, dass vollkommen identische Nach-
richten über die Beteiligung von FDJlern beim Zentralrat der Jugendorganisation
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eingingen. Dort zeigte sich die Führung besorgt darüber, dass die Mehrzahl der
Verbandsmitglieder sich aktiv am Aufstand beteiligt hatte. Es gab öffentliche Ver-
brennungen von Mitgliedsbüchern, und als die FDJ eine Revision ihres Mitglieder-
bestandes im Spätsommer 1953 abschloss, stellte sie fest, dass sie die Hälfte ihrer
zuvor eingeschriebenen Mitglieder verloren hatte. Die entscheidende Niederlage,
die die SED, aber auch die Kirchen einstecken mussten, war die Abwanderung Ju-
gendlicher17.  

Die Abwanderung traf die Kirchen ungemein hart. Denn viele gerade der ak-
tiven Kirchenmitglieder gingen. Für die Junge Gemeinde, wie ich sie vorhin be-
schrieben habe, hatte die Verfolgungswelle einen massiven Einbruch zur Folge.
Denn diese hatte eine doppelte Abwanderung zu verzeichnen, zum einen in den
Westen und zum anderen in den Sozialismus hinein, viele trauten sich nicht mehr,
dazuzugehören und blieben fern. 
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Hermann Weber

WWaarruumm  ffaanndd  iinn  ddeerr  DDDDRR  

kkeeiinn  SScchhaauupprroozzeessss  ssttaatttt??

Der Begriff Schauprozess wird vielfältig verwendet. Beim Blick in Nachschlage-
werke oder neuerdings in das Internet zeigt sich, welche unterschiedlichen Arten
von Prozessen in aller Welt inzwischen darunter verstanden werden. Hier ist der
Terminus einzugrenzen. Gemeint sind jene wenigen großen Prozesse in kommu-
nistisch-stalinistischen Regimen, bei denen ehemalige Führer des Kommunismus
öffentlich unter absurde Anklage gestellt und nur aufgrund erpresster eigener
Geständnisse (fast alle zum Tode) verurteilt und anschließend hingerichtet wur-
den. Diese Schauprozesse hatten mit ordentlichem Gerichtswesen oder gar
Rechtsprechung nichts zu tun. Anstoß, Verlauf und Regie bestimmte allein die
politische Führung, die Urteile standen schon von Anfang an fest. Solche Schau-
prozesse sollten Angst und Schrecken verbreiten, doch ebenso der Mobilisierung
für das Regime dienen sowie „Abweichungen“ verhindern. Unser Thema muss
also genauer lauten: Warum gab es in der DDR keine großen Schauprozesse
gegen kommunistische Führer?

Denn politische Schauprozesse gegen Funktionäre des Regimes wurden --
ebenso wie solche gegen Feinde des Systems -- durchgeführt. Hier sei nur auf
ein Beispiel eines Schauprozesses in der DDR verwiesen. Wie die Vorgaben der
politischen Entscheidungsträger aussahen, ist den Unterlagen für diese Art von
Schauprozess zu entnehmen, der bereits im April 1950 stattfand. In einem öko-
nomisch geprägten Tribunal sind damals der Sozialdemokrat Willi Brundert und
der Christdemokrat Leo Herwegen als „Wirtschaftsverbrecher“ zu je 15 Jahren
Zuchthaus verurteilt worden1. Unter den Archivalien befinden sich genaue „Re-
gie-Anweisungen“ der SED-Führung. Das „Kleine Sekretariat“ des Politbüros
hatte in seiner Sitzung am 27. Februar 1950 „in Vorbereitung und Durchführung
des Prozesses Herwegen-Brundert“ die „folgenden Maßnahmen“ angeordnet:
„1.) Der Prozess wird dem Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratisch-

en Republik übergeben, der Anklage beim Obersten Gerichtshof der DDR
erhebt.

2.) Der Prozess ist so zu führen, dass die Rolle des Monopolkapitals, seine
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Zersetzungsarbeit mit Hilfe käuflicher Agenten und deren verbrecherische
Tätigkeit in der Deutschen Demokratischen Republik deutlich zu Tage tritt.

3.) Der Prozess wird in Dessau geführt.
4.) Termin April 1950.
5.) Verantwortlich für die Zusammenstellung und Überprüfung der aus dem

Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik an dem Prozess teilneh-
menden Delegationen sind das Sekretariat des Bundesvorstandes des
FDGB, das Sekretariat des Zentralrates der FDJ, das Bundessekretariat des
DFD.

6.) Die gesamte Presse ist zuzulassen.
7.) Die Anklageschrift ist vor der Herausgabe dem Sekretariat zur Begutach-

tung vorzulegen.“2

Die Anordnungen des „Kleinen Sekretariats“ beweisen, dass die SED damals
unter Ulbricht bis hin zu Einzelheiten das „Drehbuch“ verfasste3.  Das trifft erst
recht zu für den in der DDR geplanten typischen Schauprozess gegen führende
Kommunisten.

Ein Merkmal der kommunistischen Verfolgungen waren im Stalinismus die
Repressalien, die „Säuberungen“ der eigenen Partei. Dadurch wurden mehr
kommunistische Führer, Funktionäre und Mitglieder umgebracht als von den
Feinden des Kommunismus. Schauprozesse gehörten während der Diktatur Sta-
lins zu den Ritualen der Verfolgungen. Spektakulär waren Schauprozesse gegen
kommunistische Spitzenführer. In den Moskauer Tribunalen von 1936 bis 1938
wurden sie nach absurden Geständnissen verurteilt und hingerichtet. Dies wie-
derholte sich nach 1945 in den „Volksdemokratien“. 

Im September 1949 standen in Budapest der bisherige kommunistische un-
garische Innenminister Lászlo Rajk und sieben hohe Parteifunktionäre vor Ge-
richt. Im Dezember 1949 wurden in Sofia neben Traitscho Kostoff, dem ehema-
ligen „zweiten Mann“ Bulgariens nach Georgi Dimitroff, zehn weitere leitende
Kommunisten abgeurteilt. Sämtliche angeklagte Spitzenfunktionäre (außer Ko-
stoff, der dies verweigerte) hatten „gestanden“, für Jugoslawien und die USA
spioniert und gegen die „Volksdemokratien“ konspiriert zu haben. Kontakte zu
Noel Field, amerikanischer Quäker und Kommunist, der im Schweizer Exil bis
1944 kommunistische Emigranten vieler Länder finanziell unterstützt hatte,
dienten den Anklägern als „Beweis“. Fast alle Beschuldigten wurden hingerich-
tet oder zu lebenslanger Haft verurteilt. Erst im Verlauf der „Entstalinisierung“
erfolgte ihre juristische und selten die politische Rehabilitierung, später wurden
schließlich die Anschuldigungen gegen sie als falsch verworfen. 

Im November 1952 fand dann in Prag der Slánský-Prozess statt, ein drama-
tischer Schauprozess mit antisemitischer Tendenz gegen den Generalsekretär der
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KPC Rudolf Slánský und weitere Spitzenführer. Hingegen war der Prozess gegen
Koci Xoxe 1949 in Albanien ein Geheimprozess, ebenso noch 1954 der gegen
Vasile Luca in Rumänien. In Polen gab es zwar viele politische Prozesse, doch ein
großer, gegen Wladyslaw Gomulka vorbereiteter Schauprozess unterblieb.
Befohlen und angeleitet wurden die Säuberungen von der Sowjetunion, die ihre
Vorherrschaft in den Ländern Osteuropas mit allen Mitteln absichern wollte4. 

Die SED brüstete sich später, in der DDR hätte es nie Schauprozesse gege-
ben, die Ulbricht-Führung habe dies verhindert. Tatsächlich kam es aber auf un-
terer Ebene zu „Schauprozessen“ und ein typisch stalinistischer Schauprozess
gegen SED-Führer wurde auch dort geplant, zunächst gegen das Politbüromit-
glied Paul Merker u.a., dann gegen den Ulbricht-Rivalen Franz Dahlem. Wie und
warum sie in der DDR zwar vorbereitet, aber nicht mehr durchgeführt wurden
und auf Geheimprozesse ausgewichen werden musste, ist nun anhand von
Archivalien genauer zu belegen.

Die SED-Propagandisten und -Geschichtsschreiber behaupteten dennoch
stets, in der DDR sei es wegen der angeblichen Standfestigkeit der deutschen
Partei zu keinem Schauprozess gekommen, speziell ihr Generalsekretär Ulbricht
habe das vereitelt. Diese Legende hatte Ulbricht selbst gestrickt, als er sich im
Januar 1963 vor den Delegierten des VI. Parteitags der SED dazu äußerte: 

„Man kann der Meinung sein: Die Folgen des Stalinschen Personenkultes
haben sich in der DDR nicht so stark ausgewirkt, weil die sowjetischen
Genossen, die damals als Vertreter der Besatzungsmacht hier waren, Leninisten
waren. Außerdem begünstigte der Charakter unserer Partei als Einheitspartei [...]
die Einhaltung der marxistisch-leninistischen Partei- und Staatsnormen. So
konnten z.B. Agenten Berijas keinen Schaden bei uns anrichten, weil sie nicht in
die DDR hereingelassen wurden, das war nicht sehr demokratisch gemacht, aber
sie wurden nicht hereingelassen. Das genügt.“5

Um seine Version abzusichern, sollte das so auch im seinerzeit für die SED
verbindlichen Geschichtswerk, in der achtbändigen Geschichte der deutschen
Arbeiterbewegung von 1966, festgeschrieben werden6. Zunächst war beabsich-
tigt, die Schauprozesse gegen Rajk oder Slánský gar nicht zu erwähnen. Doch
dann schrieb Walter Ulbricht am 3. August 1965 an den „werten Genossen Dr.
Gemkow“ im Institut für Marxismus-Leninismus: „Im Zusammenhang mit mei-
nen Darlegungen auf der 10. Tagung des ZK zum Geschichtswerk, mache ich
darauf aufmerksam, dass es notwendig ist eine Einschätzung der Rajk- und
Slánskýprozesse zu geben.“7

Entsprechend diesen Anweisungen Ulbrichts war dann in Band 7 zu lesen:
„Außerdem wirkten sich die Prozesse gegen Laszlo Rajk in der Ungarischen
Volksrepublik, Traitscho Kostoff in der Volksrepublik Bulgarien und Rudolf
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Slánský in der Tschechoslowakischen Republik, die in den Jahren 1950 [sic! tat-
sächlich 1949, H.W.] und 1952 stattfanden, auf die Entwicklung der SED aus.
Diese Prozesse beruhten, wie sich später herausstellte, zu einem großen Teil auf
falschen Anschuldigungen, die maßgeblich auf das schändliche Treiben des
politischen Abenteurers L.P. Berija, [...] zurückzuführen waren.“8

Danach folgte die Lüge, die erklärt, warum überhaupt von diesen stalinis-
tischen Schauprozessen berichtet wurde: „Die Parteiführung der SED, unter-
stützt von Vertretern der sowjetischen Besatzungsmacht, setzte den Bestrebun-
gen L.P. Berijas, auch in der DDR solche Prozesse durchzuführen, entschieden
und erfolgreich Widerstand entgegen. Seine Beauftragten wurden nicht in die
DDR hereingelassen.“9

Dies blieb die SED-Version bis zum Ende der DDR. Zum Beispiel tischte der
Schriftsteller Stephan Hermlin im „Spiegel“ (Nr. 6) 1989 die alten Falschmel-
dungen Ulbrichts auf, wonach die DDR die einzige „Volksdemokratie“ gewesen
sei, die sich den „Anweisungen Berijas widersetzte“. Der „mutige“ Ulbricht
habe damals Berija nicht nur „Köpfe“ verweigert, sondern zu ihm sogar gesagt:
„Fahren Sie nach Hause“. Selbstverständlich hätte Ulbricht, immer einer der
devotesten Vasallen Stalins, es nie gewagt, den von 1945 bis 1953
zweitmächtigsten Mann der Sowjetunion, Berija, „nach Hause zu schicken“.
Vielmehr hatte auch Ulbricht diesem Stalin-Beauftragten eifrig zugearbeitet.

PPllaannuunnggeenn  vvoonn  SScchhaauupprroozzeesssseenn
Die SED-Praktiken konnte die frühe westdeutsche DDR-Forschung bereits

seinerzeit aus deren offiziell publizierten Materialien und Zeitzeugenberichten
enthüllen. Beispielsweise hatte der SED-Verlag bereits Ende 1949 das Protokoll
des Rajk-Prozesses vom September in deutscher Sprache veröffentlicht. Und in
einem Vorwort dazu (datiert vom 29. Oktober 1949) schrieb Kurt Hager, der
Prozess „lehrt uns folglich, dass die Wachsamkeit gegenüber den Feinden“ der
DDR nicht „erlahmen“ dürfe, sondern sie „rücksichtslos“ zu entlarven seien.
„Er lehrt uns, dass jeder faule Liberalismus gegenüber der Schädlingsarbeit der
Tito-Agenten und anderer Trotzkisten ein Verbrechen an der Arbeiterklasse und
ein Verrat an ihren Zielen ist.“10

Die „Lehren“ daraus waren für die SED eindeutig: durch „Wachsamkeit“
wie in Ungarn und (nach dem Kostoff-Prozess im Dezember 1949) in
Bulgarien11 galt es, innere Feinde zu „entlarven“ und vor Gericht zu stellen.
Ganz in diesem Sinne hieß es im Januar 1950 in der SED-Zeitschrift „Einheit“:
„Es ist verbrecherischer Leichtsinn zu glauben, dass bei uns in Deutschland, ja
auch in der Deutschen Demokratischen Republik, so etwas nicht vorkommt.
Mister Field ist auch in Berlin kein Unbekannter.“ Daher sei es die Aufgabe, „die



Feinde der Partei und der Arbeiterklasse unter jeder Maske zu erkennen, zu
entlarven und ohne Sentimentalität unschädlich zu machen“.12 Und der ZPKK-
Vorsitzende13 Matern forderte in der gleichen Nummer der Zeitschrift, es seien
„gründliche und ernste Überprüfungen notwendig“.14 Der Tenor solcher offi-
zieller Verlautbarungen bestätigte, was mit Dutzenden von Beispielen nachge-
wiesen werden konnte, nämlich wie die Säuberungen gezielt vor sich gingen
und auch die SED einen großen Schauprozess plante15. 

Insgeheim begannen die Ermittlungen gegen die hohen Parteifunktionäre,
die in westlicher Emigration Verbindungen zu Noel H. Field gehabt hatten -- wie
erst jetzt die Archivalien zeigen -- schon bald nach dem Rajk-Prozess und noch
vor dem Kostoff-Prozess. Die bestimmende Rolle spielte Ulbricht. An ihn schrieb
der ZPKK-Vorsitzende Matern am 24. Oktober 1949:

„Nach dem bisher zusammengetragenen Material ist das Ganze ein um-
fangreicher Komplex. Die von Field angeknüpften Verbindungen betreffen Ge-
nossen aus allen [vier Besatzungs-] Zonen. Die Aufhellung und Durchleuchtung
ist also keine Zonenangelegenheit, sondern muss in seiner Gesamtheit unter-
sucht werden. Das wird eine komplizierte und ernste Sache, da die Untersuchun-
gen und Feststellungen sich auch auf eine Anzahl leitender Genossen in den ver-
schiedensten Funktionen erstrecken. Untersucht werden müssen alle Beziehun-
gen zu Field und ihre Art, Intensität, Dauer und Inhalt. Weiter, ob daraus andere
Verbindungen und Beziehungen entstanden und noch heute bestehen. Das
zweckmäßigste wird sein, eine Kommission einzusetzen, in der auch Genossen
[der KPD] aus dem Westen vertreten sind. Von der ZPKK schlage ich vor Matern
und Herta Geffke. Dazu müsste die Westkommission 2 Genossen benennen. Da
ich nur die Arbeit leiten könnte, wäre außerdem ein Sekretär der Kommission
notwendig. Dafür schlage ich vor den Genossen Sepke, Vorsitzender der LPKK
Mecklenburg, der nach Abschluss der Kommissionsarbeit wieder nach Mecklen-
burg in seine Funktion zurückgeht.“16

Bereits am nächsten Tag gab Ulbricht grünes Licht und teilte Matern per
Hauspost mit:

„Mit Deinem Vorschlag betreffend Kommission zur Untersuchung der Ver-
bindungen von Field bin ich mit Deinen Vorschlägen einverstanden. [sic] Schlage
bitte selbst einen Genossen aus dem Westen vor, dem man volles Vertrauen
schenken kann. Dann könnte man die Kommission in der nächsten Sitzung des
Sekretariats beschließen. Über die gesamte Zusammensetzung der Kommission
mache bitte bis zum Freitag den 28.10. eine Vorlage. W. Ulbricht“17

Also wurde sogar die ZPKK von der geheimen Untersuchung ausgeschlos-
sen, die allein von einigen Ulbricht-Vertrauten durchgeführt wurde. Da nur eine
kleine Sonderkommission tätig war, ist es wenig erstaunlich, dass sich die Nach-
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forschungen gegen Merker, Bauer usw. in den umfangreichen Protokollen der
ZPKK kaum widerspiegeln. Die Kommission selbst wurde rasch aktiv. Am 15.
November 1949 forderte Herta Geffke Personalunterlagen bei der Kaderabtei-
lung an, darunter die von Leo Bauer, Willi Kreikemeyer, Bruno Goldhammer, Ma-
ria Weiterer, Bruno Fuhrmann, Hans Teubner u.a.18 Die Verfolgungsaktion mit
dem Ziel eines „deutschen Rajk-Prozesses“ nahm damit ihren Lauf.

Dass die Vorbereitungen zur SED-Säuberung der Moskauer Führung keines-
wegs genügten, zeigen Notizen, die sich Wilhelm Pieck über ein Gespräch mit
Sowjet-Botschafter W. Semjonow am 24. Dezember 1949 machte: „Schwächen
in der Partei [-] Ideologische Schwächen -- noch schlimmer, kein Kampf gegen
Titoismus [-] Neues Deutschland ignoriert [-] kein Abdruck -- Gheorgiu-Dej -
Togliatti Resolution [-] über Prozess Rajk-Kostoff unzulänglich [-] keine deut-
schen Artikel seit August [-] völliges Versagen - warum? [-] falsche pol.[itische]
Linie? [...-] ob nicht Agenten im Apparat - bei Eisler - Leute von Westmächten19“ 

Schon vorher, nach einer Zusammenkunft am 12. Dezember, hatte Pieck
notiert: „Wachsamkeit“ und „Umgebung Eisler“.20 Am 14. Februar 1950 schrieb
Pieck dann nach einer Unterredung mit Semjonow von einer „neuen Etappe der
inneren Entwicklung der DDR“, der „Klassenkampf“ verschärfe sich21. Das war
eine weitere Aufforderung zur Säuberung in der Parteiführung mit dem Ziel
eines Schauprozesses.

Als erster wurde der 2. Vorsitzende der westdeutschen KPD, Kurt Müller, am
22. März 1950 vom kurz zuvor in der DDR geschaffenen Ministerium für Staats-
sicherheit (MfS) in Ost-Berlin verhaftet22. Der damalige Staatssekretär des MfS,
Erich Mielke, nahm sich persönlich der „Sache Müller“ an. Er versuchte alles, um
vom Inhaftierten „Geständnisse“ für einen in der DDR beabsichtigten Schaupro-
zess, einen „deutschen Rajk-Prozess“, zu erpressen. Kurt Müller schrieb darüber
nach seiner Rückkehr aus sowjetischer Haft 1956 detailliert in einem Brief an den
DDR-Ministerpräsidenten Otto Grotewohl:

„Was waren nun die ‚gewünschten Aussagen'? Das offenbarte sich bereits
bei meiner zweiten ‚Vernehmung' durch Mielke. Mielke erklärte mir bei dieser
‚ Vernehmung' ganz offen: ‚Sie sind doch ein politischer Mensch und müssen
begreifen, dass wir in Deutschland einen großen Prozess zur Erziehung der Partei
und der Massen brauchen. In diesem Prozess werden Sie der Hauptangeklagte
sein'. Er fügte hinzu: ‚Wir brauchen einen Prozess wie den Rajk-Prozess in Buda-
pest' und erklärte mir, dass dieser Prozess, zu dem dann Betriebsdelegationen
eingeladen werden sollten, unbedingt in acht bis neun Monaten steigen müsse.

Als ich Mielke auf seine dauernden Forderungen nach Aussagen sagte, dass
ich unschuldig sei und nicht wisse, was ich aussagen solle, antwortete er: ‚Ich
verbiete Ihnen, das Wort unschuldig hier noch einmal zu gebrauchen. Sie wissen
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nicht, was Sie aussagen sollen? Ich habe Ihnen doch das Protokoll des Rajk-Pro-
zesses übergeben lassen. Da wissen Sie doch, was Sie auszusagen haben'. Diese
Forderung, eine dem Rajk-Protokoll entsprechende Aussage zu machen, um den
Rajk-Prozess in Berlin zu kopieren, wurde dann im Laufe der ‚Vernehmung' von
Mielke und anderen ständig wiederholt. Dabei wurden die mannigfaltigsten Me-
thoden des physischen und psychologischen Drucks angewandt23.“ 

Ganz ähnlich ging die DDR-Staatssicherheit gegen den im August 1950
verhafteten Chefredakteur des Ostberliner Deutschlandsenders, Leo Bauer, vor.
Auch er machte nach seiner Freilassung 1956 konkrete Mitteilungen über den
geplanten „deutschen Rajk-Prozess“, der bereits für das Jahr 1951 terminiert
war. Bauer berichtete u.a.:

„Am 25. August 1950, gegen 22 Uhr, erhielt ich im Gefängnis den Besuch
des Mitglieds des Zentralkomitees der SED, des Staatssekretärs im Staatssicher-
heitsministerium der DDR, Mielke. Unumwunden teilte er mir in Gegenwart ei-
nes anderen Beamten mit, dass es die Absicht der Partei sei, spätestens im Fe-
bruar 1951 gegen Merker, Ende, Kreikemeyer, Goldhammer und mich einen
Schauprozess analog zu den Prozessen Rajk und Kostoff (Bulgarien) durchzufüh-
ren und dass er von mir erwarte, dass ich der Partei keine Schwierigkeiten dabei
machen würde. Der Begleiter Mielkes unterstrich einige Wochen später in einer
neuen Vernehmung, die sehr ‚freundlich' verlief, die persönliche Rolle von Ul-
bricht in der ganzen Angelegenheit, indem er feststellte, es würde im entschei-
denden Maße von Walter Ulbricht persönlich abhängen, welchen Verlauf die
Untersuchung nehme.“24

Über gleiche Erfahrungen schrieb ein dritter führender Kommunist. Es war
der Nachfolger von Kurt Müller als 2. Vorsitzender der westdeutschen KPD, Fritz
Sperling, den die DDR-“Organe“ am 26. Februar 1951 verhafteten.25 Auch er
wurde zuerst von Mielke verhört, den er vom gemeinsamen Besuch der „Lenin-
schule“ in Moskau 1935 kannte. Wie von Müller und Bauer wollte Mielke nun
von Sperling ebenfalls ein Geständnis über seine „Agententätigkeit“ erpressen.
Offensichtlich sollte auch er damit für einen Schauprozess „präpariert“ werden.
Über die Methoden des MfS teilte Sperling später mit:

„Ja, ich wurde auch geschlagen (zeitweilig). Ich wurde mit Fäusten geschla-
gen, ich wurde mit einem Vierkantlineal aus Stahl geschlagen. Bei einer Verneh-
mung wurde ich an den Tisch gesetzt. Der Chef der sowjetischen Vernehmer-Bri-
gade, welcher neben mir saß, schlug mich mit der flachen Hand in kurzen Inter-
vallen auf das kranke Herz, obwohl er wusste, dass ich zweimal einen Herzin-
farkt hatte. Diese Tortur dauerte etwa zwei Stunden. Bei anderen Einzelverneh-
mungen musste ich stundenlang stehen. Die Hände waren mit Handschellen auf
den Rücken gefesselt, und ich musste das Gesicht zur Wand drehen. Zu den
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Vernehmungen wurde ich im Jahre 1951 bis 1952 überhaupt nur gefesselt ge-
führt, obwohl keinerlei Fluchtmöglichkeiten und keine Fluchtabsicht bestand. Ich
wurde nur von einem deutschen Vernehmer in einer Nacht, als er mich ohne
Zeugen allein vernahm, geschlagen. Es handelt sich dabei um den Oberstleut-
nant, der unmittelbar mit den sowjetischen Vernehmern zusammenarbeitete
und diesen unterstellt war. [...] Ich sollte gezwungen werden, Paul Verner, der
damals politisch verantwortlich für die Westarbeit werden sollte, als Agenten zu
bezeichnen. Desgleichen sollte ich folgende Genossen als Agenten bezeichnen:
Walter Hähnel, Adolf Pöffel, Bruno Fuhrmann, Otto Niebergall. Bei Paul Verner
und Adolf Pöffel sollte ich […] nicht nur aussagen, dass diese beiden genannten
Genossen Agenten sind, sondern auch aussagen, dass sie schon in der Illegalität
für die Gestapo gearbeitet hätten.“26

Über diese Verhörpraxis, auch zur Denunzierung anderer Funktionäre, hatte
Sperling zwar bereits nach seiner Haftentlassung im Jahre 1956 eine Kommission
der KPD informiert, doch seine Auskünfte (er starb 1958) wurden erst nach Öff-
nung der Ostberliner Archive bekannt.

SSääuubbeerruunnggeenn  uunndd  SScchhaauupprroozzeessssee
Die SED bediente sich zur Herrschaftsausübung grundsätzlich der Metho-

den, die bereits in der UdSSR Stalins angewandt worden waren. Mit den Verfol-
gungen auf verschiedenen Ebenen sollten mehrere Ziele gleichzeitig erreicht
werden. Politische Säuberungen trafen in erster Linie die bewussten Gegner des
Systems. Für die Entwicklung der SBZ/DDR ist hierbei beispielhaft, dass die
Verfolgungen bürgerlicher und vor allem sozialdemokratischer Oppositioneller
der Festigung des SED-Regimes dienten.

Doch gerieten zunehmend auch kommunistische Funktionäre und selbst
hohe Parteiführer in die Mühlen der Repressalien. Anfangs solche, die irgend-
wann einer „abweichenden“ Gruppe angehört hatten, dann „Abweichler“ von
der gerade gültigen Parteilinie, und schließlich mussten sie als Sündenböcke für
Schwächen des Staates und Versagen der Wirtschaft herhalten. Vor allem galt es
im Rahmen der Stalinisierung der kommunistischen Parteien, gerade auch der
SED, eine völlige Einschwörung auf Stalin und dessen Politik durchzusetzen. Das
krankhafte Misstrauen steigerte sich, weil selbst bisher nicht als Oppositionelle
aufgetretene „Kader“ als „Agenten entlarvt“ wurden. Es ging bei der Vorberei-
tung der Schauprozesse 1950/51 und 1952/53 nicht vorrangig um die Säube-
rung von Oppositionellen, sondern um die Verfolgung potentieller Gegner. Da-
mit verbunden war häufig die „Täter-Opfer-Problematik“: Frühere Täter wurden
zu Opfern, und deren eigene Vergangenheit zwang sie, „mitzuspielen“. Schließ-
lich gab es Rivalitäten und Cliquenkämpfe in der Spitze (Ulbricht -- Dahlem ana-
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log zu Gottwald -- Slánský oder Rákosi -- Rajk). Letztlich waren indes in allen
Fällen Stalins Anweisungen entscheidend.27

Stets waren die Schauprozesse (und in der DDR die geheime Vorbereitung
von Schauprozessen) augenfällige Indizien rigoroser innerkommunistischer Säu-
berungen. Als direkt Betroffener analysierte der ehemalige ungarische Kommu-
nist Hodos zutreffend:

„Der Hauptzweck der Schauprozesse war also die Vorbeugung eines jeden
Ungehorsams, die Ausschaltung selbst der Möglichkeit einer unabhängigen Re-
gung in den nach der Zerschlagung jeglicher Opposition mit unumschränktem
Machtmonopol regierenden kommunistischen Parteien. Sie dienten letztendlich
der totalen Sicherung der Herrschaft Stalins über die neu erworbenen Satelliten-
staaten.“28

Schauprozesse waren im Stalinismus systemimmanent, sie zielten darauf ab,
von „Abweichungen“ abzuschrecken, aus Angst vor Verfolgung der Führung
blind zu gehorchen, also strikte Disziplin in der kommunistischen Partei aufrecht-
zuerhalten.

Den gleichen Zweck hatten die Vorbereitungen der SED, 1951 und noch-
mals 1953 ebenfalls solche Tribunale durchzuführen. Die Planungen dazu sind
den Akten noch nicht bis ins Detail zu entnehmen, dennoch steht außer Zweifel,
dass die SED-Spitze beabsichtigte, nach sowjetischen Vorgaben durch die DDR-
Justiz stalinistische Schauprozesse mit entsprechend „präparierten“ Angeklag-
ten, erpressten typischen Geständnissen und längst beschlossenen Urteilen zu
veranstalten.

VVoorrbbeerreeiittuunngg  vvoonn  zzwweeii  SScchhaauupprroozzeesssseenn  iinn  ddeerr  DDDDRR
Nach dem heutigen Stand der Forschung ist davon auszugehen, dass die

SED entsprechend der Stalinschen Anleitung zwei Schauprozesse vorbereitete.
Zunächst wurde 1950/51 ein „deutscher Rajk-Prozess“ geplant.

Am 1. September 1950 stand im „Neuen Deutschland“ zu lesen, dass Paul
Merker, Leo Bauer, Bruno Goldhammer, Willy Kreikemeyer, Lex Ende28 u.a. we-
gen Verbindung zu Noel Field und „Hilfe für den Klassenfeind“ aus der SED aus-
geschlossen worden seien. Diese Parteisäuberung im Jahre 1950 zielte offen-
sichtlich direkt auf die Einleitung eines Schauprozesses in der DDR. Nicht mehr
„belangt“ werden konnte der „Agent“ Paul Bertz, früher ZK-Mitglied und Mit-
glied des Reichstags. Er hatte bereits im April 1950 Selbstmord begangen.30

Welche Schritte hatte die SED-Spitze bis zur Presse-Veröffentlichung der
Ausschlüsse unternommen? Über eine Besprechung am 3. Juli 1950 mit sowjet-
ischen Vertretern, darunter wiederum Semjonow, hatte Pieck in seinen Notizen
festgehalten, dort seien „Untersuchungen über parteifeindliche Elemente“ the-
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matisiert worden. Dazu sollten sowohl an „Staatssicherheit Zaisser“ als auch an
„PKK Matern“ „Direktiven“ ergehen, d.h. neben der ZPKK auch das Ministe-
rium für Staatssicherheit eingeschaltet werden.31

Eine Woche danach, am 11. Juli 1950, fasste das Politbüro der SED unter
Tagesordnungspunkt 14 nach einer „Mitteilung des Vorsitzenden der ZPKK über
die Angelegenheit Abusch“ den Beschluss: „Im Zusammenhang mit dem Fall
Field scheidet Genosse Abusch aus dem Sekretariat des Politbüros aus“.32

Alexander Abusch wurde vorgeworfen, er habe Noel H. Field näher gekannt
und ihn sowohl bei einer „Friedenskonferenz“ in Paris als auch bei der Beerdi-
gung Egon Erwin Kischs in Prag getroffen. Doch Abusch, der erst einen Tag vor
seiner Absetzung zum „Fall Field“ vernommen worden war, betonte immer wie-
der, er habe diesen „niemals gesehen und niemals gesprochen“. Obwohl die
ZPKK am 18. Juli mitteilte, die Verbindung sei „nicht nachweisbar“, wurde ent-
schieden, Abusch „abzuberufen“. Er durfte „keine leitenden Parteifunktionen
haben“.33

Wenige Tage später, am 20. Juli 1950 auf dem III. Parteitag der SED, gab
Wilhelm Pieck in seinem Rechenschaftsbericht deutliche Signale für Säuberun-
gen und einen Schauprozess. Er erwähnte nicht nur die Verhaftung des „Trotz-
kisten Kurt Müller“, sondern kritisierte zugleich, „dass im Kampf gegen die
Trotzkisten und Titoisten bei uns keine genügende Aktivität entwickelt wurde“,
so dass die „trotzkistische Agentur“ noch nicht vollständig aufgedeckt sei. Ohne
Namen zu nennen verwies er darauf, dass im Rajk-Prozess „festgestellt“ wurde,
dass Field auch „unter deutschen Emigrantengruppen“ gewirkt habe und er be-
richtete von Untersuchungen der ZPKK. Piecks Fazit: „Die Aufgabe besteht da-
rin, die Wachsamkeit der Partei zu erhöhen und die trotzkistische und titoistische
Agentur aus unseren Reihen auszumerzen.“34 Erstes Ergebnis dieser Aufforde-
rung: der Parteitag wählte das Politbüromitglied Paul Merker nicht mehr ins ZK.

An der Sitzung des Politbüros am 11. Juli 1950 hatte Paul Merker35 aller-
dings noch teilgenommen und, wie alle anwesenden Mitglieder, dem Beschluss
zur Absetzung Abuschs zugestimmt. Kurz darauf rückte Merker selbst ins
Zentrum der Säuberung - ein typisches Beispiel für die Verstrickungen, für die
„Opfer-Täter-Problematik“ innerhalb kommunistischer Führungen. Gleiches gilt
für Abusch, der wiederum später Merker schwer belastete.36

Am 22. August 1950 befasste sich das Politbüro intensiver mit der Säube-
rung. Ihm lag von der ZPKK, die den Auftrag hatte, diese „Angelegenheit“ zu
untersuchen, der Entwurf einer „Erklärung zu den Verbindungen ehemaliger
deutscher politischer Emigranten zu dem Leiter des Unitarian Service-Committee
Noel H. Field“ vor. Die Behandlung des Entwurfs geschah im Politbüro jedoch
überstürzt (war etwa der Druck der sowjetischen „Berater“ zu groß?), denn zu
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diesem Termin befand sich der dafür zuständige Vorsitzende der ZPKK, das
Politbüro-Mitglied Hermann Matern, noch in Polen! Ihm waren vom Politbüro
am 4. August vier Wochen Urlaub genehmigt worden. Also musste sich das Gre-
mium trotz Abwesenheit Materns mit dem „Entwurf“ einer Erklärung der ZPKK
beschäftigen. Das Protokoll der Sitzung des Politbüros vom 22. August 1950
weist aus, dass Materns Stellvertreterin Hertha Geffke, teilgenommen hatte. Als
das ZK der SED schon zwei Tage danach, am 24. August, zusammentrat, hielt
Hertha Geffke dort ein Referat.

Abermals hinzugezogen wurde Geffke, als das Politbüro dann am 29. Au-
gust Änderungen an der „Erklärung“ festlegte, da Matern (außerdem Zaisser
und Honecker) „wegen Urlaub“ immer noch fehlte.37 Bereits drei Tage später,
am 1. September 1950, veröffentlichte das Zentralorgan „Neues Deutschland“
Einzelheiten und nannte in einem ausführlichen Artikel erstmals auch sämtliche
Spitzen-Funktionäre, die ausgeschlossen oder gerügt worden waren. 

Im Arbeitsplan der SED für September/Oktober 1950, den Walter Ulbricht
am 7. September 1950 an Wilhelm Pieck schickte, war schließlich die „Durch-
führung von Prozessen gegen die Agenten des angloamerikanischen Geheim-
dienstes, die Wahlen und den friedlichen Aufbau in der Deutschen Demokra-
tische Republik verhindern wollen“, angekündigt. Außerdem wurde die Aufgabe
der „sorgfältigen Aufdeckung der feindlichen illegalen Gruppen innerhalb der
SED (insbesondere Trotzkisten)“, gestellt.38

Bemerkenswert die hektische Eile im August, nachdem etliche Zeit verflos-
sen war (denn die Beschuldigungen gegen Field im Rajk-Prozess erfolgten be-
reits elf Monate früher). Plötzlich wurde diese Angelegenheit innerhalb weniger
Tage, sogar bei Abwesenheit des zuständigen ZPKK-Vorsitzenden durchge-
peitscht. Die gleichzeitig erfolgten Verhaftungen und Verhöre unterstreichen die
forcierte Vorbereitung des „deutschen Rajk-Prozesses“.

Drei Besonderheiten sind heute aus den einst geheimen Unterlagen zu re-
konstruieren, die den engen Zusammenhang von Säuberung und geplantem
Prozess erkennen lassen.

Erste Besonderheit: Die Einstellung „der Partei“ gegenüber ihrem bisherigen
Politbüro-Mitglied Paul Merker änderte sich in einem entscheidenden Punkt. Im
„Entwurf“ vom 22. August (Anlage Nr. 5 zum Protokoll) stand noch: „Die am
engsten mit Field verbundenen Leo Bauer, Bruno Goldhammer, Willi Kreikemey-
er, Lex Ende und Maria Weiterer haben dem Klassenfeind in umfangreicher Wei-
se Hilfe geleistet und werden aus der Partei ausgeschlossen. Die Genossen Paul
Merker, Bruno Fuhrmann, Hans Teubner, Walter Beling und Wolfgang Langhoff,39

deren Beziehungen zu Field ebenfalls sehr enge waren, werden aller ihrer Funk-
tionen enthoben.“40
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Den geänderten endgültigen Wortlaut beschloss das Politbüro am 29. August.
Neben Verschärfungen der „Erklärung“ und dem maßgeblichen neuen Satz
„Außerdem wird die Untersuchung noch weitergeführt“, hieß es nun, „Paul
Merker wird an die Spitze der aus der Partei Auszuschließenden gestellt“.41

Nur in dieser letzten Fassung wurde der Text der „Erklärung“ der Öffentlichkeit
überhaupt bekannt. Damit war der Weg frei, eine bedeutende kommunistische
Persönlichkeit als exponierten Angeklagten vor ein DDR-Tribunal zu stellen.

Wenn Merker trotz monatelanger Untersuchungen zunächst lediglich der
Funktionen enthoben werden sollte, er dann aber innerhalb weniger Tage an
„die Spitze“ der Auszuschließenden rückte, deutete dies auf einen baldigen Pro-
zess. Paul Merker, der immerhin seit 1926 dem Politbüro angehörte, aber schon
einmal 1930 vorübergehend als „Abweichler“ abgesetzt worden war, schien von
seiner politischen „Biographie“ her als Hauptangeklagter für einen geplanten
Schauprozess, einen deutschen „Rajk-Prozess“, geradezu prädestiniert.

Zweite Besonderheit: Von den am 1. September erstmals öffentlich genann-
ten Ausgeschlossenen waren Leo Bauer, Bruno Goldhammer und Willi Kreike-
meyer bereits am 23. August 1950, also schon eine Woche vor der Bekanntgabe
der Angelegenheit, festgenommen worden. Auch hierbei war die Vorgehenswei-
se symptomatisch. Das Politbüro hatte am 22. August beschlossen: „Die Genos-
sin Geffke wird beauftragt, den von dem Dokument Betroffenen am 23.8.1950
Kenntnis zu geben...“42 Daraufhin ist Bauer, wie er später berichtete, schon beim
Verlassen des Parteigebäudes sofort von der Staatssicherheit verhaftet worden.
Kreikemeyer ist unter bis heute ungeklärten Umständen im Gefängnis gestor-
ben. Inzwischen ist den Akten zu entnehmen, dass auch er von Mielke, mit dem
er gemeinsam bei den Internationalen Brigaden im Spanischen Bürgerkrieg war,
verhört wurde. Der zusammengebrochene Kreikemeyer notierte:

„Als ich am Freitag von der ZPKK erfuhr, dass ich wegen meines Vergehens
aus der Partei ausgestoßen worden bin, bin ich vollkommen erschüttert und
gebrochen. Ich sagte der Genossin Geffke, dass dies für mich das Todesurteil be-
deutet. So ist das doch auch. Wenn man 40 Jahre seiner Partei treu gedient hat
und wird dann ausgeschlossen und von den eigenen Genossen ins Gefängnis
geworfen, so sieht man, auch wenn ich das Gefängnis wieder einmal verlassen
kann, nur ein Trümmerfeld vor sich.“43

Die SED-Spitze verlangte vom MfS (unter Leitung sowjetischer „Berater“),
die im August 1950 verhafteten Kreikemeyer, Bauer und Goldhammer ebenso
wie den schon im März verhafteten Kurt Müller und den danach im Februar
1951 festgenommenen Fritz Sperling für den 1951 geplanten Schauprozess zu
„präparieren“. Festnahmen und Erpressungen von Geständnissen erfolgten auch
hier wie bei allen Schauprozessen stufenweise.
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Dritte Besonderheit: Dem Protokoll der ZK-Tagung vom 24. August 195044 ist
außerdem ein anderer bemerkenswerter Vorgang zu entnehmen. Einige ZK-Mit-
glieder waren bemüht, frühere „Sünden“ sofort mit „Fehlern“ oder „Verbrech-
en“ nach 1945 zu verknüpfen, um die für einen Schauprozess benötigten An-
schuldigungen konstruieren zu können. 

Interessanterweise war es Wilhelm Pieck - der sich wohl an die Säuberungen
und ihre Folgen in sowjetischer Emigration noch klar erinnerte -, der versuchte
zu bremsen: „Wir müssen das gesamte Gewicht auf die damaligen Verfehlungen
legen, denn sonst müssten wir uns den Vorwurf machen, dass wir selbst nicht
die nötige Wachsamkeit entwickelt haben. Ich denke also, wir lassen die Aus-
sprache darüber, was nach 1945 verschuldet worden ist, für heute.“

Das Protokoll fährt allerdings fort: „Walter Ulbricht: Alle diese Fragen wir-
ken sich aber auch unmittelbar auf die Gegenwart aus. Wilhelm Pieck: Schließ-
lich und endlich haben wir sie alle mit großen Vertrauensposten bedacht. (Zuruf:
Weil wir das nicht wussten!)“

Doch Ulbricht machte in seinen Ausführungen deutlich, dass es in der „Er-
klärung“ um Gegenwart und Vergangenheit ging: „Leute, die Verbindungen ha-
ben mit alten KPO-Leuten, mit den Trotzkisten, lässt man auf ihre alten Positio-
nen... Die Diskussion zeigt nur, dass man sie [die Erklärung] noch verschärfen
muss.“

Pieck stimmte Ulbricht resigniert zu: „Ausgezeichnet! Ich bin absolut damit
einverstanden, was Du gesagt hast.“

Schließlich war es Erich Mielke (der Kurt Müller ja bereits „verhört“ hatte
und sich einen Tag später Leo Bauer vornahm), der laut ZK-Protokoll eine direkte
Linie von den politischen „Säuberungen“ der Partei zu den üblichen stalinistisch-
en „Indizien“ in Schauprozessen zog.

„Mir scheint, dass es hier nicht richtig ist, wenn man die alten Dinge von
den Dingen trennt, die heute sind. [...] Es sind ja auch schon von den Organen
der Sicherheit eine Reihe von Menschen festgenommen worden, die unmittelbar
damit in Verbindung standen, Trotzkisten, Diversanten und Mörder. Man kann
diese Dinge nicht trennen.“

Mit der Säuberung während des Monats August 1950 und den
Verhaftungen von Parteiführern sowie den Begründungen dazu waren -- dies
geht aus den zugänglichen Materialien hervor -- Schritte zu einem DDR-Schau-
prozess im Jahre 1951 eingeleitet. Entsprechend hatte der parteioffizielle Dietz-
Verlag 1951 einen Auswahlband mit Gerichtsreden A.J. Wyschinskis heraus-
gebracht --nämlich dessen Anklagetiraden in den Moskauer Schauprozessen.45

Die wirklichen Gründe warum das geplante Tribunal 1951 nicht stattfand,
sind noch immer nicht nachzuweisen. Es bleibt deshalb weiterhin bei Vermutun-
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gen, die in der Literatur (Carola Stern, George H. Hodos usw.) aufgestellt wur-
den, sowie bei Hinweisen des Betroffenen Leo Bauer: Die Häftlinge waren zwar
rechtzeitig verhaftet und „präpariert“, hatten aber zu spät „gestanden“. Vor al-
lem hielten Stalin und Berija seinerzeit wohl wegen der deutschen Teilung sowie
ihrer aktuellen Deutschlandpolitik einen Schauprozess in Ost-Berlin für nicht
opportun.

VVoorrbbeerreeiittuunnggeenn  eeiinneess  „„ddeeuuttsscchheenn  SSlláánnsskkýý--PPrroozzeesssseess““
Die Vorbereitungen für einen großen Prozess gingen jedoch weiter und

1952/53 kam es wieder zu Planungen, diesmal für einen „deutschen Slánský-
Prozess“. Nach einem Gespräch am 1. April 1952 in Moskau mit Stalin, Molo-
tow, Malenkow, Mikojan und Bulganin notierte sich Pieck: „Prozesse durch-
führen“. Dies ist im Zusammenhang mit der Verschärfung des Kalten Krieges
und der verstärkten Militarisierung in der DDR erwähnt worden, könnte sich
aber auf Schauprozesse bezogen haben.46 Deutlicher äußerte sich Ulbricht auf
der 2. Parteikonferenz der SED im Juli 1952. Bereits fünf Monate vor dem
Slánský-Prozess in Prag verlangte er „aus dem abgrundtiefen Verrat der Tito-
Clique und aus der zersetzenden Tätigkeit der Slánský-Gruppe in der
Tschechoslowakei, der Gomulka-Gruppe in Polen und aus dem Fall Luca,
Georgescu und Ana Pauker in Rumänien“ zu lernen, dass der „Feind“ die Partei
zersetzen wolle durch „Einschmuggeln feindlicher Elemente in den Parteiappa-
rat“.47 Damit war erkennbar, welche Säuberungen und Prozesse vorbereitet wur-
den. Inzwischen war die „Funktionärsebene“ der im Schauprozess Abzuurteilen-
den jedoch „höher“ angesetzt worden. Nach der Einleitung und Durchführung
eines Schauprozesses in Prag im November 1952 gegen den Generalsekretär der
KP `́C sowie zwei stellvertretende Generalsekretäre und andere höchste
Funktionäre waren nunmehr auch in Ost-Berlin wichtige Politbüromitglieder vor
Gericht zu stellen, d.h. Beschuldigte einer etwa gleich „hohen Ebene“ zu finden.

Zudem waren Paul Merker u.a. im Slánský-Prozess direkt als Agenten de-
nunziert worden. Am 25. November informierte „Neues Deutschland“ in einem
Prozessbericht über die Aussagen des tschechischen Angeklagten Artur London,
damit war im SED-Organ nun öffentlich vom „Trotzkisten Paul Merker“ zu le-
sen. In den folgenden Tagen blieb der Slánský-Prozess ein Hauptthema in den
Medien der DDR. Es wurde sogar mitgeteilt, der Sohn des Angeklagten Ludvik
Frejka habe für seinen Vater die Todesstrafe gefordert.48

Ein Leitartikel im „Neuen Deutschland“ machte am 30. November erneut
deutlich, dass die „Lehre“ der SED aus Prag endlich ein Schauprozess auch in der
DDR sein müsse. Es war die Rede davon, die „Erfahrungen der Partei Lenins uns
Stalins voll auszuschöpfen“, das erfordere eine erhöhte „Wachsamkeit“ gegen
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jede „Abweichung“, gegenüber allen „getarnten Feinden“, und zwar „ohne An-
sehen der Person“. 

Beim Rückblick auf diese hysterische öffentliche Kampagne mutet es selt-
sam an, was jetzt aus den geheimen Akten hervorgeht. Das Politbüro der SED
hatte seinerzeit erst am 25. November 1952 intern Stellung genommen, also an
dem Tag, an dem „Neues Deutschland“ bereits die Prager Beschuldigung gegen
den „Trotzkisten Merker“ abdruckte. Ohne den „Auftrag“ bekannt zu geben,
gab das Politbüro dem MfS freie Hand. „Aus den Rundfunkmitteilungen [!] über
den Prozess gegen das imperialistische Verschwörerzentrum in der Tschechoslo-
wakei geht hervor, dass Paul Merker, Eisler, Schrecker und andere Verbindungen
hatten. Das Politbüro beauftragt die Organe der Staatssicherheit, unverzüglich
die Untersuchungen darüber durchzuführen.“49

Schon einen Tag später, am 26. November, zog Matern auf der 65. Sitzung
der ZPKK ziemlich deutlich den Bogen vom Slánský-Verfahren zu einem DDR-
Schauprozess: „Seit längerer Zeit haben die feindlichen Agenten die Aufgabe,
sich in alle möglichen Positionen zu drängen und sie einzunehmen. Wir müssen
zweierlei sehen: Es gibt Positionen, die Nachrichten-Positionen sind, und solche,
die machtpolitischer Natur sind. Beispiel: der Prozess in Prag. Ein Nachrichten--
Spion war Simone, aber die anderen, die spielten eine ganz andere Rolle. Bei
diesen waren die Nachrichten nicht die Hauptfrage, sondern hier war es die
Machtfrage gewesen, die Partei zu erobern und die Staatsmacht zu durchsetzen.
Auch bei uns wird das wahrscheinlich der Fall sein.“50

Bereits zwei Tage danach, am 28. November, wurde Paul Merker verhaftet,
ebenso Hans Schrecker.51 Sofort begannen wieder „zielstrebig Vorbereitungen
für Prozesse nach sowjetischem, ungarischem und tschechoslowakischem
Vorbild.“52

Noch kurz vor Weihnachten, am 20. Dezember, fasste das ZK der SED einen
„Beschluss“ über die „Lehren“ aus dem Slánský-Prozess.53 Darin wurde ange-
droht, „alle Verräter, Spione und Mörder, mögen sie ihre Verbrecherarbeit noch
so getarnt durchführen“, würden „früher oder später durch das Volk selbst ge-
richtet“. Somit war eine Warnung an Spitzenkader der SED deutlich zu erken-
nen, insbesondere da das Pamphlet „offensichtlich ein Produkt sowjetischer Stel-
len“ war.54 Sogar die Namen „deutscher Verräter“ wurden darin genannt, vor al-
lem galten die Angriffe den „Agenten“ Paul Merker sowie Kurt Müller, Fritz
Sperling u.a. Eindeutig hieß es: „Die Entlarvung und Unschädlichmachung von
Agenten wie Merker ist für die Partei heute von größter Wichtigkeit“. Merker
wurde (obwohl kein Jude) nicht nur als „Subjekt der US-Finanzoligarchie“, son-
dern -- entsprechend der antisemitischen Tendenzen im Slánsky-Prozess - als
„Zionist“ beschimpft. 
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Geheim blieb eine Rede Materns vor der ZPKK, in der er im Januar 1953
noch deutlicher wurde: „Bei uns in der Deutschen Demokratischen Republik sind
auch Agenten. Diejenigen, die sabotieren, sind natürlich schlimm, aber schlim-
mer sind die, die auf lange Sicht arbeiten, die sich in Partei, Staat und Wirtschaft
in Position gebracht haben. Diese müssen wir finden, -- beschäftigen damit kön-
nen sich nachher die Staatsorgane. Die Parteikontrollkommission muss sich
orientieren auf diese Seite, [...] dass wir darauf sehen, dass der Partei-, Staats-
und Verwaltungsapparat sauber ist… [...] Aufzeigen der politisch-ideologischen
Feindarbeit von Merker, Müller usw...“55

Rudolf Herrnstadt überlieferte, dass der damalige „Hohe Kommissar“ der
UdSSR in Ostberlin, Semjonow, im „Winter und Frühjahr 1952/53 in einer
Psychose“ war, weil die Vorbereitungen des deutschen Schauprozesses nicht
genügend schnell vorankamen.56 Konkret wurde der Name von Gerhart Eisler
genannt, der als potenzieller Angeklagter eines Schauprozesses hervorragend
geeignet schien: In der alten KPD als „Versöhnler“ ein Abweichler, nach 1933 in
der Westemigration, war er als Jude und Bruder der verhassten „Parteifeindin“
Ruth Fischer bereits seiner wichtigen Funktionen in der DDR enthoben.

Am 25. März 1953, also nach Stalins Tod (5. März) machte Ulbricht auf ei-
ner Sitzung dem „erweiterten Politbüro“ klar, dass er die Säuberung in Richtung
Schauprozess forcieren wolle. „Es ist notwendig, die ständige Wachsamkeit im
Partei- und Staatsapparat und in den Massenorganisationen zu erhöhen und
trotzkistische und andere feindliche Elemente aus der Partei zu entfernen, d.h.
im Partei- und Staatsapparat und in den Organen der Massenorganisation eine
Säuberung durchzuführen.“57

Jetzt war als Hauptangeklagter des deutschen Schauprozesses neben dem
1952 verhafteten Paul Merker aber Franz Dahlem, bis 1952 „zweiter Mann“
nach Generalsekretär Ulbricht, vorgesehen. Einem (erst nach dem Zusammen-
bruch der DDR veröffentlichten) Teil der Memoiren Dahlems58 ist zu entnehmen,
dass er nach seiner Absetzung im Frühjahr 1953 intern der Zusammenarbeit mit
den amerikanischen und französischen Geheimdiensten und „der Verbindung
mit der Gestapo bezichtigt“ wurde. 

Außerdem hatte das Politbüro eine Kommission eingesetzt, die am 17. März
1953 die ZPKK beauftragte, die „notwendigen Untersuchungen“ über Dahlem
einzuleiten, dessen Funktionen inzwischen „ruhten“. Über die „Auswertung“
der Beschlüsse von Dezember 1952 bzw. März 1953 berichtete Matern ausführ-
lich der 13. Tagung des ZK dann im Mai 1953. Interessanterweise wurde diese
Rede damals nur gering gekürzt veröffentlicht, wohl um damit die Stoßrichtung
gegen einen künftigen Hauptangeklagten Dahlem zu zeigen.59
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Nicht abgedruckt wurde allerdings, dass die Untersuchung nur von Matern,
Sens und Tenner durchgeführt worden war, sie der ZPKK aber keinen Bericht da-
rüber erstatteten, sondern ihre Ergebnisse „dem Politbüro zur Entscheidung di-
rekt“ vorlegten. Auch davon, wer befragt wurde, war damals nichts zu lesen
(Anton Ackermann, Elli Schmidt, Ernst Melis, Käthe Dahlem, Gerhart Eisler, An-
ton Joos und Walter Hähnel sowie Grete Keilson). Gegen Dahlem, zwischenzeit-
lich aus dem ZK entfernt, liefen die Untersuchungen auf vollen Touren.

Dass die SED bei der Prozessvorbereitung gegen Dahlem schrittweise
vorgehen wollte, erläuterte Matern noch Ende Mai auf der Sitzung der ZPKK:
„Gleich nach dem 13. Plenum haben eine Reihe von Genossen gesagt, warum
wurde Genosse Dahlem nicht ausgeschlossen? Wir sollten aber lernen von den
Bruderparteien, die solche Fragen auch nicht auf einmal lösten und dabei eine
weit gründlichere Entlarvung durchführten, z.B. Gomulka in Polen, Slánský in
der  `́CSR, André Marty in Frankreich.“60

Für den großen politischen DDR-Schauprozess schienen die politischen Rah-
menbedingungen nun Anfang 1953 günstig zu sein. Im Januar wurde in der
Sowjetunion die sogenannte „Ärzte-Gruppe“ verhaftet, das galt als Impuls für
einen eventuellen erneuten Moskauer Schauprozess. Die französische KP schloss
ihre bekannten Führer André Marty und Charles Tillon aus. Im Februar brach die
Sowjetregierung die Beziehungen zu Israel ab. Sofort verlautete auch in den
SED-Blättern: „Den Zionismus entschieden bekämpfen!“. Es sei „leicht zu ver-
stehen“, dass der USA-Imperialismus den Zionismus für das „Einschleusen von
Verrätern und Spionen“ benutze und daher „seine Agentenbanden zu einem
großen Teil aus Juden bestehen“.61

Doch schon wenige Wochen nach dem ZK-Beschluss vom Mai erschütterte
der Aufstand vom 17. Juni 1953 die DDR, zudem war Stalin ja seit März 1953
tot. Auch die SED-Spitze musste allmählich erkennen, dass die Zeit für Schaupro-
zesse gegen höchste Parteiführer in der DDR wie im gesamten Ostblock vorbei
war. 

Die geplanten Tribunale eines Schauprozesses gegen Franz Dahlem, Paul
Merker, Gerhart Eisler und andere waren also ab Sommer 1953 keineswegs
durch die Entscheidungen der SED-Spitze verhindert worden, sondern durch die
Maßnahmen der neuen Sowjetführer. Bedroht waren seinerzeit allerdings auch
Wilhelm Zaisser und Rudolf Herrnstadt, die als Gegner Ulbrichts 1953 abgesetzt,
aber erst 1954 aus der SED ausgeschlossen wurden. Nach den zaghaften Ansät-
zen der Entstalinisierung, dem „Tauwetter“ in der UdSSR, war in der DDR ein
Schauprozess im stalinistischen Stil gegen führende Kommunisten nicht mehr
möglich.
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WWeeiitteerrhhiinn  RReepprreessssaalliieenn
Immerhin hielt die SED bis 1956 am harten Kurs gegen die bereits verhafte-

ten, ursprünglich für den Schauprozess „vorgesehenen“ Kader fest. Kurt Müller
und Leo Bauer waren schon vorher von sowjetischen Instanzen abgeurteilt
worden. Leo Bauer (zusammen mit der Stieftochter Noel Fields, Erika Glaser), im
Dezember 1952 zum Tode verurteilt, was 1953 zu 25 Jahren Zwangsarbeit um-
gewandelt wurde, kam 1955 frei. Kurt Müller erhielt durch „Fernurteil“ der sow-
jetischen Staatsorgane im März 1953 eine Strafe von 25 Jahren, auch er kehrte
im Oktober 1955 in die Bundesrepublik zurück.

Die anderen verhafteten führenden Kommunisten ließ die SED durch DDR-
Juristen verurteilen. Jetzt sind aus den Akten die damaligen Geheimprozesse
näher zu beleuchten. Paul Merker erhielt am 30. März 1955 acht Jahre Zucht-
haus. Wieder bestimmte die SED-Spitze. Die Sicherheitskommission der SED hat-
te nämlich am 8. März beschlossen (anwesend waren Ulbricht, Grotewohl, Ma-
tern, Schirdewan, Stoph, Wollweber und Röbelen): „Der Bericht des Genossen
Wollweber über den Stand der Untersuchungen gegen Paul Märker [sic!] und
Fechner wird zur Kenntnis genommen. Es wird vorgeschlagen, in ca. 4 Wochen
beide Fälle der Justiz zur Aburteilung zu übergeben. Strafmaß darf nicht unter 6
Jahre sein“.62 In der Urteilsbegründung hieß es weiterhin, Merker habe sich in
Mexiko „auf die Kreise der emigrierten jüdischen Kapitalisten gestützt“, er ver-
trat „zionistische Tendenzen“.63

Fritz Sperling wurde am 18. März 1954 zu sieben Jahren Zuchthaus verur-
teilt. Wie zuvor die Vernehmer, blieben die DDR-Richter bei den Anschuldigun-
gen: Kriegsverbrecher, Faschist, Spion und Parteifeind.64 Bezeichnend war, dass
über das Gerichtsverfahren noch 1954 auch die Sowjets genau informiert wur-
den. DDR-Generalstaatsanwalt Melzheimer hatte vor und nach dem Prozess ge-
gen Sperling an Oberst Jakubow beim Hohen Kommissar der UdSSR in Berlin-
Karlshorst zu berichten.65

Am 28. April 1954 verurteilte die erste Strafkammer des Obersten Gerichtes
der DDR Bruno Goldhammer zu zehn Jahren Zuchthaus. Die Anklage gegen den
angeblichen Agenten des USA-Geheimdienstes stimmte „fast wörtlich“ mit der
gegen Sperling überein.66 Einen Tag nach Goldhammers Verurteilung monierte
der Staatsanwalt gegenüber der Abteilung Staatliche Verwaltung beim ZK der
SED, die Gerichtsverhandlung habe sich schwierig gestaltet, da der Angeklagte
„seine Aussagen vor dem Untersuchungsrichter und bei den Freunden [also den
sowjetischen Organen, H.W.] zum Teil widerrief, zum Teil bagatellisierte und für
ungültig erklärte“.67 Schließlich erhielt der nach dem Slánský-Prozess verhaftete
Hans Schrecker (wie die übrigen unter zynischer Berufung auf die gegen Nazis
gerichtete Direktive Nr. 38 des Alliierten Kontrollrats) ebenfalls als „Agent“ we-
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gen „militaristischer Propaganda und Friedensgefährdung“ im Februar 1954
eine Zuchthausstrafe von zwei Jahren. Beschuldigt wurde er außerdem der Ver-
bindung zu dem (damals noch gar nicht verurteilten) „Agenten Merker“.68

Der frühere Chefredakteur der theoretischen Zeitschrift der westdeutschen
KPD „Wissen und Tat“, Alfred Drögemöller, kam nie vor ein DDR-Gericht. Er
wurde während seiner fast dreijährigen Haft zunächst von sowjetischen
Vernehmern, dann vom MfS verhört. Achtzehn Monate lang eingesperrt in einer
winzigen, fensterlosen Zelle, die -- so schrieb er später -- „ weniger eine Gefäng-
niszelle als ein Steinsarg“ war.69 Der Hamburger Landesvorsitzende der KPD,
Wilhelm Prinz, war wie Sperling im Februar 1951 in Ost-Berlin verhaftet worden.
Er kehrte im Sommer 1954, ohne Urteil entlassen, in die Bundesrepublik zurück,
wo er in Zeitungen über seine Haft berichtete.70

Der SED-Spitze unter Ulbricht war es aufgrund der veränderten politischen
Lage zwar nicht mehr möglich, einen öffentlichen „deutschen Slánský-Prozess“
durchzuführen, aber ihre Säuberungsmaßnahmen hat sie keineswegs aufgege-
ben, wie die Bestrafungen der betroffenen Inhaftierten beweisen. Erst 1956 sah
sich das SED-Politbüro (entsprechend den sowjetischen Vorgaben nach den ers-
ten Enthüllungen über den Stalin-Terror auf dem XX. Parteitag der KPdSU) ge-
zwungen, die Verurteilten Merker, Sperling, Goldhammer, Schrecker usw. freizu-
lassen.71

Doch Kreikemeyer blieb verschwunden, sein Schicksal ist bis heute nicht ge-
nau zu ermitteln.72 Er wurde ebenso Opfer der Säuberungen wie Paul Bertz, der
vor der drohenden Verhaftung 1950 den Freitod gewählt hatte.

Auch das waren Folgen der Vorbereitungen von Schauprozessen in der
DDR.

Es gab den geplanten Schauprozess in der DDR zwar nicht, aber die spär-
lichen Dokumente zur Vorbereitung beweisen, dass ein solches Tribunal nach
dem Willen der stalinistischen SED-Führung durchaus stattfinden sollte.
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Bernd Stöver 

BBeeffrreeiiuunngg  ddeess  OOsstteennss??
DDiiee  CCIIAA,,  ddeerr  WWeesstteenn  uunndd  ddiiee  AAuuffssttäännddee
zzwwiisscchheenn  11995533  uunndd  11995566

11..  VViieerr  AAuuffssttäännddee  uunndd  eeiinn  KKoonnzzeepptt

Vier Aufstände erschütterten den sowjetischen Machtbereich zwischen 1953
und 1956: In der Tschechoslowakei und der DDR 1953, in Polen und Ungarn
1956. Sie beeinflussten nicht nur die sowjetische Anschauung über die Siche-
rung ihres Herrschaftsraums, sondern auch die Vorstellungen des Westens von
den Möglichkeiten und Grenzen seiner Einflussnahme.1 Aus der Sicht der Auf-
ständischen hatten sie dagegen vor allem eines gemeinsam: Sie waren Versu-
che, mehr nationale Unabhängigkeit gegenüber der UdSSR zu erreichen. 

Die ersten Anzeichen von Unruhen im Ostblock, die von den USA als mög-
licher Beginn eines Umbruchs angesehen wurden, kamen aus der Tschechoslo-
wakei und der DDR. Dass die Aktionen in beiden Fällen mit ökonomischen For-
derungen begannen und zumindest teilweise in politischen Forderungen gip-
felten, entsprach den Erwartungen der US-Planer, hatte doch die Psycholo-
gische Kriegsführung und nicht zuletzt die immer wieder zugrunde gelegte
„Magnettheorie“ bereits seit Jahren wirtschaftlich-- soziale Fragen in den Vor-
dergrund gestellt. „Unser Plan ist, Hoffnung aufrechtzuerhalten --Hoffnung auf
eine schließliche Befreiung, und den Widerstandsgeist gegen die Unterdrücker
zu entwickeln und zu bewahren, ohne offene Aktionen zu inszenieren, weil die-
se nur zum Ergebnis haben würden, dass die Tapfersten getötet würden“, fass-
te Eisenhowers Berater für die Psychologische Kriegsführung, Charles  Douglas
(„C.D.“) Jackson, in einer Rede 1952, knapp ein Jahr vor den Juni-Unruhen
1953, die Strategie zusammen.2

Die „Politik der Befreiung“ („Liberation Policy“) war seit ihrer Entstehung
1947 in der öffentlichen Diskussion, hatte aber in den außenpolitischen Krisen
1948 und 1950, schließlich vor allem im Wahlkampf 1952 an radikaler Rhetorik
gewonnen. Ihr Erfinder, John Foster Dulles, der ab Januar 1953 als Außenmi-
nister der Vereinigten Staaten amtierte, hatte das Konzept in der Auseinander-
setzung mit der Eindämmungspolitik („Containment Policy“) der Regierung
Truman entwickelt, der er Passivität und Zynismus im Umgang mit den
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„Versklavten Nationen“ im sowjetischen Machtbereich vorwarf. Die von den
Demokraten entworfene „Containment Policy“, so sein Vorwurf, warte nur da-
rauf, dass sich Moskau entscheide, weiter zu expandieren. Deren Verfechter,
insbesondere der „Erfinder“ der Eindämmungspolitik, George F. Kennan, hiel-
ten den „Befreiungspolitikern“ wiederum vor, leichtfertig Hoffnungen zu erzeu-
gen und vor allem mit der Gefahr des Atomkrieges zu spielen. Unabhängig von
den zum Teil scharfen Debatten wuchsen allerdings beide Konzepte noch vor
den ersten Aufständen im Juni 1953 zu einer integrativen Strategie zusammen.3

Die wichtigsten Instrumente einer „Befreiungspolitik“ waren Flugblatt-
und Radiopropaganda, aber auch wirtschaftlicher Druck und zu einem kleine-
ren Teil verdeckte Operationen. Die Frage, wie man die Grenze zwischen der
Förderung einer Freiheitsbewegung und der Verhinderung eines Massenauf-
stands wahren wollte, blieb dabei ungeklärt. Eines ließ sich jedoch zwischen
1953 und 1956 nicht leugnen: Die Aufständischen in allen vier Staaten erwar-
teten direkte Hilfe vom Westen, insbesondere von den USA, und sie beriefen
sich auf die Politik der Befreiung.

Die unmittelbare Vorgeschichte der Unruhen 1953 war in beiden Staaten
ähnlich,4 obwohl die Tschechoslowakei politisch und wirtschaftlich ganz andere
Voraussetzungen mitbrachte als die DDR. In beiden Ländern waren die Signale
in Richtung der von Moskau gewünschten „Volksdemokratie“ gestellt. Das
Staatsdefizit in der Tschechoslowakei war infolge der verordneten Steigerung
der landwirtschaftlichen und industriellen Produktion, aber auch aufgrund von
Missernten und einem Anstieg des privaten Konsums gewachsen. Zwischen
1949 und 1953 wurden etwa die Hälfte aller Investitionen im Rüstungssektor
verbraucht.5 Parallel wuchsen die Privatguthaben aufgrund der guten Arbeits-
marktlage, verbunden mit einem nach wie vor geringen Konsumangebot. Als
zentrales Mittel zur Krisenlösung fasste die tschechoslowakische Regierung be-
reits 1952 eine umfassende Währungsreform ins Auge.

Die US-Stellen hielten das Land für westlich ausgerichtet, mehrheitlich anti-
kommunistisch, allerdings durch die Erfahrung des Münchner Abkommens von
1938 nachhaltig traumatisiert. Widerstandspotentiale vermuteten sie in der Ar-
mee, der katholischen Kirche und unter Studenten. Auch der slowakisch-
tschechische Gegensatz galt als politischer Sprengstoff.6 Die größte Gefahr für
die herrschende Kommunistische Partei vermuteten die Beobachter der CIA,
ebenso wie beispielsweise die Analytiker im amerikanischen Außen- und Vertei-
digungsministerium, allerdings in den wirtschaftlichen Problemen. Wie auch Po-
len, Ungarn und DDR erklärten sie die Tschechoslowakei deshalb zum zentralen
Anwendungsgebiet für die Psychologische Kriegsführung. Bereits 1951 gab es
Anzeichen dafür, dass das Land für solche Programme empfänglich war: Als den
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Tschechoslowaken auf Flugblättern und in Rundfunksendungen die Folgen einer
bevorstehenden Währungsreform ausgemalt worden waren, führte dies fast
unmittelbar zu massiven Hamsterkäufen.7 Die auf die als staatlicher Raubzug in
den unerwünschten Privatguthaben durchgeführte Geldumstellung am 1. Juni
1953 folgenden Unruhen, die unter dem Begriff „Pilsener Aufstand“ bekannt
wurden, mussten zwar von außen nicht angeheizt werden, weil die Empörung
gegen diese Willkür auch so groß genug war, sie konnten aber eine prowestliche
Dimension bekommen.8 Und dies war die Hoffnung, die sich bei den
amerikanischen Beobachtern fand. Der Aufstand entwickelte sich aus dieser
Sicht geradezu nach Plan von vorwiegend ökonomischen Protesten hin zu
umfassenden politischen Protestdemonstrationen. Es war exakt das Szenario,
das die US-Planer und die Strategen der Befreiungspolitik in ihren Visionen von
der Selbstbefreiung der „Captive People“ in den Jahren zuvor vor Augen gehabt
hatten. Ausdrücklich wurde die Verbundenheit der Aufständischen mit dem
Westen in den Berichten der US-Botschaft herausgestellt: „Pilsener Leninwerke
zerstört, Arbeiter ausgesperrt, Rathaus und Archive brennen, US-Flagge weht.“9

Der ungleich gewalttätigere und machtvollere Aufstand vom 17. Juni, der in
der DDR nur zwei Wochen nach den Ereignissen von Pilsen losbrach, hatte mit
einer ähnlichen politischen Rahmenhandlung begonnen. Auch die Reaktionen
des Westens waren ähnlich. Für die US-Planung war die Frage, wie mit der DDR
umzugehen sei, lange vor diesem Zeitpunkt geklärt worden. Die Gründung
dieses Staates sei illegal und finde gegen den Willen der Mehrheit der Bevöl-
kerung statt, hieß es in der amerikanischen Regierungserklärung am 12. Dezem-
ber 1949.10 Der 1950 vorgelegte vertrauliche Maßnahmenkatalog der Psycho-
logischen Kriegsführung, der erst in den neunziger Jahren freigegebene „Carroll-
Speier Report“, hatte entsprechend konsequent auf die inneren Probleme der
DDR gesetzt.11 Wallace Carroll, der bereits im Zweiten Weltkrieg als Leiter des
Office of War Information in Europa einschlägige Propagandaerfahrungen
sammeln konnte, wandte sich ein Dreivierteljahr später noch einmal mit einer Art
Thesenpapier zur Psychologischen Kriegsführung direkt an den amerikanischen
Hochkommissar für Deutschland, John J. McCloy. Dem Schriftstück hatte er
bereits in Anlehnung an die Terminologie der Befreiungspolitik einen markanten
und für die Zeit, als man sich mit provokanter Rhetorik überbot, gleichwohl
typischen Titel gegeben: „Taking the Offensive“ -- „ Die Offensive ergreifen“.
In ihm war als Planung für die folgenden 18 Monate vorgesehen: „To liberate
Eastern Germany“ - „Ostdeutschland befreien“.12 Wallace Carroll argumentier-
te, dass ein wiedervereinigtes und gleichzeitig an den Westen gebundenes Ge-
samtdeutschland ein großer Schritt sei, die sowjetische Herrschaft auch insge-
samt zurückzudrängen („a major step in rolling back the Iron Curtain“).13
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22..  EEiinnee  PPoolliittiikk  ddeess  „„kkaallkkuulliieerrtteenn  RRiissiikkooss““
Stärker als alle anderen ostmitteleuropäischen Staaten unter sowjetischer

Kontrolle war die DDR zum Objekt der praktischen Befreiungspolitik geworden.
Sie beschränkte sich nicht nur auf die umfassenden Aktivitäten halboffizieller
radikaler Befreiungsgruppen, wie der Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit
(KgU). Auch der RIAS setzte mit seiner Linie des „Kalkulierten Risikos“ („Cal-
culated Risk“) und der „Konstruktiven Subversion“ („Constructive Subver-
sion“) auf die innere Auflösung der DDR. Aufrufe zum Generalstreik unterblie-
ben zwar am 17. Juni, allerdings gab es Kommentare wie jenen am 16. Juni von
Eberhard Schütz, einem ehemaligen Mitarbeiter des Deutschen Dienstes im
BBC während des Zweiten Weltkrieges: „Macht euch die Unsicherheit der
Funktionäre zunutze, verlangt das Mögliche, aber jeder einzelne muss wissen,
wie weit er gehen kann.“14 Tagebuchautor Victor Klemperer, der am 17. Juni
die Ereignisse zufällig in Berlin verfolgte, hörte einen „triumphierenden RIAS“
im Radio.15 Und in der Tat weiß man mittlerweile durch die Aussagen anderer
Angehöriger des Senders, dass der RIAS sich ebenso verhielt wie die in
München ansässigen US-Stationen Radio Freies Europa (RFE) oder Radio
Liberation (RL). Der amerikanische Leiter des RIAS, Gordon Ewing, habe zwar
gewusst, hieß es in einem kurz nach dem 17. Juni entstandenen amerikanischen
Bericht zur Psychologischen Kriegsführung, dass seine Entscheidungen
möglicherweise Krieg oder Frieden bedeuteten. Gleichzeitig habe Ewing aber
geahnt, dass man ihn genauso dafür verantwortlich machen würde, wenn die
beste Gelegenheit verstreiche, das kommunistische Regime in Ostdeutschland
zu erschüttern.16 Ewing habe das kalkulierte Risiko, den Aufstand anzuheizen,
um den Kommunisten zumindest eine partielle Niederlage zuzufügen, dann
auch bewusst genutzt, weil er fälschlicherweise vermutet habe, dass die
Sowjets nicht gewaltsam eingreifen würden. Später, in einem am 9. November
1953 im State Department verfassten Bericht zum Aufstand, hieß es
entsprechend, der RIAS habe eine wichtige Rolle in der Verbreitung des Auf-
standes in der gesamten DDR gespielt.17 Auch die radikalen Befreiungsor-
ganisationen versuchten einzugreifen.18 Letztlich waren alle privaten, parteige-
bundenen und amtlichen antikommunistischen Organisationen in irgendeiner
Weise am Aufstand beteiligt: Man druckte zum Beispiel Flugblätter nach und
einzelne Angehörige der antikommunistischen Organisationen waren tatsäch-
lich auch als Streikführer direkt beteiligt, so der SPD-Ostbüro-Mitarbeiter Sieg-
fried Berger.19 Initiiert worden war der Aufstand jedoch von ihnen nicht.

Es ist viel darüber spekuliert worden, warum Eisenhower so zurückhaltend
und vor allem so vollkommen anders reagierte, als seine bisherige Rhetorik es
hätte vermuten lassen. Wo sein größtes Interesse lag, war eindeutig: Die USA
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wollten keinen Krieg mit der UdSSR, der im Fall einer direkten Einmischung un-
vermeidlich erschien. Während der Konferenz des für die US-Strategieplanun-
gen zentral wichtigen National Security Councils (NSC), in deren Verlauf der
Präsident und die Geheimdienstvertreter am 18. Juni 1953 über die Ereignisse
in der Tschechoslowakei und der DDR diskutierten, zeichneten sich die wich-
tigsten Schlussfolgerungen aus den beiden Aufständen bereits ab. Verantwor-
tung für die Unruhen lehnte man ab.20 Gleichzeitig sah man die wesentlichen
politisch-psychologischen Vorteile auf der eigenen Seite. Die diskreditierte Sow-
jetunion könne nun kaum noch ihre störenden „Entspannungsoffensiven“ ge-
gen die Westbindung der Bundesrepublik fortsetzen.21 Der in Hochstimmung
befindliche Präsidentenberater C. D. Jackson, der die Aufstandsbewegung be-
reits auf die Sowjetunion übergreifen sah,22 bot sich an, auf der Basis der NSC-
Empfehlungen die weiteren Maßnahmen für die nächsten zwei Monate zu ko-
ordinieren. Eisenhower stimmte ausdrücklich zu.23

Diese und die weiteren US-Entscheidungen während und nach dem Auf-
stand zeigten, dass man entschlossen war, die explosive Stimmung in den
kommunistischen Staaten hinter dem Eisernen Vorhang konsequent weiter zu
nutzen. Dieser Wille war bei allen amerikanischen Institutionen festzustellen.
Am 25. Juni 1953 legte auch die Ostabteilung des US-Hochkommissariats in
Berlin (HICOG Eastern Affairs Division Berlin) ein Arbeitspapier vor, in dem aus-
drücklich der Einsatz der offiziellen, halboffiziellen und privaten Befreiungsorga-
nisationen während des Aufstandes hervorgehoben wurde. Der RIAS, der
Untersuchungsausschuss Freier Juristen, die Kampfgruppe gegen Unmensch-
lichkeit und die CDU- und SPD-Ostbüros, wurden als „machtvolle Instrumen-
te“ bezeichnet, mit deren Hilfe der Widerstandsgeist in der DDR-Bevölkerung
auch weiterhin wach gehalten werden solle, der „bis heute noch nicht unter
Kontrolle gebracht worden“ sei.24 Am selben Tag präsentierte auch Präsiden-
tenberater Jackson seinen angekündigten 60-Tage-Plan. Wenig überraschend
setzte er ebenfalls auf die weitere Förderung des aktiven und passiven Wider-
standes im kommunistischen Machtbereich. Wenige Tage später, am 29. Juni
wurde dann auch das entsprechende NSC-Strategiepapier (NSC 158), das be-
reits die Schlussfolgerungen aus dem Aufstand vom 17. Juni 1953 verarbeitet
hatte, vorgelegt. Es trug den bezeichnenden Titel „United States Objectives and
Actions to Exploit the Unrest in the Satellite States“25 und berief sich ausdrück-
lich auf die als bewährt angesehene Rollback-Strategie. Auch in Zukunft, so
hatte auch das NSC vermerkt, sollten der Widerstand innerhalb des kommunis-
tischen Machtbereichs gefördert, die Autorität der Regierungen in Osteuropa
untergraben und vorhandene Unruhen als sichtbares Zeichen für den Verfall
des Ostblocks genutzt werden.
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Insgesamt wurde der 17. Juni 1953 auf diese Weise als eine Bestätigung der
Schlussfolgerungen aus dem Pilsener Aufstand verstanden: Es sah tatsächlich so
aus, als ob die bisherige „Liberation Policy“ die „Captive People“ zum Aufstand
gebracht hatte. Aufgrund dieses Erfolges wirkten die US-Maßnahmen während
des Aufstandes vom 17. Juni als Beispiel für zukünftige Offensiven. Eine der
ersten Maßnahmen war die US-Lebensmittelhilfe für die DDR-Bevölkerung, die
unmittelbar nach dem Aufstand geplant worden war.26 DDR-Bürger konnten
sich zwischen Ende Juli und Mitte Oktober 1953 Pakete aus Westberlin abho-
len. Etwa jeder vierte nahm dieses Angebot wahr. Fünfeinhalb Millionen Pakete
wurden ausgegeben und DDR-Bürger reisten zum Teil aus den entferntesten
Gebieten an.27 Sie taten dies offenbar mit Freude, wie Mitarbeiter der DDR-
Staatssicherheit missbilligend in ihren Berichten vermerkten: Es handele sich um
eine politische Demonstration der Bevölkerung, einen bewussten Affront gegen
die Regierung, der zudem im deutlichen Zusammenhang zum Aufstand vom
17. Juni stehe, hieß es in der Meldung des „Geheimen Informators“ mit dem
Decknamen „Riga“, der im August 1953 die Ausgabe der Nahrungsmittelhilfe
in Westberlin beobachtete. Es herrsche „in der Bevölkerung aus der DDR u.[nd]
dem demokr.[atischen] Sektor, die zum großen Teil wieder besser gestellten
Schichten angehört, [...] eine eigenartige Stimmung [...]. So, als [ob] alle aus
Opposition und auf Bestellung kämen. Gerade diese Kreise betrachten es als
ihre 'Pflicht', um der 'Hilfsaktion' den Rücken zu stärken -- und aus Trotz -- wie
viele sagten. [...] Besonders aufnahmefreudig nehmen gerade Eisenbahner den
kleinen 'Telegraf', die 'Tarantel' sowie so genannte religiöse Zeitschriften der
'Zeugen Jehovas' und das 'Petrusblatt' entgegen. Noch zu bemerken ist, dass
Abholer aus Bad Liebenwerda äußerten, dass es dem dortigen Bürgermeister
dreckig gehen würde, wenn es nächstens richtig losgehen würde. Er wäre ein
ganz gemeiner Hund, weil er gesagt haben soll, dass er sich jeden merken
würde, der sich in Westberlin ein Paket abholt.28“

Angesichts der Entschlossenheit der US-Administration, die offensichtliche
Schwäche des Ostblocks weiter zu nutzen, war es wenig erstaunlich, dass jetzt
auch in anderen Staaten hinter dem Eisernen Vorhang, wo der Widerstandswille
gegen die Kommunistischen Parteien als besonders hoch eingeschätzt wurde
oder sich bereits gezeigt hatte, neue Propagandamaßnahmen eingeleitet
wurden. Die „Operation Prospero“, der Abwurf von einigen Millionen Flugblät-
tern mittels 650.000 Ballons, wurde knapp sechs Wochen nach den Massende-
monstrationen in der Tschechoslowakei durch das halboffizielle National
Committee for a Free Europe durchgeführt. Als Flugblätter wurden unter ande-
rem Nachdrucke der durch die Währungsreform neueingeführten Ein-- Kronen-
Scheine eingesetzt. Deren Text erinnerte ausdrücklich an den Raub der Privat-
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guthaben durch die tschechoslowakische Regierung. Die Vorderseite des nach-
gebildeten Geldscheines war zur Hälfte mit der tschechischen Aufschrift über-
druckt: „Hunger-Krone -- ein Geschenk der Sowjetunion“29. Der weitere Text
lautete in freier Übersetzung: „Das ist der Beweis für den Bankrott Eurer
Regierung und den wirtschaftlichen Zusammenbruch des Fünf-Jahres-Planes,
dies soll Euch daran erinnern, was Euch die Regierung gestohlen hat. Dies ist
die Aufforderung zu kämpfen, dies ist die Forderung, die gesamte Kraft des
Volkes an der Schwäche des Regimes zu messen und Widerstand zu leisten so
viel und so gut es möglich ist. Die Völker der anderen von der Sowjetunion
versklavten Staaten vereinigen sich, und sie werden Euch in Eurem Kampf
unterstützen. Die freie Welt steht hinter Euch. Alle Macht dem Volk!“

Das war zweifellos offensive Befreiungspolitik, wie sie deutlicher kaum
denkbar war und auch das Hilfeversprechen des Westens mit einbezog. An-
sonsten arbeiteten auf diese Weise nur noch die radikalen Befreiungsor-
ganisationen wie der NTS, der ebenfalls Geldscheinnachbildungen verwandte.30

Auf der Rückseite des Kronenscheines setzte sich diese Argumentation fort.
„Tschechen und Slowaken“, hieß es hier unter anderem: „Das Regime wird
schwächer und ängstlicher vor Euch. Die Macht liegt beim Volk, und das Volk
steht gegen das Regime. Vereinigt und mobilisiert Eure Macht! Nieder mit den
Kolchosen! Besteht auf den Rechten der Arbeiter! Fordert heute Zugeständnis-
se, morgen die Freiheit!“ 

Auch das zweite Flugblatt ließ keinen Zweifel daran, was seine Absender
bezweckten. Es bot vier Photos des Aufstandes vom 17. Juni in der DDR. Die Bil-
der zeigten eine Demonstrantengruppe mit dem Transparent „Freie Wahlen“,
die Verbrennung einer sowjetischen Fahne, brennende SED-Plakate und mar-
schierende Demonstranten, die am Straßenrand Beifall von Passanten erhielten.
Das dritte Flugblatt, das sich ebenfalls an die „Tschechen und Slowaken“ richtete
und mit der Abbildung der Westberliner „Freiheitsglocke“ versehen war, infor-
mierte den Finder über die Machtkämpfe in der UdSSR nach dem Tod Stalins am
5. März 1953. Ausführlich wurde auch auf diesem Flugblatt auf die Ausweitung
der Aufstandsbewegung im Ostblock eingegangen. Weitergeführt wurde diese
Argumentation dann wenig später in einer ähnlichen Operation mit dem Namen
„Veto“. Hier wurden die in der Tschechoslowakei kursierenden „Zehn Forderun-
gen“ der Opposition verbreitet.31 Zusammengefasst waren die Inhalte der Flug-
blätter, die durch entsprechende Radioprogramme begleitet wurden, vor allem
darauf gerichtet, den vorhandenen Grad der Empörung, wie auch der damalige
Direktor des Senders Radio Freies Europa, Alan Michie, später offen einräumte,
weiter zu forcieren.32 1954 wurde diese Maßnahmen im großen Stil vor allem auf
das politisch labile Ungarn, aber auch auf Polen ausgedehnt.33

97



33..  DDeerr  AAuuffssttaanndd  iinn  PPoolleenn
Es ist insbesondere für die Aufstandsbewegung in Polen und Ungarn im Herbst
1956 von Interesse, dass die im Sommer 1953 gewonnenen Erfahrungen, die in
die NSC-Strategiepapiere 158 und 174 eingeflossen waren, kontinuierlich für die
nächsten drei Jahre fortgeschrieben worden waren. Fast völlig unverändert
tauchten die genannten einschlägigen Schlußfolgerungen im Juli 1956 im NSC-
Papier 5608 auf. Für die weitere Entwicklung der Befreiungsidee war aber
ebenso von Bedeutung, dass der Erwartungsdruck an den Westen, die USA und
insbesondere an die Praktiker der Psychologischen Kriegsführung nach 1953
kontinuierlich weiter angestiegen war. Den Vorwurf, 1953 durch fehlenden Mut
eine große historische Chance zur friedlichen Befreiung von Satellitenstaaten
verspielt zu haben, wollten die Verantwortlichen nicht auf sich sitzen lassen.34

Entsprechend verstärkten sie ihre Bemühungen im Vorfeld der Aufstände von
1956. Als Chruschtschow im Februar 1956 in einer Geheimrede überraschend
die so genannte Entstalinisierung begann, setzte die CIA sofort eine ganze
Arbeitsgruppe darauf an, den explosiven Text zu beschaffen. Als man ihn im
April 1956 in den Händen hielt, wurde er hunderttausendfach als Flugblatt über
Ostmitteleuropa abgeworfen. In den USA galt die Rede auch unter jenen, die
der Befreiungspolitik eher kritisch gegenüberstanden, als „pures Gold“.35 Nach
amerikanischen Erkenntnissen war die Resonanz auf die Flugblätter hervorra-
gend. Im Auswertungsbericht vom Oktober 1956 war zu lesen, dass sie tatsäch-
lich die „politische Evolution“ in den kommunistischen Staaten förderten.36 Dies
sah man in Ungarn noch deutlicher als in Polen, denn dort, so der Bericht, stehe
die politische Propaganda aus dem Westen immer noch im dem Verdacht, den
Ambitionen der Bundesrepublik in Bezug auf die „verlorenen Ostgebiete“ zu
dienen. Es herrsche die Auffassung vor, Westdeutschland wolle mit Hilfe der
Amerikaner die Grenzen von 1937 wiederherstellen, das heißt, die Befreiungs-
politik zur Wiederherstellung der alten Reichsgrenzen nutzen.37

Für das Verständnis der insbesondere ab Februar 1956 geradezu eupho-
rischen Einschätzung der Möglichkeiten zur „Befreiung des Ostens“ in den offi-
ziellen und halboffiziellen bzw. privaten Institutionen und Organisationen ist zu
berücksichtigen, dass man nach der Genfer Gipfelkonferenz im Juli 1955 die
Hoffnung auf einen Wandel im Osten bereits verloren hatte.38 Nach dem Stim-
mungseinbruch nach den Aufständen 1953 zeigte sich im Frühjahr 1956 zum
ersten Mal wieder echte Bewegung in den Satellitenstaaten. In der NSC-Kon-
ferenz am 22. März 1956 sprach Allen Dulles in Anlehnung an seine Ausfüh-
rungen während des Juni-Aufstandes 1953 sogar wieder von „großen Möglich-
keiten“.39 Zwei Wochen später, am 24. April, bestätigte auch der regelmäßige
„Intelligence Brief“ des State Department die Auffassungen der CIA. Allen Dul-
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les fasste alle Hoffnungen in der US-Administration zusammen, als er auf der
NSC-Konferenz am 10. Mai 1956, also knapp fünf Wochen vor dem so ge-
nannten „Posener Aufstand“ erklärte, die Entstalinisierung „repräsentiere für
die USA die größte Chance der letzten zehn Jahre.“40 Diese Chance wollte man
sich im Übrigen auch nicht durch Zweifel und Kritik seitens der Verbündeten
verderben lassen. Als die Regierung der Bundesrepublik, von deren Territorium
aus die Mehrzahl der Flugblattoperationen startete, im Frühjahr 1956 aufgrund
eines erneuten Flugzeugabsturzes zum wiederholten Male die Ballonaktionen
zur Disposition stellte, kam es am 27. April zu einer denkwürdigen Unterredung
zwischen Vertretern des westdeutschen Auswärtigen Amtes auf der einen Seite
und Vertretern von Radio Freies Europa sowie US-Botschafter James Conant
auf der anderen Seite. Dass Conant hier „mit unangebrachter Schärfe“, wie das
deutsche Protokoll irritiert vermerkte, gegenüber den Deutschen auf der Wei-
terführung der Ballonaktionen bestand, hatte eindeutig etwas mit der gerade
begonnenen Offensive und den amerikanischen Hoffnungen nach dem XX.
Parteitag der KPdSU zu tun. Die bundesdeutschen Partner stellten schließlich
ihre Bedenken wieder zurück. Das Ostlektorat des Auswärtigen Amtes wies am
4. Juli -- also knapp zwei Wochen nach dem Beginn des Aufstandes in Polen -
darauf hin, dass „es im Augenblick nicht darauf ankommt, die Wirksamkeit die-
ser Aktion zu prüfen, sondern den Eindruck zu vermeiden, die Bundesregierung
würde in einem vielleicht entscheidenden Augenblick [!] eine Propaganda ver-
hindern, die sie jahrelang hingenommen [!] hat“.41

Als in Polen die Unruhen am 22. Juni 1956 als klassische Arbeiterdemon-
stration begannen, sprangen die Übereinstimmungen zum Jahr 1953 unmittel-
bar ins Auge. Die SED befürchtete entsprechend früh ein Übergreifen des Auf-
ruhrs.42 Im Zentrum der Unruhen, im westpolnischen Poznan, herrschten zwar
besondere wirtschaftliche und politische Bedingungen. Grundsätzlich jedoch
entsprach die dortige Stimmung der politischen Atmosphäre im übrigen Land.43

Die Zwangskollektivierung und die forcierte Industrialisierung hatten auch
hier mehr Probleme als Lösungen erzeugt. Neu war, dass die polnische Presse
bereits seit 1954 die Entwicklung mit teils scharfer Kritik begleitete und die Be-
völkerung umfassender als in anderen Satellitenstaaten über Fehlentwicklungen
informiert war. In der Arbeiterschaft sorgte auch diesmal die Erhöhung der
Normen für den nötigen Zündstoff. Nachdem am 27. Juni in Warschau die Ge-
spräche zwischen den Vertretern der Arbeiter und der Regierung Jósef
Cyrankiewicz gescheitert waren, standen am Vormittag des 28. Juni rund
100.000 Menschen auf den Straßen von Poznan, wo sich der Protest, wie drei
Jahre zuvor in der Tschechoslowakei und der DDR, schnell radikalisierte. Die
Demonstranten sangen religiöse und nationale Lieder, stürmten dann das
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Stadtgefängnis und beantworteten die Schüsse von Polizei und Armee schließ-
lich mit eigenen Waffen. Die Arbeiterdemonstration war wieder zu einem be-
waffneten Volksaufstand geworden. Die offizielle Bilanz entsprach auffallend
genau der des 17. Juni in der DDR: 53 Menschen waren getötet worden, etwa
200 wurden verletzt.

In Ungarn sollte die Bilanz wenig später weitaus blutiger ausfallen. Auch in
Ungarn waren die Kommunisten in der Bevölkerung verhasst geblieben.44 Der
Mitte Oktober 1956 vom neugegründeten ersten unabhängigen Studentenver-
band vorgelegte Forderungskatalog zeigte, was man wollte: Ernennung des Re-
formers Imre Nagy zum Ministerpräsidenten, Überprüfung der Arbeits- und Ab-
lieferungsnormen, Mehrparteiensystem, freie Wahlen, bürgerliche Freiheiten,
nationale Unabhängigkeit der Wirtschaft, Wiedereinführung der ungarischen
Nationalsymbole und -feiertage.45 Erst kürzlich freigegebene Dokumente über
die Entscheidungsfindung in Moskau zeigen, dass der ungarische Minister-
präsident Ernö Gerö am Abend des 23. Oktober den sowjetischen Militärattaché
um Truppenunterstützung bat. Dies war aus formalen Gründen zunächst ab-
gelehnt, dann aber von Chruschtschow in einer telefonischen Diskussion mit Ge-
rö zugesagt worden. Den Hintergrund für die sowjetische Entscheidung bildeten
die parallel sich entwickelnde Suez-Krise und die Furcht, auch noch in Europa an
Einfluss zu verlieren.46 Die Rote Armee schlug zwischen dem 4. und 11. Novem-
ber 1956 den Aufstand in Ungarn blutig nieder. Die ungarische Seite meldete
300 Tote und rund 1.000 Verwundete. Die Sowjets sprachen von 669 Toten und
1.540 Verwundeten. Auch in Ungarn war wie in allen anderen aufständischen
Staaten mit der Niederwerfung der Unruhen nicht das Ende des Widerstandes
erreicht. Streiks flammten noch monatelang immer wieder auf. 

Die US-Regierung reagierte während der Aufstände in Polen und Ungarn
weitgehend wie im Juni 1953. Über Polen war man am 28. Juni informiert.
Außenminister Dulles äußerte, jetzt müsse man den Druck fortsetzen. Wenn im
sowjetischen Machtbereich etwas beginne, sich aufzulösen, sei es möglich, dass
es schnell gehe. („When they begin to crack, they can crack fast. We have to
keep the pressure on.“)47 Keinesfalls aber wollte man in die Kämpfe direkt ein-
greifen. Bereits am Nachmittag des 29. Juni hatten der Außenminister und der
CIA-Chef eine Nahrungsmittelhilfe für Polen beschlossen. Die Operation aller-
dings sollte -- auch dies eine Schlussfolgerung aus den 1953 gewonnenen Er-
fahrungen -- vom Internationalen Roten Kreuz durchgeführt werden, um den
Eindruck einer amerikanischen Propagandaaktion zu vermeiden.48 Während man
über die eingeleiteten verdeckten Operationen zur Verschärfung der innenpo-
litischen Lage nach wie vor nur wenig sagen kann, außer der Tatsache, dass sol-
che Maßnahmen zur „zur Nutzung (exploitation) der Unruhen in Posznan“ ein-
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geleitet wurden,49 sind die Schritte der Psychologischen Kriegsführung rekon-
struierbar. Zum einen strebten die Amerikaner eine diplomatische Verurteilung
der Niederschlagung des Aufstandes durch die Vereinten Nationen an.50 Zum an-
deren wurde die bisherige Radiopropaganda noch einmal intensiviert: Die ersten
Sendungen, die sich mit Polen beschäftigten, wurden von RFE einen Tag nach
Beginn der Demonstrationen in Poznan am 29. Juni ausgestrahlt. In den
Kommentaren wurde wiederum vor allem unterstrichen, dass es keinen Kompro-
miss zur Freiheit geben könne. Entsprechende Erklärungen gab es von amerika-
nischen Politikern, die zum Teil über die Medien auch in Ostmitteleuropa be-
kannt wurden und entsprechende Hoffnungen auslösten. Allerdings war die Be-
sorgnis, die Situation zu verschärfen, vorhanden. So erhielt RFE, nachdem es zu
sowjetischen Truppenaufmärschen an der Grenze zu Polen gekommen war, von
der New Yorker Leitung die Anweisung, keine Programme auszustrahlen, die als
Öl im Feuer verstanden werden konnten.51 Druck übte man vor allem auf die
polnische Abteilung bei RFE aus, um zu verhindern, dass Scharfmacher die Situa-
tion zusätzlich anheizten. Gleichzeitig war Eisenhower allerdings auch bemüht,
den innenpolitischen Erwartungen -- nicht zuletzt der Millionen polnischstäm-
migen US-Bürgern -- vor den Präsidentschaftswahlen im November gerecht zu
werden und das amerikanische Interesse an einem politischen Wandel in Polen
zu unterstreichen. In den offiziellen Stellungnahmen Eisenhowers sind diese
wahltaktischen Erwägungen nicht zu übersehen.

Wie deutlich die polnischen Demonstrationen im Juni 1956, die in den fried-
lichen „Polnischen Oktober“ mündeten, für die US-Regierung wiederum als Be-
stätigung des bisherigen außenpolitischen Kurses gewertet wurden, zeigte sich,
außer in den erwähnten NSC-Papieren, vor allem in dem kurz danach verab-
schiedeten Wahlkampfprogramm der Republikanischen Partei am 21. August
1956. Das Papier wiederholte im Wesentlichen die Formulierungen des Partei-
programms von 1952, das damals unzweideutig auf die Befreiungspolitik ge-
setzt hatte, unterstrich aber darüber hinaus die bisherigen Erfolge der „Libera-
tion Policy“.52 Die „Wahlplattform“ betonte zudem ausdrücklich, dass man
auch in Zukunft sowohl an der Befreiung Osteuropas als auch an der Befreiung
Ostdeutschlands festhalten werde. Es ist schwer zu entscheiden, ob gerade dies
für die Hoffnungen des zwei Monate später beginnenden Ungarischen Auf-
standes eine Rolle spielte. Unbestreitbar ist aber, dass die Aufständischen hier
speziell auf den militärischen Einsatz des Westens hofften. 

44..  DDeerr  UUnnggaarriisscchhee  AAuuffssttaanndd  
Als der Ungarische Aufstand am 23. Oktober mit Studentendemonstratio-

nen begann, sah es für die US-Regierung nach einer Wiederholung der pol-
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nischen Ereignisse aus, zumal sich die Ungarn sichtlich eng an das polnische
Vorbild hielten. Zudem war man in den ersten Tagen nur unvollkommen über
die Vorkommnisse in Budapest informiert, da der Kontakt zur amerikanischen
Legation unterbrochen worden war und keine Telegramme und Telefongesprä-
che durchkamen.53 Als am 25. Oktober ein erster Kabelbericht eintraf, lag der
Berichterstatter dabei, wie CIA-Chef Allen Dulles dem NSC mitteilte, auf dem
Fußboden der Budapester US-Vertretung, um nicht von Schüssen getroffen zu
werden.54 Abgesehen davon, dass die Situation auf diese Weise auch für die
weit entfernten Beobachter ein viel dramatischeres Bild als in Polen vermittelte,
handelte die US-Regierung wie während des „Posener Aufstandes“. Dies be-
stätigte ausdrücklich auch das am 31. Oktober 1956 vorgelegte erste NSC-Pa-
pier zum Fall Ungarn.55 Die USA beharrten darauf, die sowjetische Intervention
offiziell vor den Vereinten Nationen verurteilen zu lassen und Außenminister
Dulles veranlasste bereits am Abend des 23. Oktober erste Schritte in dieser
Richtung.56 Ansonsten blieb die Reaktion nach dem Beginn der blutigen Aus-
einandersetzungen aber erstaunlich farblos. Während der obligatorischen NSC-
Zusammenkünfte, in der CIA-Chef Allen Dulles am 26. Oktober über die
Kämpfe der vorangegangenen beiden Tage berichtete, gab es allerdings dann
doch Diskussionen darüber, ob ein westliches Eingreifen prinzipiell möglich sei.57

Als reale Option wurde dies allerdings nicht angesehen.58 Zu groß war die Ge-
fahr des militärischen Konflikts mit der UdSSR. Eisenhower teilte der Runde mit,
seine größte Sorge sei, die in die Ecke getriebene sowjetische Führung werde
einen Weltkrieg auslösen, um sich selbst zu retten.59

Am gleichen Tag beauftragte der Präsident aufgrund dieser Unsicherheiten
zunächst noch einmal das NSC, eine neue Analyse über die Vorgänge in Polen
und Ungarn und die möglichen Optionen des Westens anzufertigen. Das weni-
ge Tage später vorgelegte Papier (NSC 5616 vom 31. Oktober) hielt prinzipiell
drei Reaktionen für denkbar, wenn auch nicht in gleichem Maße wünschens-
wert: Die erste sei, die Sowjets durch Verschärfung des UN-Drucks davon abzu-
halten, tatsächlich einzumarschieren, während man gleichzeitig aus dem Wes-
ten medizinische Hilfe und Nahrungsmittel in das Land bringe. Möglich sei aber
zweitens noch immer die Entscheidung für eine direkte Unterstützung der „Re-
bellen“. Man könne diese sowohl als diplomatische Anerkennung oder als offe-
ne militärische Hilfe leisten. Voraussetzung sei allerdings, dass die Regierung
Nagy in der Lage sei, einen Teil Ungarns zu halten. Eine dritte Möglichkeit wur-
de darin gesehen, für Ungarn eine „Österreich-Lösung“, also eine Neutralisie-
rung anzustreben.60 Wie man den Spagat zwischen Hilfe für die Selbstbefreiung
und der Verhinderung eines Weltkrieges meistern sollte, wusste auch das NSC
nicht. So blieb im NSC-Papier eine Kompromissformel stehen, die in der Praxis
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undurchführbar war: Man solle sich um Hilfe für die Aufständischen bemühen
und die Kräfte in den Satellitenstaaten ermuntern, sich für den Westen zu ent-
scheiden. Dies dürfe allerdings nur so geschehen, dass keine Gegenreaktionen
provoziert würden, da diese alle bereits erreichten Liberalisierungsfortschritte
wieder zerstören könnten.61

Später, am 12. November  -- der Aufstand war bereits niedergeschlagen --
kam es zu einem denkwürdigen Gespräch zwischen Eisenhower und dem im
Krankenhaus befindlichen Außenminister John Foster Dulles. Hier räumte der
Präsident ein, man habe die gesamte Situation in Ungarn falsch eingeschätzt
und auch nicht gewusst, was man zu tun habe. Der Präsident sagte, notierte
Dulles später, dass die Bilder, die er aus Ungarn gesehen habe, gezeigt hätten,
dass die Kämpfe vor dem Einmarsch der Russen weitaus bedeutungsvoller ge-
wesen seien, als er eigentlich geglaubt habe.62

Auch andere überlieferte Äußerungen aus der US-Administration weisen
darauf hin, dass man während des Aufstandes eher hilflos und starr nach dem
als erfolgreich eingeschätzten Muster der vergangenen Jahre verfuhr. So war es
angesichts der Ängste vor einem weltweiten Nuklearkrieg vielleicht noch ver-
ständlich, dass Eisenhower überhaupt nicht reagieren mochte, als Imre Nagy
am 1. November einseitig die Unabhängigkeit Ungarns und den Austritt aus
dem Warschauer Pakt erklärte und gleichzeitig um westlichen Schutz bat. Nur
noch vor dem Hintergrund gravierender Fehlinterpretationen und schemati-
schen Festhaltens an den eingefahrenen Denkweisen ist es jedoch zu begreifen,
dass John Foster Dulles noch am 27. Oktober eine klassische Befreiungsrede in
Texas hielt. In einer Veranstaltung des „Dallas Council of World Affairs“, in der
er zum Thema „The Task of Waging Peace“ sprach, betonte er unter Bezug auf
den Zweiten Weltkrieg als „War of Liberation“ und die mittlerweile fünfzehn
Jahre alte Atlantik-Charta sowie die UN-Deklaration, die USA hätten kein hö-
heres Ziel als die Unabhängigkeit der sowjetischen Satellitenstaaten.63 Und er
fügte einen Satz hinzu, den man ebenfalls wieder als Versprechen interpretieren
konnte: Die versklavten Nationen, so Dulles, sollten keinen Grund haben, daran
zu zweifeln, dass sie in den USA einen aufrichtigen und treuen Freund haben,
der ihre Hoffnungen teilt.64

Die Dulles-Rede in Texas am 27. Oktober ist von den Kritikern der ameri-
kanischen Befreiungspolitik immer besonders scharf angegriffen worden, weil
sie Hoffnungen genährt habe.65 James Marchio hat in seiner Untersuchung über
„Rhetorik and Realität“ in der US-Regierungspolitik diese mehr als zweideutige
Passage etwas nachsichtiger als Hinweis darauf gewertet, dass Dulles den Wi-
derstandsgeist der Ungarn ermutigen, gleichzeitig aber den Sowjets keine
Handhabe für die Behauptung geben wollte, die USA förderten direkt die Auf-
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ständischen.66 Abgesehen von der Tatsache, dass die Moskauer Führung nach
dieser Rede keinesfalls ausschließen konnte, dass die USA den Ungarn nicht
trotzdem geheime Unterstützung zukommen ließen, konnte die Ermutigung
von Widerstand bei gleichzeitigem Wissen darüber, dass eine direkte westliche
Hilfe für den Aufstand nicht in Frage kommen würde, moralisch nur zweifelhaft
sein.67 Dies war umso problematischer als die Grundaussagen der Rede auch als
Pressemitteilung unter anderem in den Nachrichten der Rundfunksender aus-
gestrahlt wurden.68 Auch an den folgenden Tagen wurde in verschiedenen offi-
ziellen Verlautbarungen von Hilfen gesprochen; häufig wiederum ohne diese
genauer zu spezifizieren.69 Auch die Stellungnahme der US-Regierung am 28.
Oktober sprach allgemein von „assistance“, wobei diesmal allerdings ausdrück-
lich die Beteiligung des Roten Kreuzes erwähnt wurde.70

Dulles selbst versuchte am 29. Oktober noch einmal, seine problematische
Rede zu erläutern. In einem Telegramm an den US-Botschafter in Moskau, Char-
les Bohlen, in welchem er auch den beanstandeten Teil noch einmal wörtlich
zitierte, beteuerte er, dass alles, was er gesagt habe, auf höchster Ebene vorher
besprochen und abgesegnet worden sei. Charles Bohlen wiederum versicherte
ihm in einem Telegramm, dass er ohnehin nicht glaube, dass die Rede überhaupt
bei der sowjetischen Führung oder auch in Ungarn großen Eindruck hinterlassen
habe.71 Ob dies tatsächlich so war, muss dahingestellt bleiben. Immerhin belegt
diese Episode aber, wie verunsichert Dulles mittlerweile über die Wirkung seiner
Reden war. Die Hilfsankündigungen für Ungarn in der Rede wurden allerdings
schließlich doch noch von der Propaganda im Osten verwandt, um die angeb-
lichen Interventionsabsichten des Westens zu dokumentieren. Hier wurden sie
so interpretiert, wie sie Dulles eben gerade nicht verstanden wissen wollte: Die
Hilfe sei die Belohnung des Westens für den Aufstand.72

Offizielle militärische Hilfe, so kann man zusammenfassen, war für Eisen-
hower weder 1953 noch 1956 eine ernsthafte Option. Dies hätte nicht nur sei-
ner eigenen Auffassung widersprochen, sondern der seit Jahren gängigen Pra-
xis der Befreiungspolitik. Allerdings musste der US-Präsident wohl zweimal aus-
drücklich das Ansinnen aus Geheimdienstkreisen ablehnen, Waffen an die Un-
garn zu liefern.73 Was nachweislich dennoch stattfand, war der geheime Einsatz
einer durch die CIA angeleitete Emigranteneinheit („Red Sox/Red Caps“) in
Ungarn ab dem 23. Oktober 1956.74 Eisenhower wusste davon offensichtlich
nichts. Die „Red Sox/Red Caps“ ihrerseits fühlten sich durch die jahrelangen
offiziellen Bekenntnisse zur Befreiungspolitik grundsätzlich gedeckt. Die Einheit
ging in den Kämpfen unter.

Bennet Kovrig hat schon 1973 in seiner Untersuchung über den „Mythos
Befreiungspolitik“ mit Recht festgestellt, dass für die US-Regierung schließlich

104



die Vereinten Nationen zum maßgeblichen Austragungsort des ungarisch-sow-
jetischen Konflikts wurden.75 Auch bei den Verbündeten der USA bestand kein
Wille, den aufständischen Ungarn militärisch beizustehen.76 Eisenhower merkte
dazu fünf Jahre nach dem Aufstand an, ein UN-Mandat für einen „full-out war“
sei nicht zu erwarten gewesen und schließlich seien zu dem Zeitpunkt, als sich
der „fait accompli“ des sowjetischen Einmarsches ereignete, weder die USA
noch irgendein anderes Land kräftemäßig in der Lage gewesen, mit der Sowjet-
union einen „größeren Krieg“ („major war“) zu führen.77 Auf den Einwurf, in an-
deren Regionen sei dies, wie das Beispiel Libanon 1958 gezeigt habe, sehr wohl
möglich gewesen, hatte Eisenhower geantwortet, der Unterschied zu Ungarn
habe darin gelegen, dass es keinerlei Verträge gegeben habe und es die un-
garische Regierung zudem versäumt habe, offiziell westliche Hilfe anzufordern.
Man muss hinzufügen: Der Libanon lag auch nicht im hochgerüsteten Mittel-
europa, wo die Gefahr eines Nuklearkrieges immer gegeben war. 

55..  EEiinn  FFaazziitt::  DDiiee  BBeeffrreeiiuunnggssppoolliittiikk  uunndd  iihhrree  GGrreennzzeenn
In Ungarn wurde nicht anders gehandelt als während der vorangegangen-

en Aufstände. Die getroffenen Entscheidungen beruhten auf der seit dem Be-
ginn des Kalten Krieges verfolgten Doppelstrategie, einerseits alles zu tun, um
den Dritten Weltkrieg zu vermeiden, andererseits aber auch alles unterhalb die-
ser Schwelle Mögliche nicht zu unterlassen, um die bestehenden Probleme des
Gegners in diesem „Krieg der Ideen“ zu vergrößern und ihm die Herrschaft in
seinem Machtbereich zu erschweren, wenn nicht sogar unmöglich zu machen.
Ansonsten ging die Strategie der Eisenhower-Administration dahin, „die Dinge
laufen zu lassen“, wie auch ein Insider, der US-Botschafter Jacob Beam, im
Rückblick vermerkte,78 und vor allem einen Atomkrieg zu vermeiden. 

Dass Eisenhower im wesentlichen „die Dinge laufen ließ“ oder wie in der
Frage der CIA-Emigranteneinheit einfach nicht informiert war, fand sein Pen-
dant in der fehlenden offiziellen Überwachung der vielen halbamtlichen und
privaten Befreiungsorganisationen. Die Gruppen, die man seit den vierziger
Jahren zum Teil auch finanziell erheblich gefördert hatte und die nach dem
DDR-Aufstand 1953 als „machtvolle Instrumente“ viel offizielle Zustimmung
erfuhren, blieben auch während der Aufstände 1956 ohne wesentliche Kontrol-
le. Dies macht ein Mitschnitt einer Sendung eines „Ungarischen Verbandes
ehemaliger Soldaten“ deutlich, hinter dem die unter anderem aus CIA-Mitteln
seit Ende der vierziger Jahre unterstützte radikale russische Befreiungsgruppe
NTS stand.79 In diesem Programm war dezidiert die militärische Unterstützung
des Westens für Ungarn angekündigt worden, sofern es den Aufständischen
gelinge, sich weiter gegen die Sowjets zu behaupten. Die propagandistisch
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überaus aktiven NTSler standen zur selben Zeit auch hinter einer gefälschten
Ausgabe des Neuen Deutschland,80 mit dem nach Auffassung des westdeut-
schen Auswärtigen Amtes versucht werden sollte, den Aufstand in die DDR
auszuweiten.81

Inwiefern die DDR-Bevölkerung drei Jahre nach ihrem Aufstand auf die
polnischen und ungarischen Ereignisse reagierte, blieb eine Frage, die die Ame-
rikaner und die bundesdeutschen Behörden intensiv weiterbeschäftigte. Ein ers-
tes Fazit versuchte das Auswärtige Amt am 14. Dezember 1956 zu ziehen. Man
kam zu dem Ergebnis, die DDR-Bevölkerung habe nicht nur ausdrücklich eine
Liberalisierung im eigenen Land im Anschluss an den Aufstand von 1953 er-
hofft, sondern auch ein stärkeres Engagement des Westens während der Revo-
lution in Ungarn.82 Der größte Teil der ostdeutschen Bevölkerung sei ständig
über die westlichen Rundfunkstationen informiert gewesen. Man könne nicht
verkennen, „dass der unglückliche Ausgang des Ungarnaufstandes eine stark
deprimierende Wirkung auf die [DDR-]Bevölkerung ausgeübt hat, die umso
größer ist, als man sich vom Westen allgemein [...] verraten fühlt“. Es werde
wohl noch lange dauern, bis den Menschen in der DDR klar geworden sei, dass
ein Eingreifen der Westmächte in Ungarn die Auslösung eines dritten Weltkrie-
ges hätte bedeuten können. 

Ähnlich sah man es auch in anderen westlichen Berichten, wie sie Ende
1956 auch vom Bundesnachrichtendienst (BND) vorgelegt wurden. Die Ereig-
nisse in Polen und Ungarn, „das Erlebnis des Befreiungskampfes eines Volkes
vom bolschewistischen Joch und sein andauernder Widerstand auch nach der
Niederwerfung des Aufstandes“, hätten einerseits „die Legende von der Un-
überwindlichkeit kommunistischer Herrschaft von innen zerstört und das Be-
wusstsein der eigenen Kraft gestärkt“.83 Andererseits habe die militärische Zer-
schlagung durch die Rote Armee und die „passive Haltung der Freien Welt der
Bevölkerung die realistische Erkenntnis ihrer beschränkten Möglichkeiten ver-
mittelt“ und die Auffassung verstärkt, „dass sie in ihrem Kampf um Selbstbe-
hauptung und Besserung ihrer materiellen Lage letzten Endes auf sich allein ge-
stellt“ sei.84 Das politische Prestige des Westens habe durch sein „Versagen in
Ungarn“ erneut schwer gelitten, resümierte der BND, aber fast unbeschädigt
davon sei die grundsätzliche wirtschaftliche Anziehungskraft des Westens ge-
blieben.85 Vor allem die vorwiegend gebildeten und politisch interessierten Aus-
wanderer aus Ungarn, die nach dem blutigen Ende des Ungarischen Aufstandes
nach Westeuropa und in die USA emigrierten, verstärkten in den folgenden
Monaten und Jahren die Diskussion um die Verantwortlichkeit des Westens für
die Aufstände im Ostblock 1953 und 1956. Sie schufen damit die Basis für
Wandel und Kontinuität der Befreiungspolitik in den folgenden Jahren. 
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Die seit 1955 beginnende Annäherung der Blöcke, die in der amerikanisch-
en Öffentlichkeit anhaltende Kritik an der Befreiungspolitik und schließlich der
Tod ihres wichtigsten Vertreters John Foster Dulles im Jahr 1959 führten dann
dazu, dass die „Liberation Policy“ mit ihrer bisher vorherrschenden Richtung
auf Osteuropa und die DDR weitgehend verschwand. Der entscheidende Wan-
del zeigte sich dann in der Mauerkrise 1961, in der die USA zwar gewillt waren,
um die ihnen vertraglich zugesicherten Rechte in Berlin notfalls militärisch zu
kämpfen, keinesfalls aber wegen des Mauerbaus allein einen Atomkrieg zu ris-
kieren. Während sich aufgrund der Furcht vor militärischen Verwicklungen in
Europa der Schwerpunkt der offensiven Rollback-Politik nun sichtbar auf die
Dritte Welt verlagerte, wo Kuba und Vietnam sich als die kommenden Konflikt-
felder abzeichneten, wechselte die USA unter Kennedy im hochgerüsteten
Europa zu einer Politik der Bewahrung des Status Quo, die dann allmählich in
eine Entspannungspolitik überging. Aber auch nach dem Mauerbau blieben bei
den Amerikanern zunächst die Befürchtungen groß, es werde deswegen einen
erneuten Aufstand in Ostdeutschland geben.86 Umso überraschter registrierte
schließlich auch die CIA, dass der Mauerbau 1961 keinen neuen Juni-Aufstand
1953 nach sich zog.
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Jan Foitzik

BBeerriijjaass  TToodd..

VVoonn  ddeerr  IIlllluussiioonn  ddeess  WWaannddeellss  

zzuumm  WWaannddeell  ddeerr  IIlllluussiioonn  

Das Jahr 1953 war nicht das Krisenjahr des Staatssozialismus nach sowje-
tischem Vorbild. Mit dem Aufstand vom 17. Juni 1953 in der DDR wurde viel-
mehr die gesellschaftliche und politische Krise des Staatssozialismus erstens
zum ersten Mal in einer bis dahin ungekannten Deutlichkeit und Dimension vor
der Weltöffentlichkeit sichtbar und damit wurden zweitens grundlegende
Unterschiede in der innergesellschaftlichen Kommunikation zwischen der
UdSSR und den Ländern ihrer politischen Peripherie in Ostmitteleuropa mani-
fest: Außerhalb der UdSSR waren demokratische Traditionen stärker gesell-
schaftlich fundiert. Eine neue Entwicklung leitete der Aufstand vom 17. Juni
1953 deshalb ein, weil sich das „Bollwerk Sowjetunion“ von dieser Peripherie
her verletzlich zeigte: Die Politik der bis dahin scheinbar übermächtigen UdSSR
geriet plötzlich in den Sog gesellschaftspolitischer und kultureller Prozesse ihrer
Satelliten. Die Tatsache, dass oft auch noch spätere Massenproteste im „realen
Sozialismus“ vor der Weltöffentlichkeit verheimlicht werden konnten, blieb
letztlich wirkungslos vor diesem neuen Strukturelement in der Geschichte des
Staatssozialismus: Die Ränder wirkten auf das Zentrum ein und begrenzten des-
sen Aktionsradius.

Massenunruhen im Kommunismus verdienen schon deshalb Interesse, weil
es nach der politischen Doktrin im Sozialismus Massenunruhen gar nicht geben
durfte. Mit der Abschaffung der Klassengegensätze -- in der UdSSR also seit der
Stalinschen Verfassung von 1936 -- hätten sie nämlich jede soziale und poli-
tische Grundlage verloren. In diesem Zusammenhang bringt der tschechische
Historiker Karel Kaplan in seinem neuesten Buch einen aufschlussreichen Beleg:
Tschechoslowakischen Staatsanwälten wurde es aus ideologisch-politischen
Gründen sogar schriftlich verboten, Formen des Gruppen- und Massenwider-
standes aktenkundig zu machen alle Formen sozialer Unruhen sollten sie unter
individuellen und politisch konformen Rechtstiteln dokumentieren und verfol-
gen. Zu den Opfern solch verborgener Quellentücken gehörte auch die Ge-
schichtsschreibung. Mit ihrem Theorem von der sozialen Pazifikation als ein
Wesensmerkmal des Stalinismus, der übersteigerten Form des kommunisti-
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schen Totalitarismus, hatte sie tatsächlich nur die parteiamtliche Parteidoktrin
abgeschrieben. Denn entgegen derartigen parteilichen Doktrinen und Theorien
müssen Massenaufstand, Massenaufruhr, Massenstreiks und generell Formen
des kollektiven politischen und sozialen Widerstandes sogar als typische Be-
gleiterscheinungen gerade des Stalinismus gelten. Erst nach Stalins Tod ließ
nämlich ihre Intensität merklich nach. In der Tschechoslowakei wurden nach
unvollständigen Angaben zwischen 1948 und 1956 247 Streiks registriert,1 128
Streiks fanden allein innerhalb der ersten Juni-Woche 1953 statt.2 Polen dürfte
mit 667 in den Jahren 1945 bis 19483 und mindestens 432 von 1949 bis 19554

erfassten Streiks an der Spitze liegen. Im Baltikum wurden in den Jahren 1941-
50 sogar 878 bewaffnete Gruppen liquidiert, die in 3.426 bewaffneten Ausein-
andersetzungen mit der Staatsmacht 5.155 sowjetische Amtsträger getötet hat-
ten.5 Geschlossene Partisanengruppen sind in der Tschechoslowakei bis 1949
belegt, in Polen, in der Ukraine und im Baltikum sind bewaffnete Gruppen des
nationalen Widerstands erst in der Mitte der fünfziger Jahre aufgerieben wor-
den. Allerdings bleibt hier große Vorsicht geboten, denn das Ausmaß der in die-
sem Bereich im großen Stil betriebenen geheimdienstlichen Provokationen ist
immens: Immerhin galt es für die „Verfolgerseite“, durch gesteigerte „Wach-
samkeit“ Stalins Lehrsatz vom „sich gesetzmäßig verschärfenden Klassen-
kampf“ zu beweisen. Außerordentlich hoch waren deshalb auch die Opferzah-
len: In der Ukraine schätzt man die Zahl der nach dem Zweiten Weltkrieg von
der Staatsmacht getöteten „antisowjetischen“ Partisanen auf eine Viertelmil-
lion. Flächendeckende zivile Formen des Massenungehorsams wie Nichterfül-
lung der Ablieferungspflicht bei Bauern, Bummelei am Arbeitsplatz, Entfernung
von der Truppe (im Krieg), die so genannte Republikflucht usw. sind hier noch
gar nicht genannt. Unberücksichtigt bleibt auch die sich bis 1956 hinziehende
„permanente Gründungskrise“ der UdSSR mit ihren zahllosen, in einem Meer
von Blut erstickten Massenrevolten und Massenaufständen. 

1953 schien es zunächst, dass mit der Verhaftung des sowjetischen Innen-
ministers Berija im Juni und dessen Hinrichtung im Dezember die Krise bewäl-
tigt worden sei. Doch spätestens 1956, als sich in Polen und in Ungarn im Lan-
desmaßstab unter dramatischen Umständen der gleiche Massenprotest entlud
wie 1953 in der DDR, stellte sich heraus, dass mit Berijas Tod nur die erste Herr-
schaftskrise des „sozialistischen Weltsystems“ endete und nicht die sich verhär-
tende innere Systemkrise, deren Terminkalender nur über ihre nationalen Varia-
tionen Auskunft gibt: Massenunruhen in der Tschechoslowakei und in der DDR
im Juni 1953, die polnischen und ungarischen Volkserhebungen 1956, Massen-
widerstand gegen den Einmarsch der Warschauer-Pakt-Staaten in die
Tschechoslowakei 1968 -- vergessen werden dabei meist die kurz vorangegan-
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genen Massenunruhen in Polen und in Jugoslawien im Sommer des selben Jah-
res -- zentralen Raum nehmen dann die Massenproteste an der polnischen Ost-
seeküste 1970/71 und wieder die Unruhen in Polen 1980/81 ein. Die Reform-
unfähigkeit des politischen und gesellschaftlichen Modells des Staatssozialismus
war offenkundig. Die diktatorische Partei war außerstande, konstruktiv auf au-
tonome gesellschaftliche Prozesse einzuwirken und zwischen den zunehmend
differenzierten Interessen innergesellschaftlicher Gruppen einen Ausgleich her-
beizuführen.  

Ausgehend von dieser Grundthese werde ich zunächst kurz auf den „Fall
Berija“ eingehen, um darauf aufmerksam zu machen, dass Legenden von „ver-
passten Chancen“ mehr eine Sache des Glaubens als der Geschichte sind. Die-
ser erste Teil fällt ein wenig aus dem Rahmen, weil ich mich in der Hauptsache
auf eine grobe Bilanz des Jahres 1953 konzentrieren will, indem ich in mehreren
Querschnitten die dramatischen Ausmaße des Problemstaus in den staatssozia-
listischen Ländern Ostmitteleuropas in der ersten Hälfte der fünfziger Jahre auf-
zeige. Damit soll veranschaulicht werden, dass das Jahr 1953 bereits jenes Ende
der Illusion des Wandels und den Beginn des Wandels der verlorenen Illusionen
signalisierte, den man früher erst auf das Jahr 1956 ansetzte. Die Skizze kann
nicht allen Ländern die gleiche Aufmerksamkeit schenken. Impressionistisch
werden jene Daten herausgegriffen, die die Grundzüge der Entwicklung in Ost-
mitteleuropa am prägnantesten illustrieren. Dass die Präsentation stellenweise
chaotisch wirkt, liegt daran, dass die Materialfülle erdrückend und die Zeit be-
grenzt ist.

BBeerriijjaass  FFaallll  
Am 24. Dezember 1953 meldete die Moskauer „Prawda“, dass am Vortag

Berija mit sechs Mitverschwörern zum Tode verurteilt und die Strafe noch am
selben Tag vollstreckt worden sei. Das Gericht stellte fest, dass er sich des Lan-
desverrats und der Verschwörung schuldig gemacht habe, als er nach Stalins
Tod versuchte, sein Amt dazu zu missbrauchen, das Innenministerium über die
regierende Partei und die sowjetische Regierung zu stellen mit dem Ziel, die
Macht zu erringen und die Verfassung zu beseitigen, um in der UdSSR den Ka-
pitalismus und die Herrschaft der Bourgeoisie wiederherzustellen. Die zitierten
Stichworte verdienen schon deshalb Aufmerksamkeit, weil die später von
Walter Ulbricht präsentierte Lesart, Berija habe die Preisgabe der DDR betrie-
ben, nichts anderes sind als eine schlichte Übersetzung der offiziellen Urteils-
gründe in das politische Deutsch der SED.

Mit der Hinrichtung Berijas endete im 54. Lebensjahr eine grusinische Kar-
riere, die Berija mit 35 Jahren in die unmittelbare Nähe des zwanzig Jahre älte-
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ren Stalin geführt hatte. Nach Moskau kam Berija mit neununddreißig Jahren
als Chef des sowjetischen Volkskommissariats des Innern (NKWD). Dieses Amt
gab er 1945 auf, denn neben seinen zahlreichen Aufgaben initiierte er 1942
und leitete ab 1944 auch das gesamte sowjetische Atombombenprogramm.
Obwohl er 1946 Politbüro-Mitglied und Stalins Stellvertreter im Vorsitz des
Ministerrates geworden war, ordnete Stalin 1950 Untersuchungen gegen Berija
an, der zwei Stunden vor dem Tod „des größten Genies der Menschheit“ am 5.
März 1953 erster Stellvertreter des Ministerpräsidenten und Chef des nun wie-
der mit der Staatssicherheit zusammengelegten sowjetischen Innenministeri-
ums wurde. Schon vier Tage nach Stalins Begräbnis erließ Berija als neuer Innen-
minister am 13. März erste Anordnungen zur Überprüfung von Verfolgungen,
die seine Amtsvorgänger veranlasst und die auch ihn persönlich belastet hatten.
Noch im März setzte Berija in der UdSSR die erste Amnestie durch, die dort
einer Million Menschen die Freiheit bringen sollte.

Diese Maßnahmen bilden die Grundlage der späteren Legende vom Refor-
mer Berija, die im heutigen Russland neue Blüten treibt. Einmal gestrickt nach
der Masche „prinzipientreuer und konsequenter Kampfgenosse Stalins“, ein
anderes Mal als dessen Mörder und Erfinder der „sozialistischen Gesetzlich-
keit“. Zur gleichen Zeit hätten aber seine Mitbewerber um Stalins Nachfolge --
Chruschtschow, Malenkow und Molotow -- damit begonnen, eine Verschwö-
rung gegen ihn zu schmieden. So einfach weiß die Legende den Nachfolge-
kampf in der sowjetischen Führung zu erklären, in dem Berija in blinder Verken-
nung der Kräfteverhältnisse in der sowjetischen Führung und Überschätzung
der Schlagkraft der ihm in den acht Nachkriegsjahren entfremdeten Geheimpo-
lizei vorpreschte und sich damit im Frühsommer 1953 selbst als Sündenbock
anbot, als der akute Ausbruch der angestauten gesellschaftlichen Krise in der
Tschechoslowakei, in der DDR und in Ungarn den Moskauer Jüngern Stalins ei-
nen Schrecken einjagte. Am 26. Juni wurde der gefürchtete und scheinbar all-
mächtige Innenminister von sowjetischen Militärs verhaftet, was Beschlüsse des
ZK-Plenums der KPdSU vom 7. bis 9. Juli salvierten, über die am 10. Juli 1953
zum ersten Mal die sowjetische Öffentlichkeit informiert wurde. Berijas Name
wurde zum Synonym für politischen Terror gemacht.

Zu den Legenden gehört nicht nur, dass sich Berija vom 18. bis 25. Juni
1953 angeblich in der DDR aufgehalten hätte, sondern beispielsweise auch,
dass Ulbricht und Honecker später damit geprahlt hatten, dass der SED -- im
Verein mit den sowjetischen Besatzungstruppen in der DDR -- eine besonders
verdienstvolle Rolle bei der „Entlarvung“ und gar „Verhaftung“ seiner Helfers-
helfer in der DDR zukomme.6 Es handelt sich um groben Unfug, denn die SED-
Führung erfuhr erst am 9. Juli in Moskau von der Verhaftung Berijas und das
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SED-Politbüro beschloss noch am 30. Juni, also vier Tage nach Berijas Verhaf-
tung, auf Weisung seines in Berlin als Krisenmanager tätigen Stellvertreters, der
zu diesem Zeitpunkt in Moskau zu allem Überfluss bereits seit vier Tagen seines
Amtes enthoben war, -- das Ministerium für Staatssicherheit der DDR auf-
zulösen. Tatsächlich waren in Berlin wohl sogar die Vertreter der sowjetischen
Besatzungsmacht bis zum 3. Juli 1953 völlig ahnungslos über die Moskauer Ku-
lissenkämpfe. Erst an diesem Tag (so die derzeitige -- unsichere -- Quellenlage)
verhafteten nämlich sowjetische Militärs in Berlin Berijas ersten Stellvertreter
Sergej Goglidse,7 der hier seit dem 17. Juni gewirkt hatte. Die DDR hing zwisch-
en dem 26. Juni und dem 3. Juli 1953 am „toten“ sowjetischen Telefonkabel.
Den Zustand der „ernsten Kopflosigkeit“, der damals nach Meinung Moskauer
Beobachter in der SED-Führung herrschte, gelang es Ulbricht erst in der zweiten
Juli-Hälfte zu überwinden.8 Der einzige Fehler, den man im Zusammenhang mit
dem 17. Juni 1953 Berija hätte in die Schuhe schieben können, bestand darin,
dass das sowjetische Innenministerium bei Berijas Amtsantritt den mit 2.222
Mitarbeitern ausgestatteten Apparat des Bevollmächtigen des sowjetischen
Innenministeriums in der DDR auf 328 Planstellen gekürzt und seine Kompe-
tenzen auf die „Beratung“ des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR be-
schnitten hatte. Am 13. Juli 1953 korrigierte das sowjetische Innenministerium
diese Sparmaßnahme: Sein Apparat in der DDR wurde auf 540 Planstellen auf-
gestockt und zu seinen Kompetenzen gehörte nun wieder auch die Anleitung
des ostdeutschen Staatssicherheitsdienstes.9

WWaannddeell  ddeerr  IIlllluussiioonneenn::  UUrrssaacchheenn  uunndd  BBeegglleeiittuummssttäännddee

SSoozziiaallssttrruukkttuurreellllee  FFoollggeenn  ddeerr  vvoollkkssddeemmookkrraattiisscchheenn  TTrraannssffoorrmmaattiioonn1100

Die Politik der stalinistischen Industrialisierung zog tief greifende und kom-
plexe soziale Umschichtungsprozesse nach sich. Sie traumatisierten die ostmit-
teleuropäischen Gesellschaften genauso wie die Folgen des vorangegangenen
Krieges. In Polen stieg die Zahl der Beschäftigten zwischen 1950 und 1955 um
ein Drittel, in der DDR etwa um ein Fünftel und immerhin noch um ein Zehntel
in Ungarn und in der Tschechoslowakei.11 1955 zählten 62 Prozent der Bewoh-
ner der  `́CSR (einschließlich der Familienangehörigen) zur „Arbeiterklasse“, die
zwischen 1950 und 1955 absolut um 1,4 Millionen Personen gewachsen war.12

Ende 1955 waren dort -- bei einer Gesamtbevölkerung von etwa 13 Millionen --
fast 4,4 Millionen außerhalb der Landwirtschaft und zusammen mit den Land-
wirten über 6 Millionen Personen beschäftigt: 42 Prozent aller Beschäftigten
waren Frauen.13 Ähnliche innergesellschaftliche Verschiebungen fanden in der
DDR statt, wo zwischen 1950 und 1954 die Zahl der Beschäftigten um 700.000
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angestiegen war.14 In Polen war dieser Prozess infolge des starken Zustroms
früherer Bauern in die Städte besonders dramatisch verlaufen. Von 1949 bis
1956 war die dortige Arbeiterschaft um 2,5 Millionen gewachsen (bei insge-
samt über 4 Millionen Arbeitern), wobei ein Viertel der in der Industrie beschäf-
tigten Polen jünger als 25 Jahre war.15

Mehrfache Verwerfungen kennzeichneten dieses soziale Magma. In der
Tschechoslowakei, deren soziale Entwicklung verglichen mit anderen volks-
demokratischen Ländern die geringste Rasanz aufwies, war die Arbeiterschaft
zwischen 1948 und 1953 absolut um ca. 330.000 auf über 2,2 Millionen ange-
wachsen. Nachdem im Zuge der politischen Umgestaltung etwa 250.000 Ar-
beiter in den Leitungsapparat aufgestiegen waren, rekrutierten sich die etwa
600.000 in die „Arbeiterklasse“ übergewechselten „neuen Arbeiter“ fast zur
Hälfte aus ehemaligen Bauern (270.000), ein Viertel (140.000) waren frühere
Gewerbetreibende, und das übrige Viertel setzte sich jeweils zur Hälfte aus „un-
gelernten“ Frauen und deklassierten Angestellten zusammen.16

Doch damit nicht genug. Die lohnpolitische Bevorzugung der Schwerindu-
strie und des Bauwesens, die Nivellierung zwischen qualifizierter und unqualifi-
zierter Arbeit sowie Versorgungsprivilegien für die Industriearbeiterschaft be-
wirkten weitere Umschichtungen.17 1953 hatte von den in der Industrie be-
schäftigten Arbeitern nur etwa ein Viertel den ausgeübten Beruf auch erlernt,
im Bauwesen waren es noch weniger (etwa 17 Prozent). 740.000 Arbeiter, also
ein Drittel der Arbeiterschaft, waren Nebenerwerbslandwirte, somit deklassierte
Bauern. 40 Prozent aller Arbeiter lebten auf dem Land, in 40 Prozent der Arbei-
terhaushalte war neben dem Haushaltsvorstand auch die Frau berufstätig.18

Diese hohe Frauenbeschäftigunsquote war objektiv kein Indiz für Emanzipa-
tion, sondern nur für die miserable soziale Lage: Alleinverdiener waren nicht
mehr imstande, für den Lebensunterhalt einer Familie aufzukommen.    

Das Bild der tschechoslowakischen Übergangsgesellschaft vervollständigen
etwa vier Millionen Angestellte, deren Löhne -- 1948 noch mindestens 30
Prozent höher als die Industrielöhne -- 1953 bis zu 20 Prozent darunter lagen.
Betroffen von dieser Einkommensentwicklung war auch der 1953 in der  `́CSR
schon über einer Million liegende Anteil der nach der kommunistischen Macht-
übernahme herangezogenen „neuen Intelligenz“ unter den Angestellten. Tat-
sächlich wurden im Zuge dieser Entwicklung in der  `́CSR soziale Aufsteiger öko-
nomisch degradiert: Sie gerieten in die politischen Zwangsmaßnahmen gegen
die „alten“ Mittelschichten. So stiegen die Löhne der Industriearbeiter von
1948 bis 1953 um 56 Prozent, die von Technikern um 26 Prozent und von Ver-
waltungsangestellten nur um 15 Prozent.19 Ganz anders war es offenbar in der
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DDR, wo sich die Realeinkommen von 1950 bis 1955 insgesamt verdoppelt ha-
ben, aber vor allem bei selbständigen Handwerkern und Bauern, denn die Ar-
beiterlöhne stiegen in dieser Zeit nur um die Hälfte.

Im Grundsatz prägten die skizzierten Trends einschließlich der Wider-
sprüche die Entwicklung in allen Ländern Ostmitteleuropas. Nationale Beson-
derheiten reflektierten die unterschiedlichen Problemlagen -- in der DDR bei-
spielsweise die Integration von mehreren Millionen „Vertriebenen“ -- und die
landesspezifisch gearteten politischen Legitimationszusammenhänge. Die Un-
gleichmäßigkeit der sozialen Entwicklung zwischen den einzelnen Ländern des
Ostblocks steigerte insgesamt die Brisanz der komplexen Konfliktlagen. 

LLeebbeennssssttaannddaarrdd
Die drastischsten Zahlen zum Lebensstandard liegen für die Tschechoslo-

wakei vor: 1953/54 seien die Reallöhne gegenüber 1938 um 40 Prozent gesun-
ken, der Lebensstandard sei damals niedriger gewesen als im „Protektorat“
unter der deutschen Besatzung.20 Durch die Währungsreform am 1. Juni 1953
war die Bevölkerung um ihre privaten Ersparnisse gebracht worden, gleichzeitig
wurden die Preise für Bedarfsgüter durchschnittlich um 14 Prozent und die Le-
bensmittelpreise um 27 Prozent angehoben. In Polen sind sich alle Historiker
darin einig, dass die Realeinkommen im Zeitraum 1953/54 ihr unterstes Niveau
nach dem Krieg erreichten und die meisten gehen davon aus, dass sie auf der
Höhe von 1949 stagnierten oder gar um mehrere Prozent sanken.21 Auch in der
DDR führte die „Aufbauentscheidung“ von 1952 zur gravierenden Absenkung
des Lebensstandards: Er sank hier sogar unter das Niveau des Jahres 1947,22 bis
zum Stand des schlimmsten Nachkriegshungerjahres. „Dabei ging es nicht nur
um die größer werdenden Lücken im Warenangebot des Handels, auch häufi-
gere Stromabschaltungen und ein unzulänglicher Berufsverkehr erschwerten
die normale Lebenshaltung. [...] Insofern existierte schon eine beachtliche
'Sockelunzufriedenheit', als der Ministerratsbeschluss vom 28. Mai 1953 über
die Erhöhung der Arbeitsnormen [...] offene Proteste und Unruhen auslöste“.23

PPoolliittiisscchhee  LLaaggee
Die neue Strafprozessordnung und Gerichtsverfassung von 1952 trugen in

der DDR dazu bei, dass sich innerhalb eines Jahres die Zahl der Strafgefangenen
fast verdoppelte.24 In der  `́CSR wurden von 1950-54 ca. 90.000 politische Straf-
urteile gefällt, dies entsprach etwa 0,7 Prozent der statistischen Bevölkerung. In
Ungarn seien nach damaligen amtlichen Angaben zwischen 1951 und 1953
gegen 650.000 Personen Gerichtsverfahren durchgeführt worden, wobei
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387.000 Personen verurteilt wurden. Das machte gleich fünf Prozent der Be-
völkerung aus, wobei die Polizei außerdem in 850.000 Fällen eine Strafe ver-
hängte, davon 19.000 Mal eine Gefängnisstrafe.25

Im Justizbereich beschränkte sich die sogenannte Liberalisierung nach
Stalins Tod auf publizistische Kosmetik. So wurden in der DDR von Juni bis
Oktober 1953 zwar 23.853 Personen aus der Haft entlassen,26 doch diese
gewaltige Zahl entsprach lediglich einem Drittel der zwischen Juli 1952 und Juli
1953 neu Inhaftierten.27 In Polen wurde im September 1953 der katholische
Bischof Czeslaw Kaczmarek zu 12 Jahren Haft verurteilt, kurze Zeit später auch
der polnische Primas zusammen mit fünf Bischöfen inhaftiert. Das Rad der ins-
zenierten politischen Prozesse drehte sich 1953 und 1954 auch in der
Tschechoslowakei ungebremst weiter,28 obwohl fast gleichzeitig erste Rehabili-
tierungen früherer Opfer eingeleitet wurden. 

Dennoch bleibt bemerkenswert, dass in der polnischen Armee erst 1954
antisemitische Säuberungen begannen. Damit nicht nur später als in anderen
Ländern, sondern auch erst nach der Bekanntmachung über die „falschen“ An-
schuldigungen in den jüngsten antisemitischen Prozessen in der UdSSR.29 Die
asynchrone und asymmetrische Nachahmung der sowjetischen Vorgaben und
Vorbilder in den Ländern des „Ostblocks“ verdient schon deshalb genauere
Beachtung, weil der Antisemitismus in Polen nicht von den dortigen „Stalinis-
ten“ ausgenutzt werden konnte, wie das zuletzt 1952/53 in der UdSSR der Fall
gewesen war, sondern im Gegenteil von der antistalinistischen Fraktion dazu
benutzt wurde, um die Moskau-treue polnische Parteiführung in der Gesell-
schaft zu isolieren und politisch zu zermürben.

DDeerr  „„NNeeuuee  KKuurrss““
Stalins Tod ließ im gesamten „Ostblock“ Hoffnungen und Erwartungen

aufkommen. Die Gesellschaften gerieten in Bewegung. In der  `́CSR machte sich
anlässlich einer Währungsreform am 1. Juni 1953 die Unzufriedenheit in spon-
tanen Protesten Luft. Der KPTsch-Führung lagen Berichte über Streiks in 129
Betrieben in der ersten Juni-Woche und über größere Demonstrationen in eini-
gen Großstädten vor. In Pilsen kam es aus Anlass einer Straßendemonstration
mit über 20.000 Teilnehmern zum Schusswaffengebrauch und zur Inhaftierung
von einigen Tausend Demonstranten. Damals hielt sich aber kein westlicher
Korrespondent in der  `́CSR auf, die Weltpresse schwieg. Wahrgenommen wur-
den erst die zwei Wochen später ausgebrochenen Massenunruhen in der DDR.

Nachdem der sowjetische Ministerpräsident Malenkow im August 1953
die Steigerung des Lebensstandards und die Gewährleistung einer „sozialis-
tischen Gesetzlichkeit“ zum politischen Ziel erklärt hatte, folgten im September

120



1953 die tschechoslowakische und im Oktober 1953 die polnische Führung der
sowjetischen Empfehlung und verfügten erste ökonomische und sozialpoli-
tische Lockerungen. Für die DDR hatte die neue KPdSU-Führung diesen „Neu-
en Kurs“ bereits Ende Mai 1953 beschlossen und Anfang Juni durch die SED
verkünden lassen.30 Mit den bekannten Resultaten. Die ungarischen Kommu-
nisten schlugen ihn fast zeitgleich ein.31 Doch viel zaghafter, denn die
Nachrichten aus Berlin lösten auch in Budapest sofort politische Alarmsignale
aus. 

Ziel des „Neuen Kurses“ war vor allem eine Drosselung des Tempos der
ökonomischen und gesellschaftlichen Transformation, insbesondere des Aus-
baus der Schwerindustrie, zugunsten der Förderung der Konsumgüterindustrie
und des Handels. In der Tschechoslowakei beispielsweise boten sich für den
„Neuen Kurs“ allein aufgrund der nun freiwerdenden aberwitzigen Rüstungs-
mittel günstige Bedingungen zur Entspannung der sozialen Lage, denn 1953
wurden 55,5 Prozent des tschechoslowakischen Nationaleinkommens für
Rüstung verbraucht.32 Durch die Währungsreform waren ebenfalls erhebliche
finanzielle Reserven entstanden. Infolge einer Senkung von Rüstungskosten
und Investitionen, Anhebung der Aufkaufpreise für landwirtschaftliche Produk-
te, durch Preissenkungen und verbesserte Sozialleistungen kamen der Versor-
gung der Bevölkerung 1954 zusätzlich 10 Milliarden Kronen zugute, wobei sich
durch die Auflösung von Reservelagern für den von Stalin erwarteten Kriegsfall
auch das Angebot an Lebensmitteln und Konsumgütern verbesserte. 

Ein Paket politischer und sozialpolitischer Maßnahmen wurde in der DDR
bereits vor den Juni-Unruhen verabschiedet und in der zweiten Hälfte 1953
nachgebessert. Im Rahmen des „Neuen Kurses“ wurden in der DDR 1953-54
insgesamt fast vier Milliarden Mark an die Bevölkerung ausgeschüttet.33 Und
dennoch: Von 1953 bis 1956 flohen jährlich mehr als anderthalb Prozent der
statistischen DDR-Bevölkerung nach Westdeutschland: 1953 331.000, 1954
184.000,34 1955 über 270.000 Menschen.35

1953/54 wurden auch in Polen Preissenkungen im Umfang von ca. 10
Milliarden Zloty durchgeführt. Doch hier kompensierten sie nicht einmal jene
Kaufkraftverluste, die infolge der erst Anfang 1953 durchgeführten Preiserhö-
hungen entstanden waren. Außerdem produzierte die polnische Landwirtschaft
nicht genügend Lebensmittel, um die Nachfrage bedienen zu können. Auch in
Ungarn verringerte der „Neue Kurs“ nicht das Ausmaß der herrschenden
wirtschaftlichen und sozialen Misere. Hier kam es, wie in Polen, zu Beginn der
Konsolidierungsversuche sogar zu Preiserhöhungen für Grundnahrungsmittel:
Der Brotpreis verdreifachte sich zwischen 1949 und 1954, Schweinefleisch
kostete 1954 in Ungarn doppelt und Butter dreimal so viel wie vor fünf Jahren.36
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Nur vor dem Hintergrund des geringen Ausgangsniveaus hatte sich dagegen in
der DDR die Lebenslage der Bevölkerung seit der Staatsgründung deutlich
verbessert. Der Pro-Kopf-Verbrauch von Fleisch und Butter konnte sich von
1949 zu 1956 in etwa verdoppeln.37 Bei den Grundnahrungsmitteln war es
zwischen 1953 und 1956 gelungen, sich dem Verbrauchsniveau der Vorkriegs-
zeit (1936) weitgehend anzunähern bzw. dieses zu überschreiten.38 Dennoch
war der westdeutsche Pro-Kopf-Verbrauch 1952 doppelt so hoch wie in der
DDR, 1953 betrug der Tagesverbrauch in Ost-Berlin 3.000 kcal, in Westberlin
waren es damals schon 4.500 bis 5.000.39

Als es Chruschtschow 1955 gelang, Malenkow aus der nachstalinistischen
Führungstroika zu verdrängen, waren auch schon die ersten mittelfristigen
Folgen des „Neuen Kurses“ sichtbar geworden: Kürzung von Investitionen be-
deutete oft, dass Betriebe gebaut wurden, nicht aber Wohnhäuser und soziale
Einrichtungen für die Belegschaft; wenn Wohnhäuser gebaut wurden, sparte
man Zugangsstraßen und Kindergärten ein. Knapp war das Warenangebot und
reichte nicht aus, um die erhöhten Löhne auszugeben. So wuchsen nur die
Spareinlagen. In der Bevölkerung nahm wieder die Unzufriedenheit zu.

Das Scheitern des „Neuen Kurses“ förderte zugleich an die Oberfläche,
dass in dem dicht gewobenen Netz der totalen politischen Verfügung über
Wirtschaft und Gesellschaft echte Teilreformen nicht möglich waren, weil sie
nach dem Kartenhausprinzip Gefahr für das gesamte Herrschaftsgefüge nach
sich zogen. So konnte man nicht ohne weiteres die politische Verfolgung zu-
rückfahren, ohne die Wirtschaft lahmzulegen: Einige Wirtschaftsbranchen --
vor allem der Bergbau -- waren ohne Zwangsarbeit überhaupt nicht funktions-
fähig. Eine verheerende Wirkung hatte beispielsweise 1955/56 die „Liberalisie-
rung“ des Justizbereichs in Polen: Freigelassene Häftlinge überzogen auf der
Straße die Polizei lauthals mit Schimpf und Schande...  

ZZuussaammmmeennffaassssuunngg
1. Das Stalinsche Modell des Sozialismus führte in Ostmitteleuropa nicht zu

einer gesellschaftlichen Homogenisierung. Im Gegenteil: Die schon während
des Krieges durcheinander geratenen gesellschaftlichen Strukturen wurden
mit neuer Zersplitterung, Verformung und Verwerfung belastet. Die ost-
mitteleuropäischen Gesellschaften befanden sich in einer schweren Krise, als
nach dem Tod Stalins das politische Herrschaftsgefüge in Bewegung geriet.
Die „führenden Parteien“ waren selbst bloße Objekte sowohl der inneren
gesellschaftlichen wie auch der äußeren politischen Krise. Im wesentlichen
reproduzierten die kommunistischen Parteien unter dem Druck Moskauer
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Vorgaben innerorganisatorisch nur jene gesamtgesellschaftlichen Problem-
und Konfliktlagen, die sie eigentlich hätten steuern und lösen müssen.

2. Die um das Jahr 1953 gestrickten Legenden gehören in den Bereich der
„symbolischen Politik“, zu der die Führung in der Krise eine Zuflucht suchte.
Zu mehr als zur politischen Kosmetik waren die herrschenden Parteien auch
gar nicht in der Lage. So war der 17. Juni 1953 zunächst das Werk „auslän-
discher Provokateure“, mit dieser Propaganda-Floskel ließ sich bald auch
Berija politisch entsorgen, dem man Verbindungen zu diesen ausländischen
Kreisen sogar gerichtlich nachgewiesen hatte. 1956 nannte man dann fol-
gerichtig den ungarischen Reformkommunisten Imre Nagy den „ungarisch-
en Berija“ und als der „tschechoslowakische Berija“ wurde sogar der 1952
hingerichtete Generalsekretär der KPTsch Slansky tituliert.
Berija war aber nur ein Sündenbock, denn im wesentlichen hatte er nur das
vorweggenommen bzw. initiiert, was der Endsieger um Stalins Nachfolge
Chruschtschow 1956 mit seiner Geheimrede auf dem XX. Parteitag 1956 im
„großen Stil“ versuchen sollte. Berija unterlag lediglich in einem internen
politischen Machtkampf, in dem er ungeduldigen Ehrgeiz, Selbstüberschät-
zung und Mangel an politischem Gespür an den Tag gelegt hatte.

3. In Westeuropa wird im Zuge der „historischen Bewältigung“ mit Blick auf
das Jahr 1953 insbesondere auf die delegitimierende Wirkung der unmittel-
bar nach Stalins Tod von Berija schroff eingeleiteten Liberalisierungsschritte
im Bereich der Ideologie hingewiesen: Mit dem öffentlichen Widerruf der
Anschuldigungen in der sogenannten Ärzteverschwörung und mit den
ersten Schritten zur Normalisierung der Beziehungen zu Jugoslawien sei
Stalin schlagartig demontiert worden.40 Auf die Mitglieder der kommunis-
tischen Parteien wirkten zwar solche kryptischen politischen Signale zumin-
dest mittelfristig. Die intellektuelle Geschichtsbewältigung übersieht dabei
aber, dass nicht einmal tote Kaiser mit den Kleidern auch die Macht ver-
lieren. Konkret hatte im „realen Sozialismus“ der fünfziger Jahre Ideologie
keinen realen Gebrauchswert mehr, vor wirkliche Probleme stellte die Men-
schen die Bewältigung des Alltags. 

4. Das Jahr 1953 symbolisiert die demokratische Delegitimierung des „realen
Sozialismus“ und die Rückkehr der Massen in die Geschichte. Als Zäsur in
der Entwicklung des Nachkriegs-Kommunismus ist es prägnanter als das
Jahr 1956. Chruschtschows „Geheimrede“ von 1956 gaukelte aber die
Möglichkeit eines „entstalinisierten Kommunismus“ vor, und diese „vage“
und eigentlich „geheime“ und parteiinterne „Illusion“ konnte ihre Wirkung
nur vor dem Hintergrund der massiven Einschüchterung durch die dras-
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tischen Bilder von der sowjetischen Intervention in Ungarn in Verbindung
mit der Enttäuschung über die Haltung des Westens zu der ungarischen
Entwicklung entfalten. Bis 1956 waren nämlich in Ostmitteleuropa Hoff-
nungen auf eine aktive Hilfe des Westens für die nationalen Befreiungsbe-
wegungen sehr verbreitet. Nicht nur die westliche Propaganda schürte sie,
auch die kommunistische über den „imperialistischen Agenten Tito“ förder-
te beständig solche Illusionen über die Möglichkeit eines „nationalkommu-
nistischen“ Ausbruchs mit Hilfe der USA nach dem Modell Jugoslawiens.
Solche Phantasien begünstigten nur den Missbrauch des Nationalismus als
Stabilisierungsstütze der Diktatur. Die nationalen Oppositionsbewegungen
konnten aber isoliert und zersetzt werden, solange sie auf partikulare
soziale, ökonomische oder nationale Interessen beschränkt blieben. Erst
nach dem Einmarsch in der Tschechoslowakei 1968 wurde die Illusion über
die Reformfähigkeit des Systems und das sozialistische System selbst für
„klinisch tot“ erklärt (Leszek Kolakowski). Es war auch in seinen Bestandtei-
len nicht reformierbar, im Ganzen brach es schließlich an seinen inneren Wi-
dersprüchen zusammen. 
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